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Einführung. 


Die unvorhergeſehene und unerwartete Länge und Heftigkeit 


des Weltkrieges mußte nicht nur auf militäriſchem, ſondern auch auf 


wirtſchaftlichem Gebiete ungeheure Kraftanſpannungen und immer 
neue Aufgaben mit ſich bringen. Alle Volksteile haben im Laufe der 
Zeit ſpüren müſſen, welche tief einſchneidenden Wirkungen das große 
Völkerringen auf die Geſamtheit des deutſchen Volkes ausgeübt hat. 
Die Frage, ob wir nach allen Richtungen hin wohlgerüſtet in dieſen 
Krieg hineingegangen ſind, ſoll hier nicht unterſucht werden, ebenſo 
nicht, ob und wie unſer Wirtſchaftsleben im allgemeinen den un⸗ 
erwarteten und langdauernden Angriffen ſtandgehalten hat. Stellen 
wir aber die Frage auf die deutſche Privatverſicherung ab, ſo kann 
ſie unbedenklich bejaht werden. Während gerade dieſer Zweig des 
Geſchäftslebens bei unſeren Feinden ſchon in der Kriegszeit verſagte, 
hat das deutſche Verſicherungsweſen bewieſen, daß es auch den 
ſchwierigſten Anforderungen gerecht zu werden vermochte. 

Dieſes Beſtehen der Kraftprobe hat denn auch ſein Gutes 
neben allen ſchweren Nebenerſcheinungen gehabt: nämlich die ſtärkere 
Erkenntnis der wirtſchaftlichen Notwendigkeit des Verſicherungs⸗ 
weſens in allen Volkskreiſen, auch in ſolchen, die früher keineswegs 
geneigt waren, es als wirtſchaftlichen Faktor anzuſehen, die vielmehr 
glaubten, höhniſch und verächtlich auf die Verſicherungen herabblicken 
und den, der ſich mit ihr beſchäftigte oder in ihr betätigte, von vorn⸗ 
herein als ſuſpekt betrachten zu dürfen. Das hat aufgehört; der 
Kreis der für das Verſicherungsweſen Intereſſierten hat ſich beträcht⸗ 
lich vergrößert. Mancher, der es früher weit von ſich gewieſen hätte, 
ſeinen Lebensunterhalt durch Tätigkeit für eine Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft zu verdienen, iſt heute froh, dieſe Gelegenheit ergreifen zu 
dürfen und iſt nicht ſelten überraſcht über die Fülle der intereſſanten 
volkswirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Fragen, die ihm dieſe Be⸗ 
ſchäftigung darbietet. 

Wenn man aber früher glaubte, mit Beendigung eines Krieges 
das Schwerſte überwunden zu haben, ſo lehrte die kommende Zeit 
ſehr ſchnell, daß jetzt erſt der eigentliche Kampf für das Wirtſchafts⸗ 
leben begann. Im Volke ſelbſt gärte es und gärt es noch heute ge⸗ 
waltig. Immer neue Schwierigkeiten türmen ſich mit neuen un⸗ 
erwarteten Sorgen und Pflichten vor dem deutſchen Volke auf, und 
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auch die deutſche Privatverſicherung wird von jeder neuen Erſchei⸗ 
nungswelle in Mitleidenſchaft gezogen. Während aber der Krieg 
mit ſeinen Folgen für viele wirtſchaftliche Zweige eine geradezu 


glänzende Hochkonjunktur mit ſich bringen mußte, war die deutſche 


Verſicherung in Gefahr, von einem recht empfindlichen Mückſchlage 
betroffen zu werden. 


Die Aufgabe der nachſtehenden Ausführungen ſoll nun ſein, 


die Entwicklung eines größeren Teiles des deutſchen Privat⸗Verſiche⸗ 
rungsweſens während des Weltkrieges 1914/18 darzuſtellen, ſowie die 


wirtſchaftlichen Wirkungen, welche der Krieg auf das Verſicherungs⸗ 


weſen ausgeübt hat, zu beleuchten. Man muß ſich bewußt ſein, daß 


die Darſtellungen nicht nach allen Seiten hin erſchöpfend ſein können, 


da ſie für den Zweck, dem ſie zu dienen beſtimmt ſind, keinen allzu 
großen Umfang annehmen dürfen, um nicht an Überfichtlichkeit zu 
verlieren. Schließlich aber iſt der Abſtand vom Ende des Weltkrieges 
auch noch längſt nicht groß genug, um alle Folgerungen und Aus⸗ 
wirkungen auf das Verſicherungsweſen heute ſchon voll überſehen zu 
können. Täglich treten unerwartete Erſcheinungen und Wendungen 
in unſer Wirtſchaftsleben, die uns beweiſen, daß wir häufig noch 
vor Aufgaben ſtehen, die wir ſchon längſt überwunden zu haben 
glaubten. 


Verſicherungsmannes darbietet. 


— — — — 


So ſei denn verſucht, in verhältnismäßig gedrängter Uberſicht 
ein Bild zu geben, wie es ſich dem Auge Des in der a tätigen 
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A. Allgemeiner Teil. 
Kapitel !: 
Allgemeine Begriffsbeſtimmungen. 


§ 1. über den Begriff des Krieges und Be 
Kriegsereigniſſe s. 


Der Krieg bedeutet einen Gefahrumſtand, deſſen Verlauf von 
vornherein niemals überblickt werden kann. Er ſchließt daher Mög⸗ 
lichkeiten in ſich, die in einen normalen Verlauf der Dinge nicht ein⸗ 
berechnet werden können. Aus dieſem Grunde hat ſich ſowohl das 
Verſicherungsvertragsgeſetz als auch jeder Verſicherungszweig im 
einzelnen in ſeinen Bedingungen mit dem Kriegsriſiko auseinander⸗ 
geſetzt. Der Praktiker weiß, welche Zweifelsfragen ſich oft bei der 
Behandlung von Kriegsſchadenfällen ergeben haben. Wenn wir da⸗ 


her die in den Verſicherungsbedingungen enthaltenen Beſtimmungen = 


bei der Behandlung unjeres Themas näher betrachten wollen, müſſen 
wir uns erſt einmal klar darüber werden, was denn unter dem Be⸗ 
griff des Krieges in verſicherungstechniſchem Sinne zu verſtehen iſt. 

Das Einfachſte wäre zunächſt, den Krieg, wie das Völkerrecht 
ihn auffaßt, als den mit Waffengewalt geführten Kampf zweier oder 
mehrerer Staaten anzuſehen. Die rein wirtſchaftliche Natur des Verſiche⸗ 
rungsvertrages verbietet uns jedoch von vornherein, uns an dieſe 
ſtreng juriſtiſche Begriffsbeſtimmung anzulehnen“!). Es kommt hier⸗ 
bei nicht darauf an, den Krieg als ein Rechtsverhältnis zu beſtimmen, 
ſondern im Verſicherungsrecht müſſen tatſächliche Momente maß⸗ 
gebend ſein. In der Literatur herrſcht allerdings über dieſe Frage 
keine Einigkeit. Fuld“ ) ſchließt ſich vollſtändig der Definition des 
Krieges im Sinne des Völkerrechts an und verlegt deſſen Beginn 
daher auf die Eröffnung der Feindſeligkeiten. Da nach dem u 
Abkommen vom 18. 10. 1907 Art. 1 beſtimmt: 


„Die Vertragsmächte erkennen an, daß die Feindseligkeiten 
unter ihnen nicht beginnen dürfen, ohne eine vorausgehende 
unzweideutige Benachrichtigung, die entweder die Form einer 

mit Gründen verſehenen Kriegserklärung oder die eines Ulti⸗ 

matums mit bedingter Kriegserklärung haben muß“, 


* ae en S. 321. 
e 
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ſieht Fuld Angriffe franzöſiſcher Flieger am 31. Juli 1914 auf deutſche 
Städte nicht als Kriegsereigniſſe an. M. E. läßt eine ſolche Auf⸗ 


faſſung ſich nicht halten, wenn man berückſichtigt, welches Moment 155 


das Verſicherungsrecht veranlaßt hat, zum Kriege Stellung zu nehmen. 
Es iſt dies der durch den gewaltſamen Kampf plötzlich geſchaffene Ge⸗ 
fahrenzuſtand, der völlig aus dem normalen Geleiſe herausſpringt, 
eine vorausſichtlich ganz klare Deutung überhaupt nicht zuläßt und 
ſomit einen Überblick eines nach Wahrſcheinlichkeit und Erfahrung 
möglichen Ausganges vollſtändig ausſchließt. Da, wo daher in der 
Literatur kein ſelbſtändiger Begriff des Krieges aufgeſtellt wird“), 
läßt man ſich blindlings von ſeinem Rechtsgefühle leiten, kommt aber 
ſchließlich auch zu dem Ergebnis, das Hauptgewicht auf den tatſäch⸗ 
lichen Gefahrenzuſtand zu legen“). 

Natürlich kann man den Begriff des Krieges als tatſächliches 
Gefahrenmoment nicht einfach abtun; vielmehr muß man, um Unklar⸗ 
heiten zu vermeiden, in genau feſtgelegten Grenzen darauf eingehen. 
Ebenſo wie einesteils nicht jede Kampfaktion größeren Stiles 
ſchlechthin als Krieg bezeichnet werden kann, wird man andernteils 
die Ausübung der Waffengewalt in einem Staate ſelbſt nicht unter 
den Begriff des Krieges bringen. Im letzten Falle handelt es ſich 
vielmehr um Aufruhr, Bürgerkrieg oder ähnliches. Wenn nun zwar 
eine gegenteilige Auffaſſung dem Verſicherungsrecht an ſich auch nicht 
entgegenſtehen würde, da in erſter Linie ja nur der kriegsmäßig ge⸗ 
ſteigerte Gefahrenzuſtand für dieſes erheblich iſt, ſo genügt doch jene 
begriffliche Vorausſetzung allein nicht. 

Man muß berückſichtigen, daß der Krieg weiterhin als ein Zu⸗ 
ſtand aufzufaſſen iſt, der ſich in einem gewiſſen Zeitraum auf ein 
räumliches Gebiet erſtreckt '), jo daß ſich als Geſamtbild zur Erfüllung 
des Kriegsbegriffes im verſicherungsrechtlichen Sinne ein tatſächlicher 
gefahrerhöhender Zuſtand ergibt, der ſich während einer gewiſſen 
Zeit auf ein beſtimmtes räumliches Gebiet ausdehnt. 

Daran anſchließend kommen wir dazu, als Kriegsereignis einen 
Vorgang aufzufaſſen, der zu dem oben dargelegten Zuſtand in einem 
urſächlichen Zuſammenhange ſteht. Natürlich genügt auch ein mittel⸗ 


barer Zuſammenhang eff), jedoch darf dieſer nicht jo weit entfernt ſein, 


daß eine Verfolgung des Kauſalzuſammenhanges als logiſch ſich an⸗ 
einanderreihende Urſachenkette nicht mehr nachweisbar iſt. Es ge⸗ 
nügt alſo nicht, wenn ein Ereignis nur „gelegentlich“ eines Krieges 
eintritt, d. h. wenn der Zuſammenhang mit dem Kriegszuſtande etwa 
räumlich oder zeitlich zuſammenfällt, ohne indes die Urſache in ihm 


* Vergl. Joſef, S. 603, und Conradi, S. 81. 
**) Beume, ©. 159 ff. 

+) Kirchmann, S. 366. 
+7) Kirchmann, ©. 366. 


NVv 


zu finden. Wenn daher beiſpielsweiſe jemand einem Militärtransporte 
zuſieht und durch ein ſcheugewordenes daherraſendes Pferd ver— 
unglückt, ſo kann man hierin ein Kriegsereignis nicht erblicken. Der 
Krieg iſt eben in dieſem Falle nicht die unmittelbar oder mittelbar 
einwirkende Urſache zu dem Unglücksfall geweſen. Anders wäre es 
aber, wenn der Verunglückte auf einem Liebesgabentransport mit 
Pferden im Kampfgebiete durch eins der durch das Kampfgetöſe ſcheu⸗ 
gewordenen Pferde verletzt worden wäre. Hier iſt die Urſache im 
Kriege ſelbſt zu ſuchen, ſo daß von einem . geſprochen 
werden SUB. 


8 2. Was verſteht man unter Teilnahme an 
Kriegsereigniſſen? 


Vergleicht man die allgemeinen Verſicherungsbedingungen, ſo 
ſtößt man auf mannigfache Verſchiedenheiten beſonders bei den Be⸗ 
ſtimmungen über die Kriegsgefahr, und man verſteht dann die Not⸗ 
wendigkeit der Betrachtung in den vorhergehenden Paragraphen. 

Man muß ſich klar darüber ſein, daß Teilnehmer an Kriegs⸗ 
ereigniſſen nicht identiſch mit Kriegsteilnehmer iſt. Unter einem 
Kriegsteilnehmer verſteht man einen Soldaten und zwar einen ſolchen, 
der ſich an Kampfhandlungen einer kriegführenden Macht beteiligt. 

Die Beziehungen zum Krieg und dem „Kriegsereignis“ in den 
Verſicherungsbedingungen machen deren häufig ſo ſchwierige Deutung 
nötig, und wir müſſen uns zu dem Ausdruck „Teilnahme an Kriegs⸗ 
ereigniſſen“ wenden, der immer wieder beſonders in der Lebensver⸗ 
ſicherung auftritt, und mit deſſen Auslegung ſich das Reichsgericht 
mehrfach hat beſchäftigen müſſen. 

Kirchmann“) definiert: 

f „Teilnahme an Kriegsereigniſſen i im Sinne der Verſicherungs⸗ 
bedingungen iſt jedes unter Anderung der bisherigen Willensrichtung 
erfolgende Handeln, das geeignet iſt, eine dem Verſicherungsnehmer 
zum Bewußtſein kommende und trotzdem nicht vermiedene Gefahr für 
ſein Leben infolge der Möglichkeit des Eintritts von durch den Krieg 
als tatſächlichen Zuſtand verurfachten Veränderungen in der Außen⸗ 
welt mit ſich bringen.“ 

Wir müſſen uns ferner auch klar darüber ſein, daß für die Teil⸗ 
nahme eine gewiſſe tätige Beteiligung notwendig iſt, die aus einer 
beſtimmten Willensänderung entſpringt. 

Da nun die einzelnen Geſellſchaften nicht ſämtlich den gleichen 
Wortlaut in ihren Bedingungen haben, dieſe vielmehr verſchieden⸗ 
artig voneinander abweichen, iſt es vorgekommen, daß in dem gleichen 
Verſicherungsfall, der bei zwei Geſellſchaften zur Anmeldung gebracht 
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worden war, die eine Geſellſchaft vom R. G.“) zur Leiſtung verurteilt, 
während die andere von der Verpflichtung zur Zahlung der Todes⸗ 
fallſumme freigeſprochen worden iſt. 

Des Intereſſes halber mögen hier die Entſcheidungen in Kürze 
wiedergegeben werden“). 

Bei einer Beteiligung an einem Liebesgabentransport begab 
ſich ein Tiefbauunternehmer C. zur Beſichtigung in einen Schützen⸗ 
graben, der ihm als gefahrlos geſchildert worden war. Plötzlich wird 
dieſer beſchoſſen, und auf dem Rückwege wird C. von einer Granate 
getötet. Der Verunglückte war ſowohl bei einer Hamburger als auch 
bei einer Stettiner Geſellſchaft verſichert. Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſummen erfolgte jedoch nicht, mit der Begründung, C. ſei während 
ſeiner Teilnahme an Kriegsereigniſſen ‚geitorben, ein Riſiko, das nicht 
in die Bedingungen eingeſchloſſen ſei. Im Hamburger Fall wurde die 
Reviſion der Verſicherungsgeſellſchaft zurückgewieſen und dem Klage⸗ 
antrag gemäß erkannt, im Stetiner Fall wurde die Klage abgewieſen. 
Dieſer ſcheinbare Widerſpruch in den Urteilen liegt in dem . 
denen Wortlaut der Bedingungen begründet. 

Die Hamburger Geſellſchaft hatte folgende Bedingungen ik -- 
ihrem Vertrage: 5 

„Stirbt der Verſicherte während ſeiner Teilnahme an den 
Kriegsereigniſſen oder infolge ſolcher Teilnahme innerhalb fünf 
Monaten, ohne daß die Kriegsgefahr vereinbart iſt, ſo iſt die Geſell⸗ 
ſchaft nur zur Zahlung des am Todestage vorhandenen Deckungs⸗ 
kapitals verpflichtet.“ Daraufhin iſt vom Berufungsrichter die Frage 


nach der Teilnahme an Kriegsereigniſſen verneint worden, da C. wohl 


gewußt haben möge, daß der Schützengraben in der feindlichen Feuer⸗ 
zone liege, der Wille aber, ſich einer ſolchen Lebensgefahr auszuſetzen, 
könne nicht feſtgeſtellt werden und das R. G. ſtimmt dem inſofern bei, 
als nur eine gewollte Beteiligung an der Kriegshandlung als eine 
der Vorſchrift genügende Teilnahme anzuſehen ſei. Ob nun ſchon in 
der bloßen Beteiligung an einem Liebesgabentransport und in dem 
Betreten des Kriegsſchauplatzes eine Teilnahme an Kriegsereigniſſen 
zu erblicken ſei, iſt mehr als zweifelhaft. Ein tieferes Eingehen auf 
dieſe Streitfrage wird ſowohl vom Berufungsgericht, als auch vom 
R. G. vermieden, da einem weiter vom Berufungsrichter geltend ge⸗ 
machten Grund ohne weiteres zugeſtimmt wird, nämlich daß im 
Sinne des $ 8 der Bedingungen Teilnahme an Kriegsereigniſſen nur 
da vorliege, wo es ſich um die Teilnahme von Mitgliedern mobiler 
Truppen oder von zum Landſturm dene handelt, und wenn 
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hierin eine Unklarheit erblickt würde, dieſe zu Laſten der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft gehe. Dieſe Auslegung muß aber die Beklagte gegen ſich 
gelten laſſen. 9 8 

In den Bedingungen der Stettiner Geſellſchaft lautet der § 8: 
„Nimmt der Verſicherte am Kriege teil, ſo wird von dem Zeitpunkt an, 
wo er zum Kriegsdienſt einberufen wird oder ſonſtwie in irgendeiner 
Eigenſchaft den Kriegsſchauplatz betritt, die Verſicherung außer Kraft 
geſetzt, wenn nicht die Kriegsgefahr mit übernommen worden iſt.“ 
Mit den Worten „oder ſonſtwie in irgendeiner Eigenſchaft den Kriegs⸗ 
ſchauplatz betritt“, iſt deutlich geſagt, daß die Verſicherungs⸗ 
bedingungen die Kriegsteilnahme im weiteſten Sinne aufgefaßt wiſſen 
wollten. Danach nimmt der Verſicherte ſchon dann am Kriege teil, 
wenn er durch ein gewolltes, dem Kriege dienendes Handeln ſich der 
Kriegsgefahr ausſetzt. Das trifft für den ſchwebenden Fall zu, weil 
die Beförderung der Liebesgaben als eine unſer Kriegsziel fördernde 
Handlung bezeichnet werden muß, und damit iſt gemäß den hier 
geltenden Beſtimmungen die Verſicherung außer Kraft geſetzt. 

Die Frage nach der Berechtigung dieſer Urteile und nach der 
Billigung ihrer Begründung mag der Literatur, da der Fall die 
Runde durch ſämtliche Fachzeitſchriften machte, überlaſſen bleiben. 
Es ſollte nur an ihrer Wiedergabe bewieſen werden, wie notwendig 
es für den Verſicherer iſt, zu dem Begriff der „Teilnahme an Kriegs⸗ 
ereigniſſen“ von vornherein eingehend Stellung zu nehmen und 
deutlich zum Ausdruck zu bringen, was er gewollt hat. 


§ 3. Kriegsgefahr und Kriegsſchaden. 


Wir wollen uns im folgenden noch kurz mit dem Begriff 
„Kriegsgefahr“ und „Kriegsſchaden“ auseinanderſetzen, da ſie gleich 
weſentliche Bedeutung haben, wie die früher erwähnten Kriegs⸗ 


teilnehmer und Teilnehmer an Kriegsereigniſſen. 


Unter „Gefahr“ oder „Riſiko“ im Sinne der Verſicherungs⸗ 
bedingungen verſtehen wir mit Manes „das Maß der Gefahr oder 
den Ausdruck des Durchſchnittbetrages eines möglichen Schadens in 
einer beſtimmten Zeiteinheit.“) Unter Kriegsgefahr wird man dem⸗ 
gemäß den Ausdruck des Durchſchnittsbetrages eines möglichen 
Schadens im Kriege verſtehen müſſen! ). Die Gefahr eines mög⸗ 
lichen Schadens wird in der Verſicherung auf ſtatiſtiſcher oder Er⸗ 
fahrungsgrundlage errechnet, und da jeder Krieg jede Statiſtik und 
jede Erfahrung über den Haufen wirft, ſo iſt leicht zu begreifen, 
wenn die Verſicherungs⸗Geſellſchaften im allgemeinen das Kriegsriſiko 


als Sonderriſiko betrachten, und es höchſtens gegen beſonderen Zu⸗ 


) Manes, S. 116. 
**) Ebenſo Beume, S. 168. 


ſchlag und nur mit Beſchränkung aufnehmen. Im Kriege hört eben 
jede Wahrſcheinlichkeits rechnung auf und auch die findigſten Kom⸗ 
binationen laſſen ſich durch deſſen immer unerwarteten Verlauf nicht 
halten. | | 
Als Kriegsſchäden möchte ich diejenigen Schäden bezeichnen, 
die ihre Urſache im Kriege finden. Krieg und Schaden müſſen ſich 
alſo verhalten wie Urſache und Wirkung, ſo daß der Verſicherer dann 
von einem Kriegsſchaden ſpricht, wenn ſeine Lage durch auf den 
Krieg zurückzuführende Umſtände verſchlechtert worden iſt. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt die Entſcheidung darüber im einzelnen Falle nicht 


immer leicht, beſonders dann nicht, wenn noch andere Zuſammen⸗ | 


hänge gegeben find, die den Schaden mit verurſacht haben. Iſt nur 
ein Ereignis da, das den Schaden hervorgerufen hat und handelt 
es ſich hierbei um ein Kriegsereignis, ſo wird man ohne weiteres 
von einem Kriegsſchaden ſprechen können. Wenn aber mehrere Er⸗ 
eigniſſe den ſchädigenden Erfolg verurſacht haben, ſo wird man nur 
dann einen Kriegsſchaden annehmen können, wenn gerade der Krieg 
als entſcheidendes Moment in der Urſachenkette zu erkennen iſt. 

Wohl finden wir in den Verſicherungsbedingungen Merkmale 
aufgeſtellt, wann ein Schaden als Kriegsſchaden aufgefaßt werden 
ſoll. Damit kann man aber, wie wir an den Beiſpielen der R. G. 
Entſcheidungen auf S. 6 und 7 erſehen, nicht allen Zweifelsfragen aus 
dem Wege gehen, ſondern man muß jedesmal wieder von allgemeinen 
Richtlinien ausgehen. 

Ein Eingehen an dieſer Stelle erübrigt ſich, da dieſe Frage 
ſpäter im Einzelnen bei jedem der behandelten Wees beige 
erörtert wird. 


B. Beſonderer Teil. 
Kapitel II: 


Außere Wirkungen des Krieges. 


§S 4. Anpaſſung der Verſicherungs⸗Geſellſchaften 
an die veränderten Betriebsverhältniſſe im 
| Innen⸗ und Außendienſt. 

Einſtellung von Frauen und deren teilweiſe 

Bewährung. 

Mit dem Beginn des Krieges wurden die Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften genötigt, ſich auf die mit einem Schlage veränderten Ver⸗ 
hältniſſe ein⸗ und umzuſtellen. Im Innen⸗ wie im Außendienſt riß 
das plötzliche Fehlen einer großen Zahl von eingearbeiteten Fach⸗ 
leuten eine ſtarke Lücke in den wohlorganiſierten Aufbau der Verwal⸗ 
tung, die insbeſondere den Dienſt der Direktions⸗Zentralen der Ge⸗ 
ſellſchaften auf das empfindlichſte berührte; kamen doch gleichzeitig 
mit dem Zerreißen des feſten Gefüges der Verwaltung die zahl- 
reichen, mit dem Ausbruch des Krieges und der Teilnahme an ihm 
zuſammenhängenden Anforderungen der Verſicherten und des inter⸗ 
eſſierten Publikums. Zunächſt waren es hauptſächlich die auf den 
Todesfall verſicherten einberufenen Perſonen oder deren Angehörige, 
die ſelbſtverſtändlich ſofort Aufklärung über die Tragweite der Ver⸗ 
ſicherungen wünſchten, ſowie diejenigen, die nun plötzlich einſahen, 
daß z. B. eine Lebensverſicherung doch etwas Gutes ſein könne, nach⸗ 
dem der Staat ſie an die Pflicht erinnerte, ihm zu ſeiner Erhaltung 
ihr Leben zur Verfügung zu ſtellen. Wie die Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften dieſen Anforderungen entſprachen, wird an anderer 
Stelle dieſer Schrift behandelt. Hier haben ſich die Unterſuchungen 
darauf zu beſchränken, ob und wie die Geſellſchaften ſich in ihrer Ver⸗ 
waltung den von Grund auf veränderten Serpalmnen angepaßt 
haben. 

Alle Zweige des Verſicherungsweſens wurden von den Folgen 
des Krieges in ihrer inneren Verwaltung betroffen, die einen mehr, 
die anderen weniger, je nachdem der Beamtenſtand ſich aus jüngerem 
oder älterem Perſonal zuſammenſetzte. Es kann auch hier behauptet 
werden, daß die Verſicherungs⸗Geſellſchaften nach der erſten begreif⸗ 
lichen Stockung ſehr bald zu einer regelmäßigen Erledigung der 
laufenden Geſchäfte kamen. Freilich mußten auch hier wie auf 

anderen Gebieten des öffentlichen und privaten Lebens die noch nicht 
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und die nicht mehr militärpflichtigen Perſonen in die Lücken eintreten, 3 


und die Geſellſchaften mußten ſich in höherem Maße als früher der 
Einſtellung von Frauen zuwenden. Natürlich waren es zunächſt die 
einfacheren und mechaniſchen Arbeiten, welche dieſe neueingeſtellten 
Perſonen verrichteten, und nur allmählich gelang es, einem kleinen 
Teil die fachtechniſchen Kenntniſſe beizubringen, die ſie zur Erledigung 
auch höherer Arbeiten befähigten. 


War ſo die Aufrechterhaltung des Innendienſtes mit einigen | 


Mühen auch in der allererſten Zeit des Krieges möglich, ſo wurden 
die Verſicherungs⸗Geſellſchaften empfindlich durch die Einziehung der 
waffenfähigen Männer in ihrem Lebensnerv — der Einholung der 
Beiträge für den laufenden Verſicherungsbeſtand — betroffen. Viele 
der Frauen der zum Heeresdienſte eingezogenen Agenten, der Hilfs⸗ 
perſonen für die Erhebung der Prämien, wußten mit den in ihrem 
Beſitz befindlichen Prämienrechnungen und auch neuen Verſicherungs⸗ 
ſcheinen, welche die Verſicherungs⸗Geſellſchaften als „Dokumente“ be⸗ 
zeichnen, nichts anzufangen. Sie ließen ſie meiſt liegen, und nur 
wenige holten ſich bei den Direktionen der Geſellſchaften oder, ſoweit 
ihnen bekannt, bei den übergeordneten Geſchäftsſtellen im Reiche Rat, 
was ſie mit den Papieren anfangen ſollten. Es konnte nicht aus⸗ 
bleiben, daß die Geſellſchaften Verluſte zu beklagen hatten, ins⸗ 
beſondere aus den unmittelbar vom Kriege heimgeſuchten Gebieten 
in Oſtpreußen. Bei dem Einfall der Ruſſen in Oſtpreußen ſind unter 
anderen Schädigungen des deutſchen Volksvermögens auch den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften durch die Vernichtung von Verſicherungs⸗ 
Dokumenten, den Raub von Prämiengeldern uſw., namhafte Ver⸗ 
luſte entſtanden. Freilich hat es auch hier pflichttreue Vertreter ge⸗ 
geben, welche die Papiere retteten und die Geſellſchaften in den Stand 
ſetzten, wieder Ordnung in die auseinandergeriſſene Verwaltung des 
f betreffenden Bezirks zu bringen. 


In dieſer Zeit der Not trat an die Verſicherungs⸗Geſellſchaften 


die Frage heran, wie ſie ſich überhaupt dem Neugeſchäft gegenüber 


verhalten ſollten. In den Zweigen der Sachverſicherung war die 


Beantwortung der Frage nicht ſchwer, denn ſoweit es ſich um die 


Feuerverſicherung handelt, iſt der Gedanke, daß man ſich gegen dieſen 
Schaden verſichern müſſe, doch ſchon ſo weit in die Bevölkerung ein⸗ 


gedrungen, daß hier von einem völligen Aufgeben der Anwerbung 
von neuen Verſicherungen nicht die Rede ſein konnte. Anders dagegen 
in der Unfallverſicherung, ſowie in der Lebens⸗ und Volksverſicherung. 


In der Unfallderſicherung waren die Zurückbleibenden nicht die 


beſten Riſiken; mehr oder weniger hatten ſchließlich alle Zurück⸗ 
bleibenden einen körperlichen Fehler, der ſie zum Kriegsdienſt un⸗ 
tauglich machte, und in der Lebensverſicherung war, abgeſehen von 


dem gleichen. Geſichtspunkte, die Zahl der Verſicherungsluſtigen zu 
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klein, auch waren die Kreiſe der für die Verſicherung Intereſſierten zu⸗ 
nächſt finanziell zu ſehr getroffen, um hier eine Werbetätigkeit als 
lohnend erſcheinen zu laſſen. Aus dieſem Grunde hat eine ganze 
Reihe von Geſellſchaften es vorgezogen, auf die Entwicklung des 
Organiſationsdienſtes während der Kriegsjahre überhaupt keinen 
Wert zu legen, ſondern ſich nur mit der Verwaltung des Beſtandes 
und der Annahme derjenigen Geſchäfte zu begnügen, die ohne Auf⸗ 
wendung beſonderer Mittel zu erlangen waren. 

Die oben erwähnten Schwierigkeiten bei der Erhebung der 
Beiträge für den laufenden Verſicherungsbeſtand veranlaßte eine An⸗ 
zahl von Geſellſchaften, die Verwaltung des Beſtandes ihren Ge⸗ 
ſchäftsſtellen und Generalagenturen abzunehmen und ſie nach dem 
Sitz der Zentrale zu übernehmen. Das Verfahren dieſer Gejell- 
ſchaften, die ſich während der Kriegsjahre bei der Anwerbung eines 
größeren Neugeſchäftes zurückhielten, brachte freilich eine Erſparnis 
der Verwaltungskoſten und der Vermittlergebühren mit ſich, die ſich 
bei denjenigen Geſellſchaften weſentlich erhöhten, die es für richtig 
hielten, ſich durch die Erweiterung ihres Vertreternetzes den Grund⸗ 
ſtock für das nach dem Kriege zu erwartende Neugeſchäft zu ſchaffen. 

Zur Aufrechterhaltung des Dienſtes der Außenorganiſation 
während der Kriegszeit trugen bei einer Reihe von Geſellſchaften die 
Frauen bei. Wie ja insbeſondere in den erſten Kriegsjahren die 
Frauen für das ganze wirtſchaftliche Leben eine erhöhte Bedeutung 
erhielten, ſo auch im Verſicherungsweſen, wo, wie oben geſagt, die 
Frauen nicht nur in den Inkaſſodienſt zur Einhebung der Prämien 
des laufenden Beſtandes eingeſtellt wurden, ſondern auch zur An⸗ 
werbung von Neugeſchäften. Manche Geſellſchaften bildeten ſich wäh⸗ 
rend des Krieges eine förmliche Frauen⸗Organiſation, insbeſondere 
auf dem Gebiete der „kleinen Lebensverſicherung“, heran, auf dem 
ſchließlich doch die Frau den Ausſchlag zu geben hat, und wo ſie 
leichter gewonnen werden kann, als der Mann, den der Werber oder 
die Werberin in den meiſten Fällen erſt in den Abendſtunden zu 
Hauſe antrifft. Auch hier haben ſich allerdings die Verhältniſſe in der 
Nachkriegszeit ſehr weſentlich geändert, hauptſächlich in bezug auf die 
kleine Lebens⸗ und Volksverſicherung. Dieſe Verhältniſſe werden 

ſpäter zu unterſuchen und zu beleuchten ſein. 


§S 5. Die Verwaltungskoſten. 


Ein beſonders bedeutſames Kapitel für die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften bildet die außerordentliche Steigerung der Verwal⸗ 
tungskoſten. Die Kriegsjahre ſelbſt brachten ſchon dadurch eine Be⸗ 
laſtung der Geſellſchaften, daß ſie aus ſozialen Gründen den An⸗ 
gehörigen der im Felde befindlichen Beamten, zum Teil auch dieſen 


nn ſelbſt, 8 zahlten, daneben aber auch, um das wieder 
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anwachſende Neugeſchäft bewältigen zu können, neues Perſonal ein- 
ſtellen mußten, das infolge des mangelnden Angebotes an Kräften — 
und beſonders an geeigneten, fachlich vorgebildeten Kräften — nur 
zu weſentlich höheren Anſtellungsbedingungen eingeſtellt werden 
konnte, als ſie bis dahin üblich waren. Die aus dem Felde zurück⸗ 
kehrenden Beamten wollte man nicht entlaſſen und ſtellte ſie auch dann 
wieder ein, wenn es nicht möglich war, ihnen dieſelben Poſten wieder⸗ 
zugeben, die ſie früher innehatten. Die ſich hieraus ergebenden 
Schwierigkeiten waren nicht gering. Vielfach hatten ſich neu ein⸗ 
geſtellte Beamte vertraglich ausbedungen, von ihren Poſten auch 
dann nicht weichen zu müſſen, wenn der frühere Inhaber aus dem 
Felde zurückkehrte, und jo kam es vor, daß bei manchen Geſellſchaften 
drei bis vier Beamte für einen Poſten zur Verfügung ſtanden, die 
irgendwie beſchäftigt und jedenfalls bezahlt werden mußten. 

Die Freiwilligkeit, mit der ſich die Verſicherungs⸗Geſellſchaften 
der Wiedereinſtellung von im Felde befindlichen Beamten unter⸗ 
warfen, wurde zum Zwang, als das Geſetz vom 3. September 1919 
die Wiedereinſtellung im Felde geweſener Beamten vorſchrieb. Der 
dadurch und durch andere Geſetze gleicher Art geſetzlich feſtgelegte An⸗ 
geſtellten⸗ und Arbeiterſchutz hat die Verhältniſſe, wie wir weiter 
unten an Hand der Gegenüberſtellung der Verwaltungskoſten ſehen 
werden, weiter zu Ungunſten der Geſellſchaften verſchärft. 

Es ſoll nicht beſtritten werden, daß die Gehälter der Verſiche⸗ 
rungs⸗Angeſtellten im allgemeinen niedriger waren, als im Groß⸗ 
handel, der zum Vergleich herangezogen werden könnte, im beſonderen 
bei denjenigen Geſellſchaften, die, wie z. B. die Volksverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften, zu einer Reihe ſtark ſchematiſcher Arbeiten, wie ſie ein 
Maſſengeſchäft mit ſich bringt, nur mechaniſch arbeitender Kräfte be⸗ 
durften. Die Auswirkung dieſer Verhältniſſe wurde nach dem Aus⸗ 
gang des Krieges und mit dem Beginn der Wirtſchaftskämpfe zwi⸗ 
ſchen Angeſtelltenſchaft und Unternehmern für eine Anzahl von Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften bedrohlich. Die folgenden Beiſpiele mögen 
dies zeigen. | EEE 

Die Verwaltungskoſten ohne Berückſichtigung der Abſchluß⸗ 
vermittelungs⸗Gebühren für Neugeſchäfte, jedoch einſchließlich der 
Vergütung für die Einhebung der Beiträge auf das beſtehende Ge⸗ 
ſchäft betrugen: | | 

bei der Geſellſchaft A: 
im Jahre 1918: M. 4330 275 im Jahre 1919: M. 8649 737 


bei der Geſellſchaft B: 
im Jahre 1918: M. 9 065 459 im Jahre 1919: M. 25 319 409 


| bei der Geſellſchaft O: 
im Jahre 1918: M. 9297 742 im Jahre 1919: M. 16 297 687 
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Intereſſant iſt hierbei der Vergleich mit den Zahlen jeit dem 
letzten Friedensjahre (1913) bis 1917. 


Die Verwaltungskoſten betrugen: 


im Jahre 1913 1914 1915 1916 1917 

bei A: 2610 975 2263312 1612580 2035243 3 056 842 
bei B: 7 298 973 7 192 745 5 714 262 5 614 489 6 736 254 
bei C: 6721435 6 803 087 5 304 906 5 603 425 6 131 893 


Das Verhältnis der Verwaltungskoſten in Prozenten zur 
Prämieneinnahme iſt an ſpäterer Stelle dieſer Abhandlung (Seite 47) 
dargeſtellt. 

Bei dieſen drei Geſellſchaften, die übrigens auch noch andere 
Zweige betreiben, ſind hier nur die Verhältniſſe der Lebens⸗ und 
Volksverſicherung berückſichtigt. Aus ihnen geht hervor, daß im 
Jahre 1914, in welchem nur ſieben Monate Friedensgeſchäft war, und 
im Jahre 1915, in welchem ſich zuerſt und am ſtärkſten die erſten Wir⸗ 
kungen des Krieges bemerkbar machten, ein abſoluter Rückgang der 
Verwaltungskoſten eintrat, der dann mit dem Jahre 1916 ſich in das 
Gegenteil umkehrte. Wenn wir die Urſachen des zeitweiligen abſoluten 
Rückganges unterſuchen, ſo finden wir ſie in den oben beleuchteten 
Angeſtelltenverhältniſſen und in dem wieder einſetzenden Neugeſchäft. 
Es gibt ja kaum einen Zweig des Wirtſchaftslebens, in welchem ſich 
das Auf und Nieder auf dem Wirtſchaftsmarkte ſo raſch und ſo ſtark 
auswirkt, wie im Verſicherungsweſen, und im beſonderen in der 
Lebensverſicherung in allen ihren Formen. Sehr deutlich ſehen wir 
den Beweis dafür bei weiterem Beobachten der Verhältniſſe der oben 
bereits erwähnten Geſellſchaften A, B, C, in der Zahl der Anträge in 
der großen Lebensverſicherung. 5 


1913 


1914 
(M. 16 315 848) 


1918 


A 


6269, Anträge 
(M. 24 353 055) 


3265 Anträge 


(M. 26 810 990) 


11 961 Anträge 
(M. 49 011 084) 


B 
33 892 Anträge 


(M. 196 859 929) 


21993 Anträge 
(M. 134 669 574) 


(M. 117537 248) 


17 213 Anträge 
(M. 215 889 686) 


8 
21239 Anträge 
(M. 100 102 781 Verſ.⸗S.) 


16 739 Anträge 
(M. 71663 870 Verſ.⸗S.) 


1915 1325 Anträge 6598 Anträge 4024 Anträge 
: (M. 5 423 444) (M. 54820592) (M. 26981968 Verſ.S.) 
1916 2481 Anträge 5376 Anträge 6387 Anträge 
(M. 12 597045) (M. 50 821 232) (M. 35 939 886 Verſ.⸗S.) 
1917 5595 Anträge 10 057 Anträge 10 055 Anträge 


(M. 58 433 154 Verſ.⸗S.) 


16 203 Anträge 
(M. 99 792 887 Verſ.⸗S.) 


u air 


A B SER 
1919 20050 Anträge 50838 Anträge 26 453 Anträge ; 
(M. 108 572 147) (M. 381 123 223) (M. 183 279 626 Verſ. S. 


1920 34672 Anträge 72 865 Anträge 31 389 Anträge 
(M. 219 165 760) (M. 961 464 186) (M. 289 338 160 Verſ. „S.) 


Wenn der größte Anteil an der außerordentlichen Steigerung 
der Verwaltungskoſten durch die Erhöhungen der Gehälter der An⸗ 
geſtellten verurſacht wurde, ſo ſind es doch nicht dieſe allein, welche 
das Wachſen des Verwaltungskoſtenetats ſo ungünſtig beeinfluſſen, 
ſondern es ſind alle die bekannten Erſcheinungen auf allen Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten, im Verbrauch von Material, Druckſachen, Papier uſw. 
Nimmt man dazu noch die gewaltige Inanſpruchnahme der Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften durch die Verluſte bei Rückgang der Kurſe der 
Wertpapiere, jo iſt der Rückgang der Überſchüſſe, der in den letzten 
Jahren feſtzuſtellen iſt, ohne weiteres erklärt. Betrugen die Überſchüſſe 
der deutſchen Lebensverſicherungs-Geſellſchaften im Jahre 1917 noch 
179 Millionen Mark, ſo gingen ſie im Jahre 1918 auf 140 Millionen 
zurück und, wenn man die Inanſpruchnahme der Rücklagen außer acht 
läßt, auf 90 Millionen im Jahre 1919, wobei der Rückgriff auf die 
Rücklagen auf 60 Millionen geſchätzt werden kann. 

Im Jahre 1920 betrug der Jahresüberſchuß 142 Millionen 
Mark, demnach etwa 50 Millionen Mark mehr, als im Jahre 1919. 
Maſius“) ſtellt dem den Überjchuß für 1911 gegenüber, der 150 Mil⸗ 


lionen Mark betrug. Daraus überwieſen die Verſicherungs⸗Geſell⸗ = 


ſchaften den Verſicherungsnehmern 141 Millionen Mark, während ſie 
ihnen 1920 nur 123 Millionen Mark überwieſen. Hält man dieſe 


Zahlen dem inzwiſchen ganz außerordentlich geſtiegenen Verſiche⸗ 


rungsbeſtand gegenüber, und betrachtet man die bei faſt allen Geſell⸗ 
ſchaften herabgeſetzten Gewinnanteil⸗Prozente, jo ſtellen die Zahlen 
des Jahres 1920 trotz ihrer abſolut ziemlich gleichkommenden Höhe 
im Überſchuß keine günſtige Entwicklung dar. Die Urſache dafür iſt 
auch hier in der außerordentlichen Belaſtung durch die ſteigenden Ver⸗ 
waltungskoſten und die Aufwendungen zu ſuchen, die mit dem en 
des großen Neugeſchäfts verbunden ſind. 


§S 6. Das Geſchäft im Auslande. 


Die Einwirkung des Krieges auf die Rechts⸗ 
gültigkeit der mit feindlichen Staaten ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherungs verträge. 


Bei Ausbruch des Krieges mußte für die Verſicherungs⸗ Geſell⸗ 1 


ſchaften, die vor dem Kriege Verſicherungsverträge mit Angehörigen 


* ) Maſius Rundſchau 1921, Heft 9, S. 2/3 und S. 28. 
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etner feindlichen Macht abgeſchloſſen hatten, die Frage auftauchen, was 
denn aus dem Beſtehen dieſer Verträge ſowohl während des Krieges 
als auch nach demſelben würde. Man darf die Erheblichkeit dieſer 
Frage nicht unterſchätzen, denn die Ausbreitung des deutſchen Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäfts auf ausländiſche Gebiete war ſchon vom volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe ausgehend von jeher möglichſt gefördert und 


= angeſtrebt worden. 


Im Gegenſatz zu anderen Ländern kennt Deutſchland keine ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen, wonach der Krieg auf die privatrechtlichen 
Verhältniſſe der Angehörigen der feindlichen Parteien einen Einfluß 
ausüben dürfte. In Frankreich und England hingegen — dieſe 
Länder kommen für uns hauptſächlich in Betracht — verliert bei Aus⸗ 
bruch eines Krieges der feindliche Ausländer jede rechtliche Stellung. 
Frankreich beſtimmte denn auch im Art. 2 des Dekrets vom 
27. September 1914: i | 
„Null und nichtig, weil mit der öffentlichen Ordnung une 
vereinbar, ſind alle Rechtsgeſchäfte und Verträge, die auf fran⸗ 
zöſiſchem Gebiete oder auf dem Gebiete eines franzöſiſchen Pro⸗ 
tektorates von irgend jemand oder irgendwo von Franzoſen 
oder franzöſiſchen Schutzgenoſſen mit Angehörigen des Deut⸗ 
ſchen Reiches oder Sſterreich⸗-Ungarns oder dort ſich auf⸗ 
haltenden Perſonen geſchloſſen ſind. 

| Die Beſtimmung des vorhergehenden Abſatzes über die 

Nichtigkeit gilt als mit dem 4. Auguſt 1914 hinſichtlich Deutſch⸗ 

lands und mit dem 13. 8. 1914 hinſichtlich Oſterreich⸗-Ungarns 

in Kraft getreten; ſie bleibt in Kraft während der ganzen Dauer 
der Feindſeligkeiten und bis zu einem ſpäter durch Verordnung 
feſtzuſetzenden Tage.“ 

Auch eine engliſche Proklamation vom 9. 9. 1914 erklärte ſodann 
die Ausführung von Verträgen mit Feinden für unzuläſſig und ver⸗ 
bot ausdrücklich den Abſchluß neuer Verträge. 

Dieſe Verordnungen ſtehen nicht im Einklang mit den Vor- 
ſchriften der Haager Konvention; ſie müſſen daher bei der Beurteilung 
des deutſchen Rechts völlig außer acht gelaſſen werden. 

Die Verträge als ſolche bleiben alſo beſtehen, da eine unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung eines privaten Vertragsverhältniſſes vom 
Standpunkt der Staatsangehörigkeit aus ſich rechtlich nicht begründen 
läßt. Rein geſetzliche Beſtimmungen aber zur Beurteilung des Be⸗ 
ſtehenbleibens oder Nichtbeſtehenbleibens derartiger Verträge heran⸗ 
ziehen zu wollen, ſcheint mir in dieſen Fällen nicht das Richtige zu 
ſein. Gewiß läßt ſich nach den Beſtimmungen des B. G. B. unter ge⸗ 
wiſſen Umſtänden ein Rücktrittsrecht bzw. Leiſtungsverweigerungs⸗ 
recht für den deutſchen Verſicherer ſeinen Feinden gegenüber kon⸗ 


gr 


ſtruieren“). Hier jedoch halte ich für das Beachtlichſte, dem Grund⸗ 
gedanken der Verſicherung, nämlich Schutz gegen drohende wirtſchaft⸗ 
liche Übel zu gewähren, nachzugehen. Der Krieg verfolgt aber gerade 
den Zweck, den Gegner mit allen Mitteln zu ſchädigen und ſchließlich 
zu überwältigen, und aus dieſem Gedanken heraus würde es ſelbſt⸗ 


verſtändlich einen Verſtoß gegen den eben erwähnten Grundſatz bee 


deuten, wollte man dem feindlichen Ausländer auch während eines 
Krieges die Wohltaten einer Verſicherung zugute kommen laſſen. 
Dieſes Prinzip muß man ſowohl für das mittelbare, wie unmittel⸗ 
bare Geſchäft walten laſſen, denn gerade auch die Rückverſicherung, die 
ſich von jeher nicht an die Grenzen des einzelnen Landes gebunden, 
ſondern ſtändig einen internationalen Charakter angenommen hat, iſt 
vom Kriege in dieſer Hinſicht empfindlich berührt worden. Aus 
dieſem Grunde ſind denn auch während der Kriegszeit Leiſtungen 
weder von der einen, noch von der anderen Seite erfolgt, und man 
überließ die Löſung dieſer Verhältniſſe den zu erwartenden Friedens⸗ 
verhandlungen. ER 2 

Der Verſailler Friedensvertrag hat denn auch bewieſen, daß 
er ſich der eigentlichen Bedeutung der Behandlung der Verſicherungs⸗ 
verträge bewußt war. Er iſt ja kein Friedensvertrag im Sinne 
früherer Verträge, ſondern er beſchäftigt ſich in gleicher Weiſe mit den 
Beſtimmungen über die Beilegung des Kriegszuſtandes, wie mit rein 
innerpolitiſchen und wirtſchaftlichen Fragen. Er behandelt demzufolge 
auch die Verſicherungsverträge im einzelnen und zwar in Anlage III, 
Abſchn. 5 des X. Teiles über „Wirtſchaftl. Beſtimmungen“. Da der Frie⸗ 
densvertrag an einer beklagenswerten Unüberſichtlichkeit leidet, die ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen über die Verſicherungsverträge ferner nur im Rah⸗ 
men der allgemeinen Vorſchriften verſtändlich ſind, würde es hier viel zu 
weit führen, auf die mannigfaltigen Auslegungen, die die Vorſchriften 
zulaſſen, einzugehen. Die Wirkung des Vertrages auf unſer geſamtes 
Wirtſchaftsleben zeigt ſich erſt allmählich und nur ein ſyſtematiſcher 
Überblick über die Materie könnte jetzt geliefert werden. Eine kritiſche 
Würdigung derſelben müßte einer ſpäteren Zeit überlaſſen bleiben“ ). 


*) Vergl. Beume, ©. 164 ff., Fuld: Die Rückverſicherungsver⸗ 
träge im Kriege in Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft 
1916, S. 623 ff., derſelbe in Zeitſchrift für Verſ.⸗Weſen 1916, S. 145, 
Werneburg: Rechtsverhältnis der deutſchen Verſicherungsnehmer zu 
den engliſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaften in Zeitſchrift für die ge⸗ 
ſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft 1915, S. 383 ff. f d 5 

*) Näheres über den Stoff findet ſich, wenn Einzelheiten inter⸗ 
eſſieren ſollten, bei Rohrbeck: Die Einwirkung des Friedensvertrages 
auf die Privatverſicherung in „Wirtſchaft und Recht“ der Verſicherung Nr. 1 
Februar 1920. Ferner Hans Knoll: Die Einwirkung des Verſailler Ver⸗ 
trages auf die Privatverſicherung, und Berliner: Privatverſicherungsrecht 
und Friedensvertrag in Zeitſchrift für die geſ. Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft 
1920, Schäfer: Der Friedensvertrag und die deutſche Privatverſicherung. 
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Des allgemeinen Intereſſes wegen ſei hier indeſſen eine Be⸗ 
kanntmachung des Reichswirtſchaftsminiſters wiedergegeben, wonach 
ſich die Rechtslage nach dem Friedensvertrage bezüglich der zwiſchen 
deutſchen Verſicherten und engliſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 
abgeſchloſſenen Verträge nunmehr folgendermaßen darſtellt: 


1. Sind die Verträge während des Krieges infolge unterlaſſener 
Prämienzahlung hinfällig geworden, ſo können die Verſicherten 
die während des Krieges infolge von Kriegsmaßnahmen nicht 

gezahlten Prämien noch jetzt nach dem Ablaufe der für dieſe 
Nachzahlung in S 11 Abſ. A der Anlage zu Art. 303 des Frie⸗ 
densvertrages geſetzten Friſt entrichten. Es liegt kein Grund 
zu der Annahme vor, daß die britiſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften ihrerſeits dieſe nachträglichen Zahlungen allein 
wegen des Ablaufs der Friſt ablehnen werden. Mit der An⸗ 
nahme der Prämien durch die Geſellſchaften ſind die Policen in 
Übereinſtimmung mit den Beſtimmungen des Friedensvertrages 
wieder in Kraft geſetzt. Erfolgt eine Prämienzahlung nicht, ſo 
kann der Verſicherte bis zum 10. Januar 1921 den Wert der 
Police am Tage ihres Hinfälligwerdens oder ihrer Unwirkſam⸗ 
keit fordern. Die engliſche Geſellſchaft zahlt dieſen Betrag ab⸗ 
züglich etwaiger auf die Police erhobener Darlehen oder Vor⸗ 
ſchüſſe unmittelbar an den Verſicherten, ohne daß es einer An⸗ 
meldung ſeines Anſpruches beim Ausgleichsamte bedarf. 


2. Sind die Policen während des Krieges fällig geworden, ſo 
haben die deutſchen Verſicherten dieſe Forderungen, falls es noch 
nicht geſchehen ſein ſollte, unverzüglich beim Ausgleichsamt an⸗ 
zumelden. 

3. Laufende r find weder durch den 
Krieg, noch durch den Eintritt der Feindſchaft in ihrem Beſtande 
berührt und beſtehen fort. Eine Anmeldung beim Ausgleichs⸗ 
amte kommt hier nicht in Frage. Die engliſchen Geſellſchaften 

bürfen jetzt mit ihren deutſchen Verſicherten wieder unmittelbar 

verhandeln, auch dürfen die nach dem 10. Januar 1920 fällig 
gewordenen Prämien unmittelbar an die Geſellſchaft gezahlt 8 
werden. 

4. Deutſche Verſicherte, Denen gegenüber engliſche Beiidenunge 

Geſellſchaften Forderungen in engliſcher Währung zugeſtehen, 
ſind natürlich nicht verpflichtet, den Betrag der Forderung in 
Markwährung unter Anrechnung zum Vorkriegskurſe durch 
Zahlung anzunehmen. 

Wenn wir die Rechtslage nach dem Friedensvertrage zwiſchen den 

deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften und den Verſicherten 
aus ehemals feindlichen Ländern betrachten, ſo ſtellen wir eine weſent⸗ 


a. 


lich ungünſtigere dung der deutſcheg Intereſſen feſt. Es ſteht 
nach § 12 der Anlage zu Abſchnitt 5 Teil X des Friedensvertrages 
jeder alliierten und aſſoziierten Macht frei, binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Friedensvertrages alle laufenden Verſicherungs⸗ 
verträge zwiſchen einer deutſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaft und ihren 
Staatsangehörigen unter ſolchen Bedingungen aufzulöſen, daß ihre 
Staatsangehörigen vor jedem Schaden bewahrt bleiben. g 
Dabei iſt zu erwähnen, daß das Recht, die übertragung des ent⸗ 
ſprechenden Vermögensteiles zu verlangen, nur den beteiligten 
alliierten und aſſoziierten Mächten zuſteht; der einzelne Verſicherte hat 
nicht das Recht, die übertragung zu fordern. 
Von dieſem Recht der Übertragung hat nur der Belgiſche Staat | 
Gebrauch gemacht. Wegen der Umrechnung der auf die Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Police entfallenden Teile des Geſellſchaftsvermögens ſchweben 
Differenzen mit dem Belgiſchen Staat, die zurzeit noch nicht ent⸗ 
ſchieden ſind. f N 
Im übrigen wird noch einmal darauf hingewieſen, daß das 
deutſche Geſetz keine Beſtimmungen über die privatrechtlichen rn 
hältniſſe der Angehörigen der feindlichen Parteien kennt. 

Ich komme mit Fuld*) zu dem Ergebnis, daß der Rüctverſiche⸗ 
rungsvertrag einer deutſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaft mit einer Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft, welche einem feindlichen Staate angehört, 
durch den Krieg nicht aufgehoben wurde. N f 

Eine andere Frage iſt es, welche tatſächlichen Einwir⸗ 
kungen ein Krieg auf die Erfüllung des Rückverſicherungsvertrages 
haben würde. Dies würde von der Dauer des Krieges und von der 
Schärfe abhängen, mit der der Krieg auf wirtſchaftlichem Gebiete ge⸗ 
führt wird. 8 | 

Wie geitaltet ſich nun aber die Sachlage bei Verträgen zwi⸗ 
ſchen einer deutſchen und einer einem neutralen Staate angehörenden 
Geſellſchaft? Hier darf man mit Recht behaupten, daß von einem 
Vorſchubleiſten an eine feindliche Macht nicht die Rede ſein kann, 
ſelbſt wenn z. B. das Kriegsriſiko bei einer Lebensverſicherung unter 
die von der Geſellſchaft übernommenen Riſiken mit aufgenommen 
wird. Zu Komplikationen hätten ſolche Fälle nur bei Rückverſiche⸗ 
rungsverträgen führen können, wo die Möglichkeit vorlag, daß durch 
die Erfüllung der in Rückdeckung genommenen Verträge neutraler 
Staaten die feindliche Kriegsmacht geſtärkt werden konnte. Die 
Frage iſt in der Literatur nicht einſtimmig beantwortet worden. Auf 
der einen Seite behauptet man, daß man einen Unterſchied zwiſchen 
Verträgen nicht machen dürfe, ganz gleich, ob durch ſie eine unmittel⸗ 


— — 


*) Fuld: Die Rückverſicherungsverträge im a Beitfeprif für 
die ee Verſicherungswiſſenſchaft, Band 16, 1916, S. 627 
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bare Förderung der feindlichen Macht bewirkt wird, oder ob auch 
die nur mittelbare Beziehung eine Stärkung bedeutet. Andererſeits 
ſteht man auf dem Standpunkt, daß die feindliche Macht als ſolche 
keinen Vorſchub erfährt, denn durch die Weigerung der deutſchen Ge⸗ 
ſellſchaften würde nicht der feindliche Verſicherte, ſondern der Haupt⸗ 
verſicherer geſchädigt. Die Verpflichtung der feindlichen Staats⸗ 
angehörigen zur Dienſtleiſtung im feindlichen Heere wird dadurch 
nicht berührt. 

Trotzdem alſo, wie wir geſehen haben, für die in neutralen 
Staaten beheimateten Verſicherungs⸗ Geſellſchaften keine Veranlaſſung 
vorlag, ihre Tätigkeit in Deutſchland einzuſtellen, ſei doch noch eines 
Umſtandes erwähnt, der viel zu denken gibt. Man muß ſich fragen, 
welchen Grund die amerikaniſchen Lebensverſicherungs-Geſellſchaften 
hatten, unmittelbar nach Ausbruch des Krieges ihr Neugeſchäft in 
Deutſchland einzuſtellen und ihrer Außenorganiſation zu kündigen. 
Niemand tat ihnen etwas; die Sympathie für Amerika war noch nicht 
geſchwunden, denn nur ganz wenige in Deutſchland haben damals 
wohl daran gedacht, daß eines Tages auch Amerika noch die Waffen 
gegen Deutſchland ergreifen würde. Was bewog die amerikaniſchen 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften alſo, ihre große und mit be⸗ 
deutenden Koſten aufgebaute deutſche Organiſation mit einem Schlage 
auffliegen zu laſſen? Waren ſie damals ſchon unterrichtet und ſich 
ſchlüſſig über das, was kommen würde? Es iſt kaum anders anzu⸗ 
nehmen. Sie, die infolge der unbeſchränkten Anlegungsmöglichkeit 
ihrer Gelder in viel engeren Beziehungen zur Finanzwelt ſtehen, als 
das bei den deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften mit ihren 
peinlichen Vorſchriften der Fall iſt, . anſcheinend die Sachlage 
beſſer zu überſehen. 

5 Dieſe Erwähnung gehört Bielleicht nicht hierher in den Rahmen 
einer Unterſuchung über die Folgen des Weltkrieges, ſondern eher 

in eine ſolche über ſeine Urſachen, aber ſie ſcheint mir ſo „ 
= ich fie nicht übergehen wollte. . 


S 7. Lebenspverjiderung. 


| Schwierigkeiten in der Erfüllung von Auszah⸗ 5 
lungsverpflichtungen der Militärdienſtverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften. 


Unter dem erſten Druck der Kriegsereigniſſe, insbeſondere der 
ſtarken Verluſte der erſten Kriegsmonate, erwuchſen einem beſonderen 
Zweige des Lebensverſicherungs⸗Geſchäftes beſondere Sorgen, nämlich 
der „Militärdienſt⸗Verſicherung“, die den Zweck verfolgte, eine ge⸗ 
wiſſe Summe für den Zeitpunkt der Einſtellung der verſicherten 
Knaben in das deutſche ſtehende Heer oder in die deutſche ſtehende 
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Marine zur aktiven Dienftpflicht zu ſichern. Die verſicherte Summe 
wurde fällig und in folgenden Teilbeträgen ausgezahlt: 
1. bei zweijähriger und längerer aktiver Dienſtpflicht: 


a) mit vier Zehnteln nach Beibringung der Beſcheinigung über 
die erfolgte Einſtellung, 
b) mit drei Zehnteln beim Beginn des zweiten Dienſtjahres, 
c) mit drei Zehnteln am Schluß des zweiten Dienſtjahres; 

2. bei einjähriger Dienſtpflicht und bei ſolchen Verſicherten, deren 
Dienſtzeit wegen ihres Berufes von der gewöhnlichen Dienſtzeit 
abweicht (Mediziner, Theologen uſw.): 

a) mit der Hälfte der Verſicherungsſumme nach Beibringung 
der Beſcheinigung über die erfolgte Einſtellung, 
b) mit der anderen Hälfte ein halbes Jahr nach der Einſtellung; 


3. bei Berufsſoldaten: 
a) mit der Hälfte der Verſicherungsſumme nach Beibringung 
der Beſcheinigung über die erfolgte Einſtellung, 

b) mit der anderen Hälfte beim Beginn des zweiten Dienſt⸗ 

jahres. 

In Friedenszeiten war die Gefahr der Zahlung der Verſiche⸗ 
rungsſumme normal, da das militäriſche Dienſtalter geſetzlich feſt⸗ 
gelegt war, und die Verſchiedenartigkeit des Beginns des militäriſchen 
Dienſtes für die mit dem Einjährigen⸗Zeugnis ausgeſtatteten jungen 
Leute nicht erheblich ins Gewicht fiel; ſie wurde ausgeglichen durch 
die Beſtimmung: „Wird der verſicherte Knabe nicht in das deutſche 
ſtehende Heer oder die deutſche ſtehende Marine zur aktiven Dienſt⸗ 
pflicht eingeſtellt, oder ſtirbt er, bevor er eingeſtellt iſt, dann werden 
die eingezahlten Prämien ohne Ratenzuſchläge und ohne Zuſatz⸗ 
prämie dem Verſicherungsnehmer voll oder teilweiſe zurückgewährt, 
entſprechend dem der Verſicherung zugrunde liegenden Tarif.“ Die 
ungeheure Zahl aber derjenigen jungen Leute, die für den Krieg be⸗ 
geiſtert freiwillig zu den Fahnen eilten, ſchien alle rechneriſchen Unter⸗ 
lagen für die Militärdienſt⸗Verſicherung zunichte zu machen. Die All⸗ 


gemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen ſahen bei einem Eintritt zum 


Militär unter 20 Jahren nur gewiſſe Diskontabzüge von der ver⸗ 
ſicherten Summe, die aber ſonſt bedingungsgemäß fällig wurde, vor, 
und der Sturm der auf Grund einer beſtehenden Militärdienſt⸗Ver⸗ 
ſicherung Anſpruchberechtigten ließ für die dieſen Zweig betreibenden 
Geſellſchaften Schlimmes befürchten. i 
Unter dem Druck dieſer Befürchtungen entſchloß ſich die auf 
dieſem Gebiete bedeutendſte Geſellſchaft, die Hannoverſche Militär⸗ 
dienſt⸗Verſicherung, angeſichts der Unmöglichkeit, in der verlangten 
Raſchheit genügende liquide Mittel zur Erfüllung der Anſprüche auf 
Leiſtung im Verſicherungsfall zu beſchaffen, zu einer Fuſion; ſie ver⸗ 
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einigte ſich mit der Berliniſchen Lebensverſicherungs-Geſellſchaft. Der 
Entſchluß wäre ſicherlich nicht ausgeführt worden, wenn die Dauer 
des Krieges und die ſpäter ganz andere Art der Kriegführung, als ſie 
Uurſprünglich beobachtet wurde, hätte vorausgeſehen werden können. 
Die Beſchaffung der Mittel wäre, wie ſich ſpäter feſtſtellen ließ, auch 
ohne die Anlehnung an eine andere Geſellſchaft möglich geweſen. Die 
Übernahme von Hypotheken durch andere in günſtigerer Lage befind- 
liche Geſellſchaften, die nur in verhältnismäßig geringem Umfange 
durchgeführt wurde, auch die Inanſpruchnahme einer für dieſen Zweck 
beſonders gegründeten Bank hätten auch dieſer Geſellſchaft über die 
Kriegsſchäden hinweggeholfen. 

Die vorerwähnte Bank deutſcher Lebensverſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaften wurde im Auguſt 1914 mit einem Aktienkapital von 10 Mil⸗ 
lionen Mark unter Beteiligung von 35 deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften gegründet. 

Gegenſtand des Unternehmens war: Befriedigung des aus An⸗ 
laß des Weltkrieges hervorgetretenen geſchäftlichen Kreditbedürfniſſes. 

Da das Bedürfnis nach Kriegsende nicht mehr beſtand, iſt auf 
Antrag von fünf Geſellſchaften in der Generalverſammlung am 
25. November 1919 der Beſchluß gefaßt worden, die Bank aufzulöſen. 

Die außerordentlich geringe Inanſpruchnahme dieſer Zweck⸗ 
gründung legt Zeugnis ab für die ſtarke innere Geſundheit der deut⸗ 
ſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften, die ſich allerdings ſeit dem 
Kriegsende weſentlich geändert hat. Hierauf wird ſpäter zurück⸗ 
zukommen ſein. 


S8 Die Feuerverſicherung. 
1. Das Feuerverſicherungsgeſchäft. 
2. Die Kriegsklauſel in der Feuerverſicherung. 
a Weſen und Art des Feuerverſicherungsvertrages mußte es von 
vornherein mit ſich bringen, daß dieſer von dem Kriege und ſeinen 
wirtſchaftlichen Wirkungen nicht ſo ſtark erfaßt werden konnte, wie 
z. B. der Lebensverſicherungsvertrag. Es liegt das einmal daran, 
wie ſchon oben erwähnt, daß der Bevölkerung der wirtſchaftliche Wert 
einer Feuerverſicherung greifbarer erſcheint und daß infolgedeſſen 
jeder Einzelne mehr Gewicht auf die Aufrechterhaltung und Beibehal⸗ 
tung des Vertrages legt. Daher iſt im großen und ganzen die 
Prämienzahlung immer pünktlich eingehalten worden, ſo daß der vor⸗ 
handene Beſtand, abgeſehen von der großen allgemeinen Stockung 
nach Kriegsausbruch, eine ſtarke Erſchütterung nicht erlitten hat. 
Hinzu kommt noch, daß der Krieg zahlreiche neue Wirtſchaftszweige 
zur Entſtehung brachte, die der Feuerverſicherung bedurften. Anderer⸗ 
ſeits aber war der Schadensverlauf dadurch günſtig, daß die privaten 
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Feuerverſicherungs-Geſellſchaften faſt alle grundſätzlich jeden Kriegs⸗ 
ſchaden auf Befehl eines militäriſchen Befehlshabers von ihrer Haf⸗ 
tung ausſchließen. Durch dieſe Beſtimmung entwickelte ſich der Ge⸗ 
ſchäftsgang entgegen allen gehegten Befürchtungen normal. Es gibt 
allerdings mehrere ſogenannte kleine Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften 


auf Gegenſeitigkeit, die die Deckung der Kriegsſchäden in vollem Um- | 


fange übernehmen. Selbſtverſtändlich können dieſe kleinen Gegen⸗ 
ſeitigkeitsvereine nur ein ſehr begrenztes Geltungsgebiet haben, ſo 
daß gerade ſie für die übernahme des Kriegsriſikos am denkbar un⸗ 
geeignetſten ſind. Es liegt auf der Hand, daß ſie entweder vom 
Kriege überhaupt nicht berührt werden, oder daß er ihnen, wenn er 
ſich auf ihr Gebiet ausdehnt, zum Unglück werden muß“). 1 

Natürlich find ſchon vor dem Kriege und auch im Verlaufe des⸗ 
ſelben immer wieder Stimmen laut geworden, die den Einſchluß der 


Kriegsbrandſchäden in die Allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen be⸗ 


befürworten zu müſſen glaubten! ). Um hierzu Stellung nehmen zu 
können, müſſen wir uns erſt einmal vergegenwärtigen, was man denn 
unter der ſog. Kriegsklauſel des Feuerverſicherungsvertrages verſteht. 

Die einſchlägige Beſtimmung der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
Bedingungen der privaten Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften lautet: 
„Der Verſicherer haftet nicht für Schäden, die infolge eines Aufruhrs 
entſtehen oder durch Maßregeln verurſacht werden, die im Kriege oder 
nach Erklärung des Kriegszuſtandes von einem militäriſchen Befehls⸗ 
haber angeordnet werden.“ | 

Was als Krieg anzuſehen iſt, haben wir ſchon in einem früheren 
Kapitel f) dargelegt. Wir brauchen alſo an dieſer Stelle nicht näher 
darauf einzugehen. Es kommt jetzt nur noch darauf an, das weitere 
Erfordernis für den Ausſchluß der Haftung für Kriegsſchäden feſt⸗ 
zulegen, da es ſich ja um Schäden handeln muß, die verurſacht ſind 
durch Maßregeln, die von einem militäriſchen Befehlshaber angeordnet 
werden. Man pflegt dieſe Kriegsſchäden als „Kriegsſchäden i. e. S.“ 
zu bezeichnen, während die übrigen „Kriegsſchäden i. w. S.“ genannt 
werden. Man unterſcheidet aber auch „Kriegsſchäden auf Befehl“ und 
„Kriegsſchäden ohne Befehl“. Wer iſt nun aber militäriſcher Befehls⸗ 
haber? Da muß man zunächſt den Begriff „Militär“ zu erfaſſen ver⸗ 
ſuchen, der durch völkerrechtliche Beſtimmungen einwandfrei beſtimmt 
iſt. In der Haager Konferenz iſt hierüber im Art. 1 der Anlage zum 
Abkommen vom 18. 5. 1907 betr. die Geſetze und Gebräuche des Land⸗ 
krieges geſagt: „Die Geſetze, die Rechte und die Pflichten des Krieges 
gelten nicht nur für das Heer, ſondern auch für die Milizen und Frei⸗ 
willigen⸗ Korps, wenn ſie folgende Bedingungen in ſich vereinigen: 

*) S. auch Beume, S. 298, und Conradt, S. 9 

75 S. 5 8. gibt hierfür ſehr wertvolle Vorschläge S. 102 fl. 


I. daß jemand an ihrer Spitze fteht, der für feine Untergebenen 
8 verantwortlich iſt, 

2. daß ſie ein beſtimmtes, aus der Form erkennbares Abzeichen 
Br tragen, 

3. daß fie die Waffen offen führen und 

eo 4. daß ſie bei ihren Unternehmungen die Geſetze und Gebräuche 
* des Landkrieges beobachten.“ 


Als militäriſcher Befehlshaber iſt jeder militäriſche Vorgeſetzte 
ohne Rückſicht auf den Dienſtgrad anzuſehen“) und nicht, wie man 
früher häufig annahm, etwa nur Offiziere. Es iſt danach ſehr gut 
möglich, daß nach dem Verluſte ſämtlicher Offiziere auch ein einfacher 
Soldat als militäriſcher Befehlshaber in dieſem Sinne auftreten kann. 
Ob der Befehl gerechtfertigt oder wohl begründet iſt, iſt hierbei völlig 
gleichgültig, nur muß es auf militäriſche Anordnung geſchehen. Wird 

dieſe aber bewußt überſchritten, oder iſt ein ſolcher Befehl gar nicht 
gegeben, ſo wird man nur von einem Kriegsſchaden in weiterem 
Sinne ſprechen können, für den der Verſicherer zu haften hat. Aller⸗ 
dings wird in der Praxis die Frage nicht erheblich ſein, denn ſpäter⸗ 
hin noch genaue Ermittlungen über die Berechtigung bzw. Nicht⸗ 
berechtigung des Befehls anzuſtellen, wird bei den Kriegsverhältniſſen 
ſchlechterdings unmöglich ſein. 

Dieſer Beſtimmung iſt es zu verdanken geweſen, daß die 
Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften verhältnismäßig vom Kriege ver⸗ 
ſchont geblieben ſind. Es konnte aber nicht ausbleiben, daß trotz 
dieſer beſchränkten Haftung häufig Streitigkeiten über erſatzpflichtige 

und nichterſatzpflichtige Schäden entſtanden. Daher iſt im Jahre 1915 
vom Oberpräſidenten von Oſtpreußen folgende Bekanntmachung er⸗ 
laſſen worden: „Die Privat⸗Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften find 
verpflichtet, jeden Schaden auf die Entſtehungsurſache des Brandes 
hin zu unterſuchen, und nur dann zur Ablehnung der Entſchädigung 
berechtigt, wenn die ihre Haftung ausſchließenden Vorausſetzungen 
des § 1 Ziffer 4 der Allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen der 
Privatgeſellſchaften vorliegen. Die Beweislaſt für das Vorliegen 
dieſer Vorausſetzungen liegt den Geſellſchaften ob. Die Privatgeſell⸗ 
ſchaften vertreten bei Auslegung des Inhalts der erwähnten Beſtim⸗ 
mung den Standpunkt, daß ſie nicht haften, wenn der Schaden in 
einem, wenn auch nur mittelbaren urſächlichen Zuſammenhang mit 
einer von einem militäriſchen Befehlshaber angeordneten Maßregel 
steht. Den Begriff Maßregel legen fie in der Weiſe aus, daß ſie das 
Eindringen der Ruſſen in die Provinz als Maßregel im Sinne des 

§ 1 Ziffer 4 der Bedingungen anſehen, und alle Schäden, welche die 


2 5 J So auch Conradt, S. 84, Joſef „Recht“ 1914, Nr. 19% 0, Beume 
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mittelbare Folge dieſes Zuſtandes find, z. B. Schäden, die durch Fahı- 
läſſigkeit einquartierter Truppen oder durch Flüchtlinge verurſacht 
ſind, als nicht erſatzpflichtig erachten. 5 
Ich erſuche, ſobald Fälle in der bezeichneten Art — in denen 
die Geſellſchaften auf Grund der geſchilderten Auslegung des 8 1 der 


Bedingungen die Haftpflicht ablehnen — aus den Kreiſen der Ver⸗ | 


ſicherungsnehmer ſtets auf den ordentlichen Rechtsweg zu verweiſen 
und mir über eingeleitete Prozeſſe zu berichten. Die möglichſt baldige 
Herbeiführung letztinſtanzlicher Entſcheidung iſt dringend erwünſcht.“ 

Die Abſchätzung der Kriegsbrandſchäden wurde durch einen 
Erlaß des Miniſters des Innern und der Finanzen vom 25. 2. 1915 
in die Hände der Oſtpreußiſchen Feuerſozietät gelegt, jedoch galt dieſer 
Erlaß nur für alle Gebäude; die beweglichen Sachen durfte ſie nur 
dann abſchätzen, wenn ſie auch bei ihr in Deckung gegeben waren. 
Um aber auch für dieſe eine gleichmäßige Abſchätzung zu gewähr⸗ 
leiſten, gab man den Kriegshilfsausſchüſſen auf Grund des Gut⸗ 
achtens der Kriegshilfskommiſſion entſprechende Weiſungen, und auf 
deren Vorſchlag genehmigte dann auch ein Miniſterialerlaß vom 
13. 10. 1915, daß die Abſchätzung aller beweglichen Sachen den 
Kriegshilfsausſchüſſen überlaſſen würde. Im Jahre 1916 erging ſo⸗ 
dann ein Geſetz über Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiet, 
das ſich jedoch nur mit der Art der Feſtſtellung der Schäden und 
ihrem Umfange beſchäftigt. 

Da aber die privaten Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften ſich bei 
der Meldung der Kriegsbrandſchäden vor die Entſcheidung geſtellt 
ſahen, ob ſie den Schaden als erſatzpflichtig anerkennen wollten oder 
nicht, ſo lehnten ſie regelmäßig unter Bezugnahme auf die in den 
A. V.⸗Bedingungen enthaltene Ausſchlußklauſel den Verſicherungs⸗ 
ſchutz ab. Es ſind ihnen dadurch auch keine Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtanden, da das Reich letzten Endes ja doch für alle dieſe Schäden 
eintreten mußte, wollte es nicht zu gleicher Zeit die Exiſtenz der Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften, ſowie die der Geſchädigten gefährden. 

Es iſt leicht erklärlich, daß ſich unter ſolchen Umſtänden, worauf 
wir ſchon hinwieſen, während des Krieges von neuem die Strömung, 
die bereits im Frieden vorhanden war, bemerkbar machte, des In⸗ 
haltes, daß man der Verwendung der Verſicherung im Kriegsfalle 
möglichſt nahe zu treten verſuchte. Man plante daher die Errichtung 
einer Kieler Kriegsſchädenverſicherungsanſtalt auf Gegenſeitigkeit, die 
man mit allen Kräften zu verwirklichen verſuchte. Die Satzungen 
waren ſchon völlig ausgearbeitet“). Die Verſicherung ſollte ſich mög⸗ 
lichſt an die Feuerverſicherung anſchließen, da die zu deckenden Kriegs⸗ 
ſchäden hauptſächlich durch Brand und Exploſion e waren. 


=) S. Pappenheim, S. 13 ff. 
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Wenngleich der Plan einer ſolchen Verſicherung eine gewiſſe Berech⸗ 
tigung in ſich trägt, ſo mußte ſeine Ausführung doch an dem Mangel 
des Riſikenausgleichs ſcheitern. Schon der Beginn des Krieges lehrte, 
daß die Aufnahme einer ſolchen Verſicherung, die die übernahme der 
Kriegsfeuersgefahr im weiteſten Sinne bezweckt, leicht zu einer 
Kataſtrophe führen konnte. Die Aufſichtsbehörde hat ihr daher ihre 
Genehmigung verſagt“), und wenn auch weitere Kreiſe ein Bedauern 


darüber nicht unterdrücken konnten, ſo hat doch der Verlauf des 
Krieges bewieſen, daß die Idee einer Kriegsſchadenverſicherung ſich 


nie verwirklichen läßt. 


Wenn ſich ſchon in Friedenszeiten die übernahme des geſamten 


2 Beſtandes einer irgendwie geſchwächten Geſellſchaft von einem anderen 


Verſicherer als ein gutes Mittel zur Wahrung der Intereſſen ſämt⸗ 


licher Verſicherten erwieſen hat, ſo liegt es auf der Hand, daß ein 


Krieg mit ſeinen Schwierigkeiten noch weit ſtärker auf dieſe Aufgabe 


2 eigener Selbſtändigkeit hinwirken muß. Infolgedeſſen veranlaßten 
gerade die letzten Jahre ſchwankende Unternehmungen, dieſen 
Rettungsanker zu ergreifen. Auf Einzelheiten hierüber einzugehen, 


verbietet der Raum! ). Nur ſei noch darauf hingewieſen, daß neben 
dieſen Verſchmelzungen auch zahlreiche Neugründungen auftauchten. 
Die Feuerverſicherung ſteht hierin hinter den anderen Verſicherungs⸗ 


zweigen, wie z. B. Transport⸗ und Rückverſicherung, weit zurück. 


Sehr akut wurde aber im Feuerverſicherungsgeſchäft die Frage, 
was denn nun mit den Verſicherungsverträgen, die von Deutſchen bei 
franzöſiſchen und engliſchen Geſellſchaften abgeſchloſſen waren, werden 
ſollte. Nach zahlreichen Verhandlungen einigte man ſich ſchließlich 
auf den Abſchluß von Haftungs⸗ und üÜbergangsverträgen mit 
leiſtungsfähigen deutſchen Unternehmungen, z. B. übertrug in dieſer 
Weiſe die North Britiſh and Mercantile Inſ. Comp. ihren deutſchen 


Beſtand in der Feuer⸗ und Einbruchdiebſtahl⸗Verſicherung an die 


Stuttgart⸗Berliner V. A. G., die Commercial⸗Union⸗Inſ. Co. den 
ihrigen an die Frankfurter Allgemeine V. A. G. „Der regelmäßige 
Inhalt dieſer Verträge“, jagt Luttenberger f), dem wir uns ans 
ſchließen, „iſt der, daß die deutſche Geſellſchaft gegenüber den Ver⸗ 
ſicherten die ſelbſtſchuldneriſche Haftung, gegenüber dem bisherigen 
Verſicherer die volle Rückdeckung übernimmt, dagegen die noch nicht 
verdienten Prämien, ferner umfaſſende Vollmachten zur Abwicklung 


des Geſchäfts und zur Überführung jeder einzelnen Verſicherung mit 


Einwilligung der Berechtigten erhält.“ Auf dieſe denkbar einfachſte 


Weiſe wurde jedem Verſicherungsnehmer ohne doppelte Prämien⸗ 


*) Vergl. Mitteilungen der öffentlichen . Anſtalten 


Nr. 20, S. 494. 


i **) Näheres fiehe Luttenberger, S. 60 ff. 
7) Luttenberger, Sf 
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zahlung zuverläſſiger und fortlaufender Verſicherungsſchutz gewährt. 
Mit Einwilligung der Aufſichtsbehörde wurden insgeſamt 27 Haf⸗ 
tungs⸗ und überführungsverträge abgeſchloſſen“), die zwar von 
mancher Seite als „unpatriotiſch“ bezeichnet werden. Die wirklichen 
Motive waren aber rein geſchäftlicher Natur. 

Natürlich ſtand es den Verſicherungsnehmern frei, ob ſie den 
Übergang zu den deutſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaften ablehnen 


wollten. Zunächſt herrſchte zwar über dieſen Punkt ziemliche Un⸗ 
ſicherheit, die jedoch nach vielen ſich widerſprechenden Entſcheidungen 


von Amts⸗, Land⸗ und Oberlandesgerichten durch ein Reichsgerichts⸗ 
urteil“) dahingehend eindeutig feſtgelegt wurde, daß den Verſicherten 
das Rücktrittsrecht zuſtand. 

Ehe wir das Gebiet der Feuerverſicherung vollſtändig verlaſſen, 
ſei noch auf eine Erſcheinung hingewieſen, die, mit der Eigentümlich⸗ 
keit des Feuerverſicherungsvertrages in engſtem Zuſammenhang 
ſtehend, ſich ſehr bald unter dem Einfluß des Krieges zeigte. 

Die Feuerverſicherung iſt eine Sachſchadenverſicherung. In⸗ 
folgedeſſen richtet ſich die Höhe der Prämie nach dem vom Verſiche⸗ 
rungsnehmer angegebenen Werte der Sache, der ſogen. Verſicherungs⸗ 
ſumme. Steigt nun allmählich der Wert des verſicherten Gegenſtandes, 
ohne daß eine entſprechende Benachrichtigung an die Verſicherungs⸗ 


Geſellſchaft und damit eine Erhöhung der Prämie erfolgt, ſo kann bei 


einem etwaigen Schadenfalle nur im Verhältnis der beſtehenden 
Unterverſicherung reguliert werden. Eine Folge der fortſchreitenden 
Entwertung unſerer Mark unter dem Einfluß des ungünſtigen 
Valutaſtandes mußte alſo gerade in dieſem Geſchäftszweig für den 
Verſicherten als Folge eine in gleichem Laufe ſich entwickelnde Unter⸗ 
verſicherung des fraglichen Objekts unangenehm fühlbar machen. Es 
war und iſt auch heute noch nicht leicht, dem Anſprucherhebenden bei 
einem Schadenfalle dieſe für ihn ſo verhängnisvolle Wirkung klar zu 


machen und ihn von der Berechtigung des Standpunktes der Ver⸗ 


ſicherer zu überzeugen. Die Anpaſſung der Verſicherer an die Bedürf⸗ 
niſſe des Verſicherungsnehmers behandeln wir an anderer Stelle. 
Sehr intereſſant iſt daher ein Urteil des Landgerichts I Berlin 
vom 28. 2. 1919, das ſich mit dem Einfluß der Kriegskonjunktur bei 
Brandſchäden an Gebäuden beſchäftigt. (Zeitſchrift für Verſicherungs⸗ 
weſen 1920, Nr. 32, S. 306.) Es wird darin feſtgeſetzt, daß eine durch 
die Kriegszeit vorliegende Unterverſicherung zu Laſten des Verſiche⸗ 
rungsnehmers geht. Die klägeriſche Partei hatte gegen das klag⸗ 
abweiſende Urteil Berufung eingelegt, zog dieſe aber noch vor der 
Verhandlung in der zweiten Inſtanz zurück. Der Verſicherungs⸗ 


9 ee e und Verſicherung, S. 
**) Entſch. v. 11. 6. 1916. (Aktenzeichen: vu 666416) 
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nehmer hatte einen Gebäudeteilſchaden zur Anzeige gebracht, und 
dieſer wurde durch Sachverſtändige abgeſchätzt, die zugleich die Auf; 
gabe hatten, den Wert des Gebäudes am Tage des Schadensereig⸗ 
niſſes feſtzuſtellen. Dieſer ſtellte ſich auf 181 355 Mark, gegenüber einer 
Verſicherungsſumme von 79000 Mark. Selbſtverſtändlich konnte die 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft den Schaden auch nur in dieſem Verhältnis 
übernehmen, der Geſchädigte hingegen forderte im Klagewege Erſatz 
des ganzen Schadens abzüglich der bereits geleiſteten Entſchädigung. 
Er behauptete, der wirkliche Wert der Gebäude ſei am Tage des 
Brandes nicht höher geweſen als die Verſicherungsſumme. Weder der 
gemeine, noch der Verkaufswert ſeien in die Höhe gegangen, ſondern 
dem Schätzungswerte ſei nur die augenblickliche . zu⸗ 
grunde gelegt. 

Das Gericht lehnte dieſen Standpunkt mit eingehender Be⸗ 
gründung ab, die ſehr beachtlich erſcheint, hier aber wegen Raum⸗ 
mangels nicht näher wiedergegeben werden kann“). 


§ 9. Die Unfallverſicherung. 
Unfallverſicherungs vertrag und Krieg. 
Auch das Gebiet der Unfallverſicherung gehört zu den Zweigen, 
die verhältnismäßig wenig von dem Kriege und ſeinen Wirkungen 


erfaßt worden ſind. Es liegt das wohl einesteils daran, daß die 


Mehrzahl der Verſicherungsnehmer im Felde ſtand, und demgemäß 
die Unfallverſicherung wenig in Anſpruch genommen wurde, andern⸗ 
teils aber konnte dieſe Verſicherung auch ihrer Natur und ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit nach weniger von den Schwankungen des Wirtſchafts⸗ 


lebens berührt werden, da die aus ihr entſpringenden Leiſtungen ver⸗ 


traglich genau feſtgelegt ſind, ſo daß, gleichgültig ob Friedens⸗ oder 
Kriegsvaluta, die einmal vereinbarten Sätze ſtets die gleichen bleiben. 
Immerhin aber ſind in der Bewegung der letzten Zeit auch für die 
U. V. derart intereſſante Fragen aufgeſtiegen, daß es ſchon des Inter⸗ 
eſſes lohnt, auch dieſes Gebiet näher zu beleuchten. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Verband der Unfallverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften bei der Aufſtellung der Allgemeinen Verſiche⸗ 
rungs⸗Bedingungen, die durchſchnittlich die Grundlage für jeden 
U. V.⸗Vertrag bilden, auch zu der Möglichkeit eines Krieges 
Stellung nahm, da der Eintritt eines ſolchen Ereigniſſes bei einer 
Perſonenverſicherung als ganz beſonders gefahrerhöhend erſcheint und 
ein Riſiko bildet, das ſich bei der Unbeſtimmbarkeit ſeines Verlaufs 

keineswegs dazu eignet, in die ee Tarifpramie mit ein⸗ 


) Die Begründung kann nachgeſehen werden in der obenerwähnten 
5 5 für Verſicherungsweſen 1920, Nr. 32, S. 306. 
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gerechnet zu werden. Es wurde daher folgende Beſtimmung auf⸗ 
genommen: „Ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind: 5 ö 

Unfälle, die der Verſicherte erleidet bei der Ausführung oder | 
dem Verſuche von Verbrechen oder Vergehen, durch bürgerliche Un 
ruhen, es ſei denn daß der Verſicherte unwiſſentlich und nicht fahr⸗ 
licherweiſe in den Gefahrenbereich der Unruhen gekommen iſt, ſowie 
durch Kriegsereigniſſe, im mobilen Militär⸗ oder Seedienſt, durch 
Erdbeben.“ = 

Schadenfälle, die im Kriegsereignis, ſowie im mobilen Militär⸗ 
oder Seedienſt ihre Urſache haben, fallen alſo unter die Ausſchluß⸗ 
beſtimmungen der Allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen. Natür⸗ 
lich muß auch hier ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Unfall⸗ 
ereignis und Krieg gefordert werden, ein räumlicher oder zeitlicher 
genügt nicht, vielmehr ſind dies Unfälle, die gelegentlich des Krieges 
eingetreten ſind, alſo Anſpruch auf die Leiſtungen aus der U. V. be⸗ 
gründen“). Bei der Betrachtung dieſer Ausſchlußbeſtimmung ſei bee 
ſonders darauf hingewieſen, daß hinter dem Worte Kriegsereigniſſe 
ein Komma ſtehen muß, daß alſo Unfälle durch Kriegsereigniſſe von 
Unfällen im mobilen Militär- oder Seedienſt geſchieden werden müſſen. 
Gerade dieſes Komma aber hat ſchon Anlaß zu Streitigkeiten ge⸗ 
geben. Bei einer Verſicherungs⸗Geſellſchaft war in den Bedingungen 
das Komma nicht mitgedruckt worden, ſo daß ſich infolgedeſſen 
Zweifel über die Anſpruchsrechte aus einem Unfall, der zwar durch 
ein Kriegsereignis, nicht aber im mobilen Kriegs⸗ oder Seedienſt ein⸗ 
getreten war, erhoben. Der Sinn konnte und kann natürlich nur der 
ſein, daß Unfälle durch Kriegsereigniſſe in jeder Form und in jeder 
Art von militäriſchen Dienſten von Erſatzleiſtungen ausgeſchloſſen 
werden ſollten. ö 

Es fragt ſich nun, ob ſich der Ausſchluß der Unfälle im mobilen 
Militär⸗ und Seedienſt nur auf Perſonen bezieht, die einer mobilen 
Truppenformation angehören. M. E. iſt dieſe Frage zu bejahen; 
kommen alſo Perſonen in Betracht, die einer immobilen Truppe, wie 
z. B. einem Erſatztruppenteile angehören, ſo würden dieſe mit Recht An⸗ 
ſprüche erheben können. Sie müßten nur dann abgewieſen werden, wenn 
ſich der Schadenfall durch ein Kriegsereignis im Sinne der Ausſchluß⸗ 
beftimmung ereignet hat““). Sobald alſo ein Verſicherungsnehmer ver⸗ 
möge ſeines Dienſtverhältniſſes, Amtes oder Berufes zu den mobilen 
oder gegen den Feind verwendeten Teilen der Land⸗ oder Seemacht 
oder zu der Beſatzung einer armierten oder in der Armierung be⸗ 
griffenen Feſtung gehört, jo kann er während dieſer Zeit Anſprüche 
auf die Leiſtungen der U. V. nicht erheben. Iſt damit aber auch der 
ganze Vertrag als . zu betrachten? Nein. Es trat vielmehr, 


15 * Vergl. 
* Vergl. uld S. 377. 
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llediglich mit Rückſicht auf die Ausſchlußbeſtimmung über Unfälle durch 
Kriegsereigniſſe oder im mobilen Kriegs⸗ oder Seedienſt ein Ruhen 
der Verſicherung ein, die ſofort wieder belebt wurde, ſobald der 
Kriegsteilnehmer in die Heimat zurückgekehrt war. 


Für die Nichtkriegsteilnehmer ſind natürlich die Verträge in 


unveränderter Form beſtehen geblieben, da der Unfallbegriff durch 
den Krieg an ſich ja keine Veränderung erleidet. 


Auf die Verjährung der Anſprüche aus dem U. V.⸗Vertrage 


und die Ausſchlußfriſten“) hat der Krieg nur injoweit einen Einfluß 
gehabt, als Kriegsteilnehmer in Frage kommen. Der $ 4 des Kriegs⸗ 


teilnehmerſchutzgeſetzes beſtimmt daher: 
„Die Verjährung iſt gehemmt zugunſten der in § 2 bezeichneten 
Perſonen und ihrer Gegner bis zur Beendigung des Kriegszuſtandes 


oder des nach $ 2 maßgebenden Verhältniſſes. 


Das Gleiche gilt von den geſetzlich für die Beſchreitung des 


3 Rechtsweges vorgeſchriebenen Ausſchlußfriſten, ſowie von den Friſten, 
auf welche die Vorſchriften des § 203 des BGB. ganz oder teilweiſe 
Anwendung finden.“ 


Danach wird alſo die Verjährung gehemmt, d. h. ſo lange der 


Verſicherungsnehmer im Sinne des Geſetzes im Felde weilt, wird 


dieſe Zeit in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet. 

Man hat gezweifelt, ob dieſe Beſtimmung immer zu einem be⸗ 
friedigenden Ergebniſſe führen werde“). Allein es find aus der 
Praxis nur wenig Fälle bekannt geworden, wo ſich aus dieſer Vor⸗ 


ſchrift ernſtliche Konflikte ergeben haben. 


Das Aufſichtsamt für Privatverſicherung hat davon Abſtand 
genommen, zu der Auslegung der Frage über Unfall durch Kriegs⸗ 
ereignis und Unfall im mobilen Militär- oder Seedienſt, die nach den 
Verſicherungs⸗Bedingungen der Unfallverſicherungs⸗Geſellſchaften von 


der Verſicherung ausgeſchloſſen ſind, ausdrücklich Stellung zu nehmen. 
Ein beſonders intereſſanter Fall wird jedoch vom Reichsaufſichtsamt 


in feinem Geſchäftsbericht für das Jahr 1917 behandelt f), in welchem 


der zu einem mobilen Truppenteile eingezogene Verſicherte auf Urlaub 


nach Hauſe gekommen war und nach ſeiner Rückkehr dadurch ver⸗ 
unglückte, daß ſein ſechsjähriger Sohn mit einem auf dem Tiſche 
liegenden Revolver ſpielte, der ſich entlud und den Vater tödlich ver⸗ 


letzte. Das Reichsgericht hat die beklagte Geſellſchaft verurteilt, ob⸗ 


gleich es ſelbſt anerkennt, daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen 


i dem mobilen Dienſt und dem Unfall vorlag, daß dieſer jedoch nicht 


*) Nach Bendix, S. 130, definieren wir dieſe am beſten als Friſten, 


in denen eine beſtimmte Handlung oder Unterlaſſung ſeitens des Ver⸗ 


ſicherers oder des Verſicherungsnehmers zur Vermeidung des Ausſchluſſes 


ö 
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ausreiche, um die Beklagte von der Entſchüdiaung e zu reien, 9 
da der mobile Militärdienſt hier nicht die unmittelbare Urſache für 
den Eintritt des Unfallereigniſſes bildete. Treffend ſei hierfür die 
a „Dienſtunfall“, und dazu gehöre der vorliegende e 
nicht. 7 
Obgleich, wie wir wiſſen, an ſich die Unfallverſicherung ihrem 
ganzen Weſen nach nicht auf den Einſchluß der Gefahren zugeſchnitten 
iſt und ſein kann, welche die Teilnahme am Kriege mit ſich bringen, 
wurden doch diesbezügliche Wünſche laut und erfüllt, ſo z. B. der in 
die Unfallverſicherung von Militärärzten Todesfall durch Flecktyphus 
einzuſchließen, weil dieſer durch Wanzenbiß verurſacht wurde, und der 
Wanzenbiß ein Unfallereignis, d. h. eine vom Willen 1 Verſicherten 
unabhängige äußere Verletzung, ſei. 


810. Die Haftpflichtverſicherung. 

Der Einfluß des Krieges auf die Schadenshöhe. 
Wohl kein Verſicherungszweig hat während des Krieges ſo 

unter dem Mißverhältnis zwiſchen Prämie und Schadensleiſtung zu 
leiden gehabt, wie die Haftpflichtverſicherung. Ganz abgeſehen davon, 
daß auch noch die enorm ſteigenden Verwaltungskoſten von dieſen 
Prämien beſtritten werden müſſen, haben gerade in dieſem Zweige 
Schadensforderungen in einer Höhe eingeſetzt, die alle Erwartungen 
übertreffen mußten. Selbſtverſtändlich waren bei der Aufſtellung der 
Prämien für die einzelnen Riſiken nur ein normales Geſchäft und eine 
normale Konjunktur berückſichtigt worden. Schon gleich nach Beginn 
des Krieges aber, als die Entwertung der Mark den Deutſchen noch 
gar nicht zum Bewußtſein gekommen ſein konnte, ſchnellten die Forde⸗ 
rungen bei Schadenserſatzfällen völlig unerwartet in die Höhe. Noch 
eigenartiger aber wurden die Verhältniſſe bei immer fortſchreitender 
Geldentwertung. Da bei der Haftpflichtverſicherung die Verſicherungs⸗ 
ſummen lediglich die ſehr weitgeſteckte Begrenzung nach oben und ſehr 
oft nicht einmal dieſe kennen, iſt die Zahlungsverpflichtung der Ge⸗ 
ſellſchaft ganz den Schwankungen des Wirtſchaftslebens ausgeſetzt. 
Natürlich richten ſich die von den Geſchädigten geſtellten Haftpflicht⸗ 
anſprüche ſtets nach dem Tagespreiſe. Die Prämie jedoch, die für 
dieſe Verträge in Frage kam, war zunächſt und auch noch auf lange 
Zeit hinaus dieſen Tagespreiſen in keiner Weiſe angepaßt. Hatte man 
3. B. früher für eine beſchädigte Hoſe als Ausgleich 5 Mark bis 
10 Mark gezahlt, ſo ſtieg die Forderung unter dem Einfluß der Valuta⸗ 
ſchwankungen in ſchneller Aufeinanderfolge auf 50 Mark, 100 Mark, 
ja zurzeit auf 1000 Mark bis 1500 Mark. Die Beiſpiele für dieſe 
rapiden Steigerungen ließen ſich mit Fällen aus der Praxis leicht ver⸗ 
mehren, und man muß ſtaunen, daß das Haftpflichtgeſchäft trotz dieſes 


ae 


Anſturms noch jo lange ausgehalten hat; beſtand doch immer die Ge⸗ 
fahr, daß dieſer Verſicherungszweig unter dem Drucke dieſer vielfach 
bei weitem übertriebenen Forderungen zur Spekulation werden mußte. 
Die Geſchäftsergebniſſe der einzelnen Geſellſchaften zeigen denn auch 
ſehr ſchnell ein beängſtigendes Anwachſen der Schadensziffern und 
damit verbunden ein Mißverhältnis zur Prämieneinnahme, ſo daß 
ſchließlich, ſollten die Geſellſchaften nicht dem ſicheren Untergang zu⸗ 

ſteuern, eine Löſung vom ſtarren Prämienſyſtem und der Übergang 
— zum gleitenden Syſtem der Berechnung der Prämie nach der Index⸗ 
ziffer eintreten mußte. Näheres hierüber werden wir an ſpäterer 
Stelle erfahren. 


Kapitel lll: 
Neue Probleme der Kriegszeit. 
S 11. Die Lebens verſicherung. 


Die geldliche Not des Vaterlandes im Verlaufe des Krieges 
brachte die Verſicherungs⸗Geſellſchaften in die Zwangslage, ihren Be⸗ 
ſtand an Wertpapieren weit ſtärker als früher zu vermehren. Noch 
im Jahre 1916 belief ſich der Beſitz der Lebensverſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaften an Wertpapieren auf nur 9,25 Prozent des Geſamtvermögens, 
Ende des Jahres 1918 dagegen auf 14,64 Prozent des Geſamt⸗ 
vermögens“). Den Hauptteil der Vermögensanlage machten, wie 
übrigens auch heute noch, die Hypotheken aus. Den Grund für die 
Erhöhung der Vermögensanlage in Wertpapieren finden wir in der 
Beteiligung an den deutſchen Kriegsanleihen. Die Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften wurden genötigt, nicht nur ſelbſt beträchtliche An⸗ 
lagen in Kriegsanleihen zu machen, ſondern auch als Werber für die 
Zeichnung der Kriegsanleihen bei ihren Verſicherten und Geſchäfts⸗ 
freunden aufzutreten. Insgeſamt führten die Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften den Kriegsanleihen drei Milliarden zu; gewiß ein ſtatt⸗ 
licher Betrag für dieſe Inſtitute, deren Bedeutung man früher vieler⸗ 
orts ſehr niedrig eingeſchätzt hatte. Eine Anzahl von Lebensverſiche⸗ 


rungs⸗Geſellſchaften ging aber noch weiter, als nur ſelbſt zu zeichnen 


und aus ihrem Kundenkreiſe Zeichnungen herzuzuſchaffen; ſie führten 
beſondere Kriegsanleihe⸗Verſicherungen ein. Es han⸗ 
delt ſich hier um Lebensverſicherungen ohne ärztliche Unterſuchung 
mit kurzer Verſicherungsdauer, meiſt zehn bis zwölf Jahre, mit deren 
Ablauf die Verſicherungsnehmer bzw. bei früherem Tode die Erben 


*) Mafins Rundſchau 1920, Heft 11. 


in den Beſitz des in Kriegsanleihe verſicherten Kapitals kommen, J 
d. h. ſie erhalten die verſicherte Summe nicht in bar, ſondern in Höhe 
eines auf gleiche Summen lautenden Stückes einer der Kriegs⸗ 
anleihen. Für die Geſamtſumme dieſer Art von Verſicherungs⸗ 
anträgen zeichnete die betreffende Geſellſchaft Kriegsanleihe. Die 
Propaganda für dieſe Verſicherungsart wurde ſehr lebhaft betrieben, 
ſowohl in der Heimat wie im Heere ſelbſt. Leider ſind Zahlen über 
das Geſamtergebnis nicht zu erlangen geweſen; es dürfte auf 150 bis 
200 Millionen Mark Verſicherungsſumme zu ſchätzen ſein. 

Für die in dieſer Art Verſicherten hat der unglückliche Aus⸗ 
gang des Krieges eine ſtarke Schädigung im Gefolge, denn da nach 
den allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen die Auszahlung der ver⸗ 
ſicherten Summe ausſchließlich in Stücken der Kriegsanleihen erfolgt, 
muß der Empfänger ſich damit zufrieden geben, wenn der Kurs der 
Kriegsanleihepapiere ein ſehr niedriger iſt und gegenwärtig z. B. 
77,5 Prozent beträgt. 


Für die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften bedeutet der Kurs⸗ 8 


rückgang der Kriegsanleihen an ſich zwar einen ſtarken effektiven Ver⸗ 
luſt; mußten ſie bisher ſchon am Schluß der einzelnen Nachkriegs⸗ 
Rechnungsjahre bedeutende Kursverluſte abbuchen und müſſen es 
vielleicht noch weiter tun, ſo brauchen ſie es doch nicht für den Teil 
des Beſitzes an Kriegsanleihe, der durch Kriegsanleihe⸗Verſicherungen 
gedeckt iſt, da eben alle Auszahlungen nur in Kriegsanleiheſtücken zu 
erfolgen brauchen. Theoretiſch liegt die Sache ſo, daß die Geſell⸗ 
ſchaften Gelegenheiten, Kriegsanleihe günſtig in Zahlung zu geben, 
benutzen und bei Fälligkeiten dazu ſich Kriegsanleiheſtücke kaufen 
können. Die Allgemeinen Verſicherungs⸗-Bedingungen der Kriegs⸗ 
anleihe⸗Verſicherung zwingen fie nicht, beſtimmte Stücke einer bes 
ſtimmten Ausgabe der Anleihe für die Auszahlung zu verwenden. 

Ein großer Teil der Verſicherungs⸗Geſellſchaften hat ihren Be⸗ 
ſtand an Kriegsanleihe bereits veräußert, um allerdings dafür zu 
einem Teile nicht eben günſtigere Papiere hereinzunehmen. Ein kleiner 
Teil von Verſicherungs-Geſellſchaften hat ſich ihres Kriegsanleihe⸗ 
Beſitzes nicht entledigt oder nur in geringem Umfange, ſondern hat 
die geſetzlichen Abſchreibungen vorgenommen und genießt nun dadurch 
eine verhältnismäßig hohe Verzinſung, die bei dem Kursſtand von 
77,50, wie er am 31. Dezember 1921 war, 6,45 Prozent beträgt. Dieſer 
Umftand hat den Durchſchnittszinsfuß im Ertrage aus den Ver⸗ 
mögensanlagen bei manchen Geſellſchaften erhöhen helfen, wie man 
ſieht, auf recht ſchmerzliche Art. 

Ob die Geſellſchaften, welche ihren Kriegsanleihebeſitz gegen 
Hergabe von Kommunaldarlehen abgeſtoßen haben, in ihren Dispoſi⸗ 


tionen enttäuſcht werden, muß die Zukunft lehren. Sie nehmen an, 


daß nichts ſie zwingen kann, ein Kommunaldarlehn, das gegen Schuld⸗ 


ſchein auf zehn Jahre abgeſchloſſen iſt, in ſeinem Wert niedriger als 
ne den Schuldbetrag in die Bilanz einzuſetzen. Welcher Anlaß liegt aber 
vor, einen ſolchen Schuldſchein, auch wenn er nach 10 oder 15 Jahren 
a = eingelöſt werden muß, jo viel günſtiger zu bewerten, als eine vielleicht 
gleichzeitig übernommene förmliche Anleihe derſelben Kommune, 
* welche dem Käufer zu — angenommen — 90 Prozent angeboten wird? 
Es gibt wenig Städte im Deutſchen Reiche, die heute nicht bis über 
die Ohren verſchuldet ſind. Sie müſſen die Steuerkraft der Bürger, 
die doch wirklich vom Reich genügend belaſtet ſind, insbeſondere des 
Gewerbes, bis auf das äußerſte und darüber hinaus anſpannen, und 
wirkliche Werte oder ertragreiche, baldige gute Zukunft verſprechende 
Unternehmungen im Beſitz der Gemeinden ſtehen der Schuldenlaſt 
nicht immer gegenüber. 
Außer durch den Rückgang des Kurſes der Kriegsanleihen haben 
die Verſicherungs⸗Geſellſchaften, insbeſondere aber die Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften, die wegen ihrer hohen Vermögensanlagen hier 
immer in erſter Linie in Betracht gezogen werden müſſen, dann aber 
auch die größeren Verſicherungs⸗Geſellſchaften anderer Zweige in 
ihrem übrigen Wertpapierbeſitz große VBerlufte erlitten. Die Zahl der 
Abſchreibungen der letzten Jahre, die ja nicht allein ſolche auf Kriegs⸗ 
anleihe darſtellen, beweiſen das. Sie betrugen im Jahre 1919 allein 
bei den Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 127 Millionen Mark“), im 
Fahre 1920 11,8 Millionen Mark. Daneben ſind weitere Rückſtellungen 
für Währungsverpflichtungen in Höhe von 39,6 Millionen gemacht 
worden!). Für das Jahr 1921 ſtanden die Zahlen bei Abſchluß dieſer 
Abhandlung noch nicht zu Gebote. 
Die Entwertung der deutſchen Mark, die ſich in der außerordent⸗ 
5 lichen Höhe der Abſchreibungen auf Wertpapiere dokumentiert, begann 
in den letzten Kriegsjahren bereits eine ernſtliche Sorge für diejenigen 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften zu bilden, welche das Gebiet ihrer ge⸗ 
ſchäftlichen Tätigkeit auch auf das Ausland erſtreckten. An den auf⸗ 
ſteigenden Valutaſorgen ſind alle Zweige des Verſicherungsweſens be⸗ 
teiligt, wie das aus den Geſchäftsberichten der letzten Kriegsjahre 
hervorgeht. Das deutſche Verſicherungsweſen war vor dem Kriege in 
der ganzen Welt tätig; deutſche Arbeit und deutſches Kapital haben auf 
dieſem Gebiete einen hervorragenden Platz eingenommen. Das 
Weichen des Markkurſes nötigte die Verſicherungs⸗Geſellſchaften, zur 
Bezahlung von Schäden im ausländiſchen Geſchäft immer höhere 
Markbeträge zum Kauf von Deviſen aufzuwenden, und die Verluſte 
auf fremde Währungen treten in den Geſchäftsberichten immer ſtärker 
2 hervor. Diejenigen Verſicherungszweige wurden hierdurch weniger 
8 betroffen, die durch die Geſetzgebung nicht behindert waren, einen Teil 
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ihrer Vermögenswerte im Auslande oder in ausländiſchen Werten 
anzulegen, wie dies bei den Sachverſicherungszweigen der Fall iſt. 
Anders dagegen bei der Lebensverſicherung. Den deutſchen Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften war es durch das Verſicherungs⸗Aufſichts⸗ 
geſetz vom 12. Mai 1901 verboten, die Prämienreſerve in ausländi⸗ 
ſchen Werten zu decken, es ſei denn, daß die Konzeſſionsvorſchriften 
der einzelnen Staaten, in denen ſie arbeiten, ſie zur Anlage von Ver⸗ 
mögenswerten in den Währungen dieſer Staaten zwang. Sie 
arbeiteten aber auch in einer Reihe von Ländern, wo eine Kon⸗ 
zeſſionspflicht und damit ein ſolcher Zwang zur Anlegung von Ver⸗ 
mögensteilen in ausländiſcher Währung nicht beſtand. Die Prä⸗ 
mienreſerven der deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften ent⸗ 
hielten daher für den Teil des ausländiſchen Beſtandes nur die Be⸗ 
träge, die dem Friedenskurſe entſprachen. Sie mußten aber die Aus⸗ 
zahlungen und ſonſtige Fälligkeiten in der ausländiſchen Währung 
erfolgen laſſen, und ſomit ergab ſich für ſie ein Verluſt aus der Diffe⸗ 
renz dieſes Friedenskurſes und den durch den weichenden Markſtand 
geringeren Kurs ſchon während des Krieges. 

Mit Ausnahme einer Geſellſchaft dachten die deutſchen Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften nicht daran, zu beſtreiten, daß ihre Ver⸗ 
ſicherungsabſchlüſſe im Auslande anders gedacht geweſen ſeien, als 
die Fälligkeiten daraus in der betreffenden ausländiſchen Währung 
erfolgen zu laſſen. Aber auch dieſe eine Geſellſchaft wurde durch das 
Reichs⸗Aufſichtsamt für Privatverſicherung gezwungen, den Grund⸗ 
ſatz der Zahlung in ausländiſcher Währung anzuerkennen und, da 
ſie erklärte, nicht in der Lage zu ſein, aus eigenen Mitteln dieſe Zah⸗ 
lungen zu leiſten, ſich entſprechende Bankkredite zu beſchaffen. 

Die für die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften mit Geſchäft im 
Auslande ſich hieraus ergebenden Schwierigkeiten wurden während 
der letzten Kriegszeit und auch in der erſten Zeit nach Kriegsſchluß 
nicht beſonders beachtet. Sie kamen auch in den Geſchäftsberichten 
nach außen hin wenig zum Ausdruck, jedenfalls nicht in vollem Um⸗ 
fange der aus dieſem Verhältnis drohenden Gefahr, und erſt die 
ſpätere Nachkriegszeit ließ die Folgen ausbrechen, unter denen heute 
eine größere Anzahl von deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 
(es ſind deren elf) leiden. (Siehe hierzu: Probleme der Nachkriegs⸗ 
zeit, Seite 56.) 5 

Mit dem Ausbruch des Krieges hatten ſich die Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaften darauf einzuſtellen, ob und in welchem Umfange ſie 
den Verſicherten Schutz gegen die Gefahren einer Teilnahme am 
Kriege bzw. gegen die Einwirkung des Krieges auf die verſicherten 
Gefahren gewährten. Die Lebensverſicherungs-Geſellſchaften waren 
ausnahmslos auf dieſe „Kriegsgefahr“ eingerichtet. Sie gewährten 
den bei Ausbruch des Krieges bereits verſicherten Perſonen entweder 


Schutz gegen die Gefahren durch die Teilnahme am Kriege ohne eine 
Erhöhung der normalen Prämie oder gegen Erhebung eines von den 
einzelnen Geſellſchaften verſchieden bemeſſenen Zuſchlages. In der am 
Schluß befindlichen Tabelle iſt eine Überſicht über die verſchiedenen Ein⸗ 
richtungen bei den einzelnen Geſellſchaften gegeben, und es iſt daraus 
zu erſehen, wie verſchiedenartig dieſe Kriegsgefahr von den einzelnen 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften eingeſchätzt wurde. Die Kriegs⸗ 
verſicherungs⸗Bedingungen aller Geſellſchaften ſtimmen aber darin 
überein, daß mit dem Ausbruch des Krieges der Kreis der auf die 
Kriegsgefahr Verſicherten zu ſchließen ſei, und daß für diejenigen, die 
nach Ausbruch des Krieges noch den Einſchluß dieſer Gefahr 
wünſchten, eine beſondere Behandlung Platz zu greifen habe. 

Bei denjenigen Lebensverſicherungs-Geſellſchaften, die vor dem 
Kriege einen Zuſchlag für den Einſchluß der Kriegsgefahr erhoben 
oder die aus den Verſicherten einen beſonderen Kriegsverband bil⸗ 
deten, welche ſich bei der Stellung ihres Antrages auf Lebensverſiche⸗ 
rung den Einſchluß der Kriegsgefahr ausbedungen und damit den 
Einſchluß in den Kreis der Kriegsverſicherten ſelbſt ausgeſprochen 
hatten, war es zunächſt die ſehr große Anzahl von verſicherten Per⸗ 
ſonen, welche die Zahlung des Zuſchlages geſcheut oder den ihnen 
freigeſtellten Eintritt in den Kriegsverſicherungs⸗Verband aus irgend- 
einem Grunde abgelehnt hatten, welche die Lebensverſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften wegen des Einſchluſſes der Kriegsgefahr beſtürmten. Es 
konnte für alle dieſe keine andere Entſcheidung gefällt werden, als 
daß ſie ſich genau wie diejenigen zu behandeln laſſen hätten, welche 
jetzt erſt zum wirtſchaftlichen Schutz für ihre Angehörigen eine Ver⸗ 
ſicherung beantragten. 

Hier iſt es nun nicht zu verwundern, daß die Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften in der erſten Zeit noch ſehr unſicher bezüglich der 
Frage waren, ob ſie die zahlreichen Wünſche auf neuen Verſicherungs⸗ 
ſchutz erfüllen, und vor allen Dingen, welche Zuſchlagsprämie ſie für 
den Einſchluß der Kriegsgefahr erheben ſollten. Die völlige Unüber⸗ 
ſehbarkeit der Gefahr erklärt dieſe Unſicherheit genügend. Das un⸗ 
geheure Aufgebot an Menſchenmaterial, das für den Kriegsfall zur 
Verfügung ſtand, und die in vielen Friedensjahren mit großen Koſten 
und Mühen vorgebildete Schlagfertigkeit des deutſchen Heeres ließ 
eine kurze Dauer des Krieges erhoffen, aber auch einen ſtarken Verluſt 
an Menſchenleben befürchten. Im übrigen aber ließ die moderne 
Entwicklung der Kriegswaffen den zunächſt naheliegenden Vergleich 
mit dem Einſchluß der Kriegsgefahr in die Lebensverſicherung im 
Kriege 1870/71 nicht ohne weiteres zu, in welchem der Geſamtverluſt 
des mobiliſierten Heeres rund 3 Prozent betrug. Aber einen anderen 
Maßſtab hatte man nicht zur Hand, und daher gingen die Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften bei neu hinzutretenden Verſicherten, welche 
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den Einſchluß der Kriegsgefahr wünſchten, von einem 0 
zu der normalen Prämie aus, die ſich, je nach der Waffengattung und 
der Verwendungsart, wie ſie der moderne Krieg mit ſich brachte, auf 


etwa 3 Prozent bis etwa 8 Prozent der Verſicherungsſumme — bei 


bereits beſtehenden Verſicherungen der gleiche Satz der Riſiko⸗ 
Summe — belief. (Unter „Riſikoſumme“ iſt hier der Unterſchied zwi⸗ 
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ſchen der Verſicherungsſumme und dem für die Verſicherung bereits g 


angeſammelten Deckungskapital zu verſtehen.) Es mögen auch für 


beſonders gefährdete Perſonen hier und da höhere Zuſchläge ge⸗ 
fordert worden ſein, jedoch ſind dem Verfaſſer im allgemeinen höhere 
Sätze nicht bekannt geworden. Das Aufſichtsamt für Privatverſiche⸗ 
rung hat mehrfach Erhebungen über die Höhe der Zuſchläge durch 


Rundfragen bei den einzelnen Geſellſchaften angeſtellt, ſich aber einer 


Einmiſchung in die Feſtſetzung enthalten. Mit den berechneten Zu⸗ 
ſchlägen zu den nach Kriegsausbruch eingegangenen neuen Verſiche⸗ 
rungen oder zu den gewährten Einſchlüſſen der Kriegsgefahr nach 
Ausbruch des Krieges in die bereits beſtehenden Verſicherungen ſind 
die Geſellſchaften nicht nur ausgekommen, ſondern ſie haben wohl alle 
daran verdient. 


Die Entwicklung des Krieges hatte zur Folge, daß die Be⸗ 


urteilung des Einſchluſſes der Kriegsgefahr ſich wiederholt änderte. 
Die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften kamen zu dem Ergebnis, daß 
ſie mit ihrer urſprünglichen Schätzung der ihnen durch den Einſchluß 
der Kriegsgefahr erwachſenden Sondergefahr zu weit gegangen 
waren, denn die nach den ſtarken Menſchenverluſten der erſten Kriegs⸗ 


monate einſetzende Anderung der Kriegstaktik, der Stellungskrieg, und 


die deutſcherſeits durch die Überzahl der feindlichen Streitkräfte be⸗ 
dingte Schonung des eigenen Menſchenmaterials waren es, die dieſe 
Herabminderung der Gefahr bewirkten. 

Auf die Teilnehmer am Kriege und ihre wirtſchaftliche Ge⸗ 
fährdung nahm der Geſetzgeber wie auf vielen anderen Gebieten, ſo 
auch auf dem der Lebensverſicherung weitgehendſte Rückſicht. Am 
16. September 1918 erteilte das Reichsaufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung den Allgemeinen Beſtimmungen für die Wiederherſtellung 
von Lebensverſicherungen ſeine Genehmigung, die es einem Kriegs⸗ 
teilnehmer, der infolge des Krieges ſeine Beiträge nicht rechtzeitig 
oder überhaupt nicht gezahlt hatte, ermöglichten, ſeine ſonſt eigentlich 
bereits verfallene Verſicherung wiederherzuſtellen, ſofern er ſie infolge 
einer durch den Krieg herbeigeführten Verhinderung oder erheblichen 
Erſchwerung der Beitrags- oder Zinſenzahlung ganz oder zum Teil 
durch Kündigung oder auf andere Weiſe aufheben mußte. Die Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften find in der Ausführung dieſer Beſtimmungen 
ſehr weitherzig geweſen; auf eine Prüfung, ob die vorausgeſetzte Ver⸗ 
ſchlechterung der wirtſchaftlichen Lage im nn ſelbſt oder durch 
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e in Folgen eingetreten war, legten die Geſellſchaften keinen Wert. 
Wenn dieſe Verſchlechterung nur während des Krieges eingetreten 
war, taten ſie alles, um dem betroffenen Verſicherungsnehmer die 


Wiederherſtellung zu ermöglichen, entweder durch Einräumung kleiner 
Teilzahlungen für die rückſtändigen Prämien und Zinſen oder durch 
Gewährung eines die bedingungsgemäße Höhe oft ſtark überſteigenden 
Darlehns. Nach einer inzwiſchen bereits bis zum 1. April 1921 vor⸗ 
genommenen Verlängerung der von den Geſellſchaften übernommenen 
Verpflichtung zur Wiederherſtellung ſind auch nach dieſer Friſt noch 
Anträge von betroffenen Verſicherungsnehmern in der 
Weiſe erfüllt worden. 


8-12: Die Unfallverſicherung. 
Die Unfallverſicherung von Kriegsteilnehmern 
und Kriegsbeſchädigten. 
Die Dauer des Krieges hatte zur Folge, daß Perſonen, die aus 
dem Kriege zurückkehrten und nicht mehr kriegsverwendungsfähig 
waren, Anſpruch auf Wiederbelebung ihrer früheren Unfallverſiche⸗ 


rung oder auf Abſchluß einer neuen Verſicherung erhoben. Die Er⸗ 


füllung ſolcher Wünſche konnte naturgemäß nur unter Berückſichtigung 
derjenigen Beſchädigungen erfolgen, welche dieſe Perſonen durch ihre 


= Teilnahme am Kriege erlitten hatten. 


Man mußte von vornherein bei der Dauer des Krieges bei 
zahlreichen Perſonen damit rechnen, daß dieſe mit mehr oder minder 
ſchweren Kriegsverletzungen in die Heimat zurückkehren würden. Wie 
ſollte man ſich nun dieſen gegenüber verhalten? Die Unfallverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften ſind von jeher bei der Annahme ihrer Riſiken 


ſehr vorſichtig vorgegangen, immerhin aber muß zugeſtanden werden, 


daß bei keiner Geſellſchaft nur ganz einwandfreie Perſonen verſichert 
worden ſind. Dazu ſind auch in Friedenszeiten ſchon viel zu viel 


Menſchen mit körperlichen Mängeln behaftet geweſen. 


Wenden wir uns zunächſt einmal den ſchon beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungsverträgen zu. An ſich traten dieſe, wie wir oben geſehen 
haben, ſobald der Verletzte nicht mehr Kriegsteilnehmer war, wieder 
in Kraft, ſofern ſie nicht nach den Beſtimmungen der Allgemeinen 
Verſicherungs⸗Bedingungen ohne weiteres erlöſchen, wenn der Ver⸗ 
ſicherte in Siechtum oder Geiſteskrankheit verfällt, von Blindheit oder 


. Taubheit befallen wird, an Epilepſie, Schlagfluß oder ſchwerem 


Nervenleiden erkrankt oder, unabhängig von einem Unfall, Glied⸗ 


maßen verliert, deren Verluſt nach 8 10 mit einer Invalidität von 
40 Prozent oder darüber einzuſchätzen ſein würde. 


Allerdings hat man hier ſofort bei den Worten „unabhängig 


3 von einem Unfall“ den Zweifel erhoben, ob das Erlöſchen auch dann 


e 


Platz greife, wenn dieſe Erkrankungen uſw. Folgen des Krieges 
ſeien. Mertins“) iſt der Anſicht, daß die einfache Erwähnung des 
Wortes „Unfall“ als Unfall im Sinne der Bedingungen aufzufaſſen 


ſei, mithin alſo als „jede ärztlich ſicher erkennbare Körperbeſchädigung, 5 


von welcher der Verſicherte unfreiwillig durch ein plötzliches, von 
außen mechaniſch auf ſeinen Körper wirkendes Ereignis betroffen 
wird.“ Darüber aber, ob eine Kriegsverletzung einen derartigen Un⸗ 
fall darſtelle, könne kein Zweifel ſein. Unterſtellt man dies als richtig, 
ſo müßten z. B. die Fälle von Gliedverluſten durch Kriegsbeſchädigungen 
aus der ſtreitigen Beſtimmung ausſcheiden, d. h. die Verſicherungen 
erlöſchen nicht, und dem Verſicherer fehlt damit die Möglichkeit einer 


Abänderung dieſes Verſicherungsvertrages. Dieſer Meinung kann 


jedoch nicht beigetreten werden!). Wenn man ſich den Sinn der 
obigen Beſtimmung vor Augen führt, ſo kann man auch zu einem 
anderen Ergebnis nicht gut kommen. Offenſichtlich ſollten doch hier⸗ 


durch alle die Riſiken ausgeſchloſſen werden, bei denen, unabhängig 


von einem entſchädigungspflichtigen Unfalle, eine Verſchlechterung der 
Gefahr durch Verluſt erheblicher Glieder oder ſchwerer Leiden eintritt. 
Ob dieſe ungünſtige Beeinfluſſung nun durch Krankheit oder durch 


einen nicht zu entſchädigenden Unfall geſchehen iſt, iſt zweifellos für 


die Beurteilung dieſer Frage ohne jede Bedeutung. Wir kommen 
danach alſo zu dem Ergebnis, daß die Verträge ſolcher ſchwer ver⸗ 
letzten Perſonen ohne weiteres erloſchen ſind, und ſo hat man auch 
derartige Fälle in der Praxis behandelt. Um Genaueres über eine 
etwaige Gefahrerhöhung bei der Unfallverſicherung von Kriegs⸗ 
teilnehmern in Erfahrung zu bringen, wurden von manchen Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften an die einzelnen aus dem Kriege zurück⸗ 
gekehrten Verſicherten, die ihre Verſicherung nunmehr wieder aus dem 


Ruhezuſtand erwecken wollten, Fragebogen mit Ane folgenden 


Fragen geſandt: 
1. Waren Sie zum Kriegsdienst eingezogen? 
Dienſtgrad? 
Truppe? 
Wann eingezogen? 
Wann entlaſſen? | 
Aus welchem Grunde erfolgte die Entlaſſung? 
2. Haben Sie an Schlachten und Gefechten teilgenommen? 
3. Wenn Sie eine Verwundung erlitten haben, welche? 
4. Wenn Sie ſich während des Militärdienſtes eine Krankheit 
zugezogen haben, welche? a 


*) Mertins, S. 443 
* 4 Derſelben Anſich: Fuld, S. 382, und Liniger, S. 468. 
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5. Wie lange waren Sie als Soldat dienſtunfähig? 
Und zwar wie lange gänzlich? 
Wie lange teilweiſe? 
Von welchem Arzt wurden Sie damals behandelt? 
Erlangten Sie wieder volle Felddienſtfähigkeit? 
Beziehen Sie eine Rente? 
Oder ſchweben Verhandlungen darüber? 
Welcher Prozentſatz wurde bei Bemeſſung der Rente zugrunde 
gelegt? 
9. Hatten Sie vor Ihrer Teilnahme am Kriege einen anderen 
Beruf? 
Welchen? 
10. Wo ſind Sie zu Ihrem jetzigen Berufe vorgebildet: 
Wie lange? i 
11. Wenn Sie künſtliche Gliedmaßen tragen, welche? 
Zutreffendenfalls ſolche für dauernden praktiſchen Gebrauch? 
Oder wechſeln Sie die Gliedmaßen nach der Arbeit aus? 


Ging aus den Antworten hervor, daß eine Verletzung gemäß 
der oben erwähnten Beſtimmung vorlag, ſo wurde der Verſicherungs⸗ 
vertrag aufgehoben. In leichteren Fällen konnte eine Weiterführung 
der Verſicherung nur unter beſtimmten Vorausſetzungen in Erwägung 
gezogen werden. Es blieben hier zwei Wege: Die Forderung einer 
Wartezeit oder die Aufnahme einer Klauſel bzw. Herabſetzung der 
Verſicherungsleiſtungen gemäß dem Prozentſatz der durch die Ver⸗ 
letzung geminderten Arbeitsfähigkeit. Die Geſellſchaften haben von 

der Aufnahme einer Wartezeit abgeſehen und ſich regelmäßig damit 
begnügt, entſprechende Klauſeln in den Vertrag einzuſetzen. Sie ſind 
damit auch nicht, ſoweit bekannt, auf beſonderen Widerſpruch geſtoßen. 

Bei den Neuverſicherungen hatten die Unfallverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften gegenüber den ſchon beſtehenden Verträgen freiere 
Hand. Wenn ihnen das Riſiko nach den Angaben im Antrage nicht 
günſtig genug erſchien, jo hatten fie einfach die Möglichkeit, den Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages überhaupt abzulehnen. Bei den übrigen An⸗ 
tragſtellern, die die Tätigung eines Unfallverſicherungs⸗Vertrages 
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noch erwägenswert erſcheinen ließen, hat man ſich nicht, wie 


Dr. Franck vorſchlägt, zu dem Grundſatze des Ausſchluſſes beſtimmter 
Betriebsgefahren“) bekehren können, ſondern man hat auch hier, wie 
bei den alten Anträgen, eine Klauſel aufgenommen, eventuell auch 
eine Prämienerhöhung über den Tarifbetrag hinaus fordern 
müſſen. Das letzte allein würde ſich nicht lohnen, denn ſelbſt eine 
erhebliche Prämie würde ſelten genügen, beim Eintritt eines durch 
die Folgen einer Kriegsverletzung begünſtigten und deshalb um ſo 


1 


ſchwereren Unfaus e einen Ausgleich zu ſchaffen und das Riſito da. 
durch erträglich zu machen. Eine allgemeine Klauſel aufzuſtellen, wie 


Mertins ſie vorſchlägt, war jedoch, um die Individualiſierung des 
einzelnen Vertrages zu wahren, nicht möglich. In dieſer Hinſicht iſt 
ja auch ſchon in den Bedingungen genügend Vorſorge getroffen, 
wonach, wenn Körperteile bereits vor dem Unfalle ganz oder teil⸗ 
weiſe verloren, verkrüppelt, verſtümmelt oder gebrauchsunfähig ge⸗ 
weſen ſind, bei der Feſtſtellung des durch den Unfall bedingten In⸗ 

validitätsgrades der ſchon vorhandene in Abzug gebracht wird. 


s 13. Die Haftpflichtverſiche rung. 
Beſchäftigung von Kriegsgefangenen. 
Ein Moment der Gefahrerhöhung bedeutete in der Haftpflicht⸗ 


verſicherung während des Krieges die Beſchäftigung von Kriegs⸗ 


gefangenen. Das Weſen der Haftpflichtverſicherung ſetzt normale 


Verhältniſſe voraus und trägt an ſich ſchon dem Umſtande Rechnung, 


daß menſchliche Einrichtungen nicht vollkommen ſind, und daß eine 
noch ſo vorſichtige Betriebsführung Schädigungen von Perſonen oder 


Sachen eines Dritten nicht vermeiden kann. Darüber hinaus aber 


entſtanden für die Haftpflichtverſicherungs⸗Geſellſchaften Gefahren 
dadurch, daß die verſicherten Betriebe als Erſatz für die zum Kriege 
eingezogenen Arbeiter und Angeſtellten Kriegsgefangene aus den 
feindlichen Ländern einſtellten, die naturgemäß infolge des Mangels 


an Sprachkenntniſſen und der fehlenden Vertrautheit mit den ihnen 


zugewieſenen Handreichungen und überhaupt in ihrer Tätigkeit die 


Sorgfalt vermiſſen laſſen mußten, die bei einem deutſchen Arbeiter 


als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt wird. Da nun aber der Arbeit⸗ 


geber für alle ſchuldhaften Handlungen der Perſonen, deren er ſich zur 


Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten bedient, aufzukommen hat, mußte 
mit Schadensmeldungen gerechnet werden, die ihren Grund in der 


Beſchäftigung der Kriegsgefangenen fanden. Aus dieſer Erkenntnis 


der erhöhten Gefahr heraus, die in der Betätigung ſolcher Kriegs⸗ 
gefangenen lag, mußten die Haftpflichtverſicherungs⸗Geſellſchaften die 
Konſequenz ziehen, von den Verſicherungsnehmern eine erhöhte 
Prämie oder eine Sonderprämie, die meiſt nach der Zahl der be⸗ 
ſchäftigten Kriegsgefangenen berechnet wurde, zu erheben. 

Umgekehrt tauchte aber auch die Frage zur Erörterung auf, 


wie es denn mit der Haftpflicht des Unternehmers gegenüber den in 


ſeinem Betriebe tätigen Kriegsgefangenen ſtünde. Es herrſchten viel⸗ 
fach Zweifel über die Rechtslage, die auch dadurch nicht behoben 
wurden, daß von amtlicher Stelle aus zu dieſer Sache mehrfach 
Stellung genommen worden war. Man war ſich wohl von jeher klar 
darüber, daß die öffentliche Unfallverſicherung und auch die Kranken⸗ 
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verſicherung für dieſe Kriegsgefangenen nicht herangezogen werden 
konnten, da dieſe den Abſchluß eines Arbeitsvertrages mit einem 
freien Deutſchen fordern. Zivilrechtlich aber gibt es keine Möglich⸗ 
keit, ſich der Haftung gegenüber einem gefangenen Feinde zu ent⸗ 
Ziehen, da weder die Beſchränkung der perſönlichen Freiheit, noch der 
Zwang zur Arbeit in einem fremden Betriebe einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz gegen den privaten Unternehmer hemmen. Man kann 
auch nicht gut darum eine vertragliche Haftpflicht leugnen wollen, 
weil nicht der Unternehmer, ſondern die Militärverwaltung den Ver⸗ 
trag abſchloß, und ferner ändert auch der Umſtand nichts, daß die 
Kriegsgefangenen während der Dauer ihrer Gefangenſchaft keine 
Möglichkeit hatten, ihre Schadenserſatzanſprüche geltend zu machen“). 
Wenn auch überall der Wunſch laut wurde, daß nach Kriegs⸗ 
ende Angehörigen des einen oder anderen Staates Anſprüche im Ver⸗ 
geltungswege nicht zuſtehen ſollten, ſo veranlaßte doch die Unſicher⸗ 
heit während der Kriegsdauer viele Unternehmer, ſich durch den Ab⸗ 
ſchluß einer Haftpflichtverſicherung gegen die Möglichkeit einer Heran⸗ 
ziehung zum Schadenserſatz zu decken. Es ſind denn auch auf dieſe 
Verſicherungen hier und da Schäden gemeldet worden, die in der 
Hauptſache auf die geringe Erfahrung und Umſicht der Kriegs⸗ 
gefangenen zurückzuführen waren. Anſprüche ſind aus dieſen Unfällen 
jedoch nicht bekannt geworden, und durch den Friedensvertrag iſt 
ſodann jeder Kriegsgefangene an ſeinen Heimatſtaat verwieſen 
worden, wo derartige Schäden gleich den Schäden, die die Soldaten 
ſich im Felde zugezogen haben, behandelt worden find. 


§ 14. Die Fliegerbombengefahr. 


F Im Verlaufe des Krieges ergab ſich plötzlich eine vordem völlig 
unerwartete Art von Kriegsſchäden: die durch feindliche Luftfahrer 

mittels Bombenabwürfe verurſachten Schäden. Die Vereinigung der 

in Deutſchland arbeitenden Privat⸗Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften 

nahm in einer am 10. Oktober 1915 in München abgehaltenen 
Generalverſammlung dazu Stellung. Sie erklärte: „Hinſichtlich der 
Verſicherung gegen Schäden durch Bombenwürfe und Geſchoſſe von 
Fliegern oder Luftfahrzeugen billigte die Generalverſammlung die 
ſeit dem Juli vom Ausſchuß getroffenen Maßnahmen gegen Einſchluß 
der Haftung für dieſe Schäden auf Grund der Allgemeinen Verſiche⸗ 
rungs⸗ Bedingungen. Insbeſondere ſtimmte die Generalverſammlung 
dem von vornherein vom Ausſchuß aufgeſtellten Grundſatz zu, daß es 
ſich bei der Aufnahme der ſogen. Fliegerſchädenverſicherung nur darum 
handelt, einem etwaigen Bedürfnis und einer etwaigen Beunruhigung 


*) Dieſelbe Anſicht vertritt Ful d: „Die Haftpflicht für Unfälle 
— in Zeitſchrift en das Versicherungs weſen, 1916, S. 62. 
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des Publikums in außergewöhnlicher Zeit eite ohne 
daß dadurch der Standpunkt der Vereinigung fallen gelaſſen wird, 
wonach die Mitverſicherung von Kriegsſchäden nicht Gegenſtand der 
Feuerverſicherung ſein kann.“ | 

Der Einführung dieſes Verſicherungszweiges ſtellten ſich 
amtlicherſeits große Schwierigkeiten entgegen, weil von den Antrag⸗ 
ſtellern über die zu verſichernden Objekte betr. deren örtliche Lage zu 
Munitionsfabriken, Kaſernen, Benzinlägern, Feſtungswerken uſw., 
nähere Angaben verlangt werden mußten, die vom militäriſchen 
Standpunkte aus Bedenken begegneten. Endlich, nachdem die Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften ſich zum denkbar weiteſten Entgegenkommen 
unter Verzicht auf den größten Teil der verſicherungstechniſchen Unter⸗ 
lagen bereitgefunden hatten, gelang es zu einem Abſchluß der Ver⸗ 
handlungen mit dem Kriegsminiſterium zu kommen. 

Zunächſt waren es die Transportverſicherungs⸗Geſellſchaften, 
welche dieſes Riſiko übernahmen; danach erſt gewährten die Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften Schutz gegen dieſe Schäden. Wie in Eng⸗ 
land, von wo die Verſicherung gegen die Gefahren von Bomben⸗ 
würfen der Flieger übernommen iſt, wurden die Prämien zunächſt 
auch in Deutſchland außerordentlich hochgeſchraubt, ſpäterhin aber, 
als die erwarteten Befürchtungen nicht eintraten, wurden ſowohl die 
Übernahmebedingungen erleichtert, als auch die Prämienſätze herab⸗ 
gemindert“). Als erſte der deutſchen Geſellſchaften nahmen die 
Stuttgart⸗Berliner und die Frankfurter Allgemeine Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft dieſe Verſicherung als ſelbſtändigen Zweig auf!). Die 
Die Verſchiedenheit der Prämienſätze, mit denen die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchaften dieſen neuen Zweig anboten, führte zuerſt zu mancherlei 
Mißhelligkeiten, die jedoch dadurch aus dem Wege geräumt wurden, 
daß man einen einheitlichen Prämientarif aufſtellte. 

Als im Herbſt des Jahres 1918 unſere Weſtfront ins Schwanken 
geriet, begann nach vorherigem Abflauen eine neue Hochflut an Neu⸗ 
anträgen. Jeder wollte ſich nach Möglichkeit gegen die drohende 
Bombengefahr ſichern. Als aber dann der Waffenſtillſtand kam und 
damit die Wahrſcheinlichkeit entfiel, daß wiederum Kampfhandlungen 
aufgenommen würden, verlangten zahlreiche Verſicherte ihre Prämie 
zurück mit der Begründung, daß das verſicherte Riſiko in Wegfall ge⸗ 
kommen ſei. Die Streitfrage kam, da die Geſellſchaften ſich anfangs 
weigerten, einem ſolchen Anſinnen ſtattzugeben, vor das Reichs⸗ 


*) Sehr intereſſante Einzelheiten über dieſe Verſicherung bringt 
land“, Zeitschrift in einem Aufſatz „Die Fliegerſchaden⸗Verſicherung in Deut 
land“, Zei für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, Band 20, 
1920, S. 270 ff, fond über Umfang des Verſicherungsſchutzes, Prämien⸗ 
tarif, Schabenfalls uſw. 

zern) Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1916, S. 3. 
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aufſichtsamt, das jedoch einen Rechtsſpruch nicht für gerechtfertigt 
hielt. Auch Billigkeitsgründe konnten nicht zugeſtanden werden, ſo 
daß die Intereſſenten keinen Erfolg mit ihrer Beſchwerde hatten. Erſt 
die Vereinigung der die Feuerverſicherung betreibenden Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaften beſchloß 1919, ihren Geſellſchaften anheimzugeben, bei 


vorzeitiger Auflöſung von Fliegerſchadenverſicherungen eine ent⸗ 
ſprechende Rückvergütung aus Billigkeitsgründen zu gewähren. Nach 


dem Friedensſchluß hat ſelbſtverſtändlich dieſes echte Kind des Krieges 
an Bedeutung völlig verloren. 


Kapitel IV: 


Probleme der Nachkriegszeit. 


§ 15. Aufruhr⸗ Sachſchaden⸗ und Unfall⸗ 
verſicherung. 


Wie die oben behandelte Verſicherung gegen Sachſchäden durch 
feindliche Fliegerangriffe ein ureigenſtes Kind des Krieges iſt, jo iſt. 
ein ureigenſtes Kind der Nachkriegs⸗ bzw. der Revolutionszeit die 
Aufruhr verſicherung, oder, wie man fie auch nennen kann, die 
Tumultſchadenverſicherung. Auch ſie wurde, wie die Verſicherung gegen 
Sachſchäden durch feindliche Fliegerbomben, zuerſt von Geſellſchaften 
des Transportverſicherungszweiges aufgenommen. Ihr war ſofort, wie 
wir zunächſt aus dem Umfang des Geſchäftes ſehen, ein großer Erfolg 
beſchieden, weil die Gefahr der Beſchädigung von Sachen infolge der 


Entfeſſelung der Volksleidenſchaften und ohne die Hemmungen, die 


durch eine gehörige ſtaatliche Ordnung gegeben ſind, in der Tat eine 
große war. Da die Gefahr vorzugsweiſe in den preußiſchen Landes⸗ 
teilen des deutſchen Reiches auftrat, entwickelte ſich naturgemäß das 
Geſchäft in dieſem neuen Verſicherungszweige im Lande Preußen und 
hier wieder im beſonderen — abgeſehen von Berlin — in dem vor⸗ 
zugsweiſe von der Revolution und ihren Folgen bedrohten Mittel⸗ 
veutſchland und dem durch die politiſchen Verhältniſſe in gleicher 
Weiſe bedrohten Oberſchleſien. Der ſtaatliche Schutz, der den durch 
Tumultſchäden in ihrem Vermögen Benachteiligten zuteil wurde, 
gründete ſich in Preußen auf das Tumultſchadengeſetz vom 11. März 
1850. Es lautet in ſeiner hauptſächlichſten Beſtimmung: „Finden bei 


einer Zuſammenrottung oder einem Zuſammenlaufe von Menſchen 
durch offene Gewalt oder durch zn der e getroffenen 
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„„ 


geſetzlichen Maßregeln Beſchädigungen des Eigentums oder Ver⸗ 4 


letzungen von Perſonen ſtatt, jo haftet die Gemeinde, in deren Bezirk 


dieſe Handlungen geſchehen ſind, für den i verurſachten 


Schaden.“ (S 1 d. G. v. 11. 3. 1850.) 


Da dieſer Schutz aber nicht als ausreichend 1 werden f 


konnte und außerdem die Wahrſcheinlichkeit eines Erſatzes durch den 
Staat noch durch die Langſamkeit der Ermittelungen beeinträchtigt 
wurde, jo iſt es erklärlich, daß die Verſicherungs⸗Geſellſchaften mit 
dem neuartigen, von ihnen gebotenen Verſicherungsſchutz bei allen Be⸗ 
völkerungskreiſen, die Werte zu verlieren hatten, Eingang fanden. 

Das Reich und die Städte erkannten ſehr bald die Laſt, die 
ihnen aus der Inanſpruchnahme auf Grund des oben genannten Ge⸗ 


ſetzes zu erwachſen drohte, und es wurde ein neues Geſetz vom 4 
12. Mai 1920 geſchaffen, das in ſeinen hauptſächlichſten Beftimmungen 


folgenden Wortlaut hat: „Wegen der Schäden, die an beweglichem 
und unbeweglichem Eigentume, ſowie an Leib und Leben im Zu⸗ 
ſammenhange mit inneren Unruhen durch offene Gewalt oder durch 


ihre Abwehr unmittelbar verurſacht werden, beſtehen Erſatzanſprüche 


gegen das Reich nach Maßgabe dieſes Geſetzes. Dies gilt nicht für 
Beſchädigungen am Eigentume des Reichs, der e der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände“ ).“ 


Das Hauptmoment des Geſetzes iſt aber, 806 Erſatz von ſtaats⸗ 


wegen nur demjenigen zuteil werden konnte, der bedürftig war. Wir 


ſehen alſo hier einen neuartigen Grundſatz aufgeſtellt, daß der Bemittelte 
nichts vom Staate erhalten ſollte, während der Bedürftige, der den 
Nachweis darüber zu liefern hatte, Anſprüche gegen den Staat er⸗ 
heben konnte. 

Heute, nachdem der Schutz der ſtaatlichen Send wieder ein 
ſtärkerer geworden iſt, hat dieſer Verſicherungszweig, der in dieſem 
Jahre faſt nur infolge der Agitation der Parteien der äußerſten 


Linken auf dem Lande im Schutz von Gütern ſeinen Ausdruck findet, 


ſeine weſentlichſte Bedeutung verloren. Es drückt ſich das auch darin 


aus, daß heute die Verſicherungsbeiträge nur noch einen Bruchteil 


der zu Anfang erhobenen darſtellen, nachdem die Schäden nur noch 
einen geringen Umfang haben und im Ganzen überhaupt nicht ſo 


groß geworden ſind, wie bei der urſprünglichen Kalkulation, der keine i 


Erfahrung zugrunde lag, angenommen wurde. 


Mit der Verſicherung von Tumultſchäden verband ſich gleich⸗ 
zeitig die Einführung von Unfallverſicherungen gegen Aufruhrſchäden, 


A *) § 1 und $ 2, Abſ. 1 („Ein Anſpruch auf Entſchädigung iſt nur 
gegeben, wenn und ſoweit ohne ſolche nach den Umſtänden das Fortkommen 
des Betroffenen unbillig erſchwert würde. Seine geſamten Vermögens⸗ 


und Erwerbsverhältniſſe ſind dabei zu berückſichtigen“) des Geſ. v. 12. 5. 20. Re 


P 
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wozu das Bedürfnis in den beſonders bedrohten Landesteilen da⸗ 


diurch gegeben war, daß die Allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen 


gelaſſen. 5 


der Unfallverſicherung Schäden durch bürgerliche Unruhen völlig aus⸗ 
ſchloſſen. Der Umfang dieſer Verſicherungsart iſt jedoch kein großer 


geweſen; auch hierin haben nach den gemachten Beobachtungen die 


erhobenen Verſicherungsbeiträge nicht nur ausgereicht, ſondern — wie 


auch in der Tumultſachſchadenverſicherung — den dieſe Zweige be⸗ 
treibenden Verſicherungs⸗Geſellſchaften einen namhaften Gewinn 


§ 16. Trans portverſicherung. 


e und neue Aufgaben. 
Gepäckverſicherung. 

Die ſtarke Zunahme der Warenerzeugung und damit verbunden 
der Beförderung und Lagerung bewirkte die Gründung einer großen 
Zahl von Verſicherungs⸗Geſellſchaften beſonders in der Transport⸗ 
verſicherung. Damit ſteht übrigens Deutſchland nicht allein; es ſind 


nach einer Aufſtellung des Internationalen Transportverſicherungs⸗ 


Verbandes“) im Jahre 1920 in Europa 89 neue Transportverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften mit rund 385 Millionen Mark Aktienkapital gegründet 
worden, im Jahre 1921 72 mit rund 219 Millionen Mark Kapital. 
An letzterem iſt Deutſchland mit 33 Geſellſchaften und rund 84 Mil⸗ 
lionen Mark Kapital beteiligt. 

Mit verhältnismäßig kleinen Aktienkapitalien ausgeſtattet, 
haben dieſe neugegründeten Geſellſchaften große Riſiken übernommen 
und ſich teilweiſe auch auf Gebiete begeben, die der Transportverſiche⸗ 
rung bisher nicht eigentümlich waren. Ein Teil der neuen 
Transportverſicherungs⸗Geſellſchaften betrachtete es als zuläſſig, auf 


das Gebiet der Feuerverſicherung überzugreifen. Zu bemerken iſt 


dabei, daß die Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften ſich etwas langſam 


der großen Höhe der Verſicherungswerte anpaßten, welche die großen 


Warenvorräte ſchon während des Krieges hatten. 

Die Transportverſicherung umfaßte immer ſchon dasjenige 
Feuerriſiko, das ſich aus der Gefahr des Transports ergab, aber der 
Transportverſicherer betrachtete es früher nicht als Gegenſtand ſeiner 
Verſicherungsleiſtung, das ausſchließliche Feuerriſiko in einer Trans⸗ 


portverſicherungs⸗Police zu decken; erſt die Kriegszeit brachte das 


mit ſich. Man ſah Transportverſicherungs⸗Policen, in denen ein 
großes Warenlager ausſchließlich gegen Feuersgefahr verſichert und 
das Weſen der Transportverſicherung nur dadurch zum Ausdruck ge⸗ 


bracht war, daß in die Verſicherungs⸗Police eine beſondere Klauſel 


aufgenommen wurde, etwa des Inhaltes: „Der mit der Lagerung 
verbundene Transport hat bereits ſtattgefunden.“ 


h Zeitſchrift für Verſicherungs⸗Weſen 1922, S 116. 
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Dem Verfaſſer iſt übrigens auch ein Fall aus der Kriegszeit 
bekannt, daß mit einer Transportverſicherung eine Lebensverſicherung 


verbunden wurde, nämlich diejenige des mit der Beaufſichtigung des E 


Transportes der Waren in das Ausland beauftragten Angeftellten. 

Das ſind natürlich Auswüchſe, wie ſie nur die Kriegszeit er⸗ 
geben konnte. Andererſeits aber iſt der Wunſch von Handel und 
Induſtrie zu verſtehen, durch eine einzige Verſicherung ihre hoch⸗ 


wertigen Waren gegen alle mit dem Transport und der Lagerung, 


ja auch mit der Be⸗ und Verarbeitung verbundenen Gefahren gedeckt 
zu ſehen. f — 9 
Der Streit der Meinungen, wie weit das Recht des Transport⸗ 
verſicherers gehe, ſolche Verſicherungen, die man mit den verſchie⸗ 
denſten Namen belegt hat (3. B. Omnium⸗Police, Veredelungs⸗Police), 
zu gewähren, iſt lange hin⸗ und hergegangen. Das Reichsaufſichts⸗ 
amt für Privatverſicherung hat ſich auf die Seite der Feuerverſiche⸗ 
rung geſtellt, die der Transportverſicherung das Recht des Über⸗ 
greifens in ihre Verſicherungstätigkeit beſtreitet und hat den nicht 
unter ſeiner Aufſicht ſtehenden Transportverſicherungs⸗Geſellſchaften 
diejenige Tätigkeit verboten, die gemäß dem Werfen 
geſetz genehmigungspflichtig iſt. E 
Eine beſonders beliebte Abart der Transportverſicherung iſt 
die Reiſegepäckverſicherung geworden. Sie wird dem Publikum in 
höchſt einfacher, zweckentſprechender Form geboten, ſei es durch An⸗ 
tragſtellung mittels Abtrennens von Anhängen zu Zeitungs⸗ oder 
Kursbuch⸗Beilagen, ſei es durch auf der Eiſenbahn erhältliche Ver⸗ 
ſicherungsmarken, die dem Gepäck⸗ oder Aufbewahrungsſchein auf⸗ 
geklebt werden. 1 
Hinſichtlich der a differenzieren die Geſell⸗ 
ſchaften nach Reiſen 
1. innerhalb Deutſchlands einſchließlich Danzig, licher 
Korridor, Memelgebiet, Marienbad, Karlsbad und Teplitz, 
2. nach, von und innerhalb der Schweiz, von Holland, Däne⸗ 
mark, Skandinavien, Luxemburg, Deutſch⸗Sſterreich, f 
3. nach, von und innerhalb Elſaß⸗Lothringen, Belgien, Frank⸗ 
reich, Ober⸗Italien, Tſchechien, Jugoſlavien, 
4. nach, von und innerhalb des übrigen europäiſchen Feſtlandes 
ausſchließlich Rußland, Balkanſtaaten, Griechenland und 
Türkei. 


Die Prämien betragen für die vorgenannten vier Reiſeziele 


für einen Monat 2, 3, 4 und 6 Mark und erhöhen ſich auf das 


Doppelte, wenn der Diebſtahl ganzer Gepäckſtücke im Eiſenbahn⸗Abteil 4 
(Kupee⸗Riſiko) eingeſchloſſen fein ſoll. g 


5 m Die Steigerung der „jꝛß kfb und 


ihr Ausgleich. 
Sebsangszalchläge auf vorhandenen Beſtand. 
Prämienaufſchläge bei neuen Verſicherungen. 
Vom Teuerungszuſchlag zur Inder ziffer. 
. An anderer Stelle iſt bereits eine Überſicht darüber gegeben 
worden, wie ſich, in abſoluten Zahlen ausgedrückt, die Verwaltungs⸗ 


koſten einiger Verſicherungs⸗Geſellſchaften geſtaltet haben. Vergleicht 


man dieſe abſoluten Zahlen mit dem Anwachſen der Prämien, ſo er⸗ 


kennt man, welche relative Steigerung darin enthalten iſt. 


Die Prämieneinnahmen in der großen Lebensverſicherung und 


die Verwaltungskoſten (Seite 12/13) in Prozenten davon betrugen bei 


der Geſellſchaft: 


„% 39% : B B.8.% C V. K. 95 

1913 12 407 024 21 73 996 348 9,9 21 889 120 30,7 
1914 12 217379 18,5 77 271 613 93 23 985 985 28,4 
1915 11 583 067 13,9 72 146 769 7,9 23 029 704 23 
1916 11 789 391 17,33 73265 439 7,7 23 926 549 23,4 
1917 13 416 838 22,8 81 285 740 83 26 482 515 23,3 
1918 16 508 094 26,2 102 288 822 8,9 33 598 888 27,7 
1919 25 765 742 33,6 119 292 697 21,2 44 516 529 36,6 


Ein Vergleich ähnlicher Art bei Sachverſicherungs⸗Geſellſchaften 
ließ ſich nicht anſtellen, da die Geſchäftsberichte hierüber keinen Auf⸗ 
ſchluß geben. Im Gegenſatz zu dem Schema der Abſchlüſſe bei den 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften find die Sachverſicherungs⸗Geſell⸗ 


ſchaften in der Lage, in ihren Geſchäftsberichten die Verwaltungs⸗ 


koſten und Vermittlergebühren zuſammenzuziehen und hiervon die von 


; den Rückverſicherungs⸗Geſellſchaften erſtatteten Anteile abzuziehen. 
Es kann daher nur ein Beiſpiel von einer Sachverſicherungsgeſell⸗ 


GEN deren Zahlen zur Verfügung ſtehen, angeführt werden. 


RE, il in % III in % 

Prämieneinn. Vermittl.⸗Geb. zu I Verwalt.⸗Koſt. zu I 

in 1913 786 611 M. 205 851 M. 26,1 321 924 M. 41,0 
in 1915 1 630 009 M. 241035 M. 14,7 280 110 M. 17,2 
in 1917 4468586 M. 758 964 M. 17,0 450 842 M. 10,1 
in 1919 13 803 719 M. 2863 353 M. 20,7 1 180 223 M. 85 
in 1920 32 954835 M. 6084328 M. 18,5 3 731582 M. 113 


Für dieſe Steigerung einen Ausgleich zu finden, der die gleichen 


Gewinnergebniſſe, die ja ſchließlich auch noch von anderen Faktoren 


abhängen, gewährleiſtet, iſt den Verſicherungs⸗ Geſellſchaften unmög⸗ 


lich. Wir ſehen daher auch ein zeitweiſes Zurückgehen in den über⸗ 


ſchüſſen der Geſellſchaften, und auch da, wo eine Steigerung der 


4 Aberſchüſſe eingetreten iſt, nicht einen ſolchen, der der Geldentwer⸗ 
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tung in den antekastapten entſpricht. Daß aber überhaupt nicht 
ein völliges Verſchwinden der Gewinnergebniſſe eingetreten iſt, ver 
dankt die deutſche Privatverſicherung einer Reihe von Maßnahmen, 3 
die je nach den Verſicherungszweigen verſchieden find. “ 

Die Lebensverſicherung half ſich bei neuen Verſicherungs⸗ 7 
abſchlüſſen durch Erhebung von Zuſchlägen in Promilleſätzen zur 
Verſicherungsſumme oder in Prozentſätzen zur normalen Tarifprämie. 
Die Zuſchläge nach Promilleſätzen der Verſicherungsſumme belaufen 
ſich auf 2% bis 5 Promille, die Zuſchläge zur Prämie meiſt auf 
10 Prozent. Das verſicherungsnehmende Publikum hat dieſe Er⸗ 
höhung widerſtandslos aufgenommen. Den Beweis dafür finden 


wir in dem außerordentlichen Zugang an neuen Verſicherungen der 1 
Zahl als auch der Höhe der Verſicherungsſummen nach. Betrug 1 
doch die Geſamtſumme der neuen Verſicherungsabſchlüſſe in der 


Kapitalverſicherung im Jahre 1920 8 300 000 000 Mark!) gegen über ; 
4 100 000 000 im Jahre 1919**). 


Sind die Lebensverſicherungen ſo in der Lage, 3 für # 


die Neuabſchlüſſe ſeit einigen Jahren einen annähernden Ausgleich : 
für die erhöhten Verwaltungskoſten zu finden, jo nahmen doch die im 


alten Beſtand bis dahin Verſicherten an dieſer direkten Mittragung 
der Koſten keinen Anteil. Sie haben ſich aber doch eine Hinzuziehung 
gefallen laſſen müſſen, und zwar in der Ermäßigung der Dividenden⸗ 
ſätze. Die nachſtehende Aufſtellung gibt ein intereſſantes Bild darüber, 
wie die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften Eee in dieſem 
Punkte gemacht haben. 4 


| Geſellſchaft Herabſetzung des Gewinn! atzes gegen⸗ 


über dem letzten Friedensjahre 
Victoria (Leben) von 3% auf 2 % der gew. Bar 
Summe 
Alte Stuttgarter von 2,70% auf 21% un gew. 


Beitr.⸗Summe 
Friedr.⸗Wilhelm (Leben) von 34 auf 2% % der gew. 
N Beitr.⸗Summe 
Gül! von 25,4% d. Norm. Pr. 
von 158% d. Zuſ.⸗Pr. 
von 2,6% d. Pr.⸗Reſ. 
auf 0% d. Norm.⸗Pr. 
auf 0% d. Zuſ.⸗Pr. 
auf 2 7 d. Pr⸗Reſ. 


*) Pranyi, Die Deutſchen Pribatberſche e 1920. Er 3 
**) Pranyi, Die Deutſchen Lebensverſ. und e 15—19. 5 


Geſellſchaft Herabſetzung des Gewinnſatzes gegen⸗ 


über dem letzten Friedensjahre 
Alte Leipziger Bas u von 15 % %ũ0 auf 
00 
Nordſterern . Alter Verb. von 20 auf 17 9% 
| | der Jahresprämie 5 
Karlsruher ...von 34 % auf 27 des e 
i kapitals 
außerdem Kürzung um 3% o der 
Verſ.⸗Summe | 
Germania ........| don 30% auf 2% des Jahres⸗ 
| Beitrages 
Wilhelma ... Alter Plan B von 3% auf 2% 
N der gewbr. Beitr.⸗Summe 
Frankfurter .. von 2% % auf 1% der gewbr. 
. | | Beitr.-Summe 
Arminia 5 von 3% auf 2 97 d. Pr.⸗Reſ. 
Allgem. d. V. V. von 3% auf 10% d. Jahres⸗ 
8 i beitrages 
Concor dine von 24% auf 12% des Jahres⸗ 
| | beitrages 
eur Do... .n... von 4% % auf 4% des gewbr. 
5 i I ͤDeckungskapitales 
%% aan en, von 3% auf 1,8% d. gewbr. Beitr.⸗ 


Summe bzw. von 24% auf 10 % 
d. Jahresbeitrages 


Zu einer Befürwortung einer Verordnung über die Erhöhung 
der Prämien auf den laufenden alten Beſtand hat ſich das Reichs⸗ 
aufſichtsamt für Privatverſicherung bisher nicht entſchließen können. 
Es ſteht aber zu erwarten, daß baldigſt die Entſcheidung in dieſem 
Sinne fallen wird, auf die die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften hin⸗ 
drängen, und wie das in Sſterreich längſt der Fall iſt. 

ee. An einer anderen Stelle ift bereits geſtreift worden, daß in den 
Bilanzen der Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften ihre wahre innere 
Lage nicht zum Ausdruck und zur Kenntnis der Offentlichkeit kommt, 
denn ſie ſind bisher nicht genötigt, anzugeben, wie ſie ihre Prämien⸗ 
2 reſerven berechnen und in welchem Umfange fie von der Ermäch⸗ 
tigung Gebrauch machen, welche ſie nach dem § 11 des Verſicherungs⸗ 
Auſſichtsgeſetzes vom 12. 5. 1901 haben. Zur Erläuterung ſei die 
frühere Faſſung des 5 11 hier beigefügt: | 
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Der Geſchäftsplan einer Lebensverſicherungsunter⸗ 
nehmung hat die von ihr angenommenen Tarife, ſowie die 
Grundſätze für die Berechnung der Prämien und Prämien⸗ 
reſerven vollſtändig darzuſtellen, namentlich auch den anzu⸗ 
wendenden Zinsfuß und die Höhe des Zuſchlags zur Netto⸗ 
prämie anzugeben. Auch iſt anzugeben, ob und in welchem 
Maße bei der Berechnung der Prämienreſerve eine Methode 
angewandt werden ſoll, nach welcher anfänglich nicht die 
volle Prämienreſerve zurückgeſtellt wird, wobei jedoch der 
Satz von zwölfeinhalb per Mille der Verſicherungsſumme 
nicht überſchritten werden darf. Die als Grundlage der 
Berechnung dienenden Wahrſcheinlichkeitstafeln, insbeſondere 
über die Sterblichkeit und die Invaliditäts⸗ und — 
gefahr, ſind beizufügen. 

Für jede Verſicherungsart (Verſicherung auf den 
Lebens⸗, auf den Todesfall, Kapitalverſicherung, Rentenver⸗ 
ſicherung etc.) ſind die zur Berechnung der Prämien und der 
Prämienreſerven dienenden Formeln vorzulegen und durch 
ein Zahlenbeiſpiel zu erläutern. 8 

Sollen auch Verſicherungen mit erhöhter Prämie über⸗ 
nommen werden, ſo iſt in dem Geſchäftsplane ferner anzu⸗ 
geben, ob und nach welchen Grundſätzen hierfür eine beſon⸗ 
dere Prämienreſerve gebildet werden ſoll. 
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Zur Zeit des Erlaſſes dieſes Geſetzes konnte niemand an die 
außerordentliche Steigerung der Verwaltungskoſten denken und damit 
ebenſo wenig an die Notwendigkeit, einmal in ſo weitem Maße, wie 
das heute der Fall iſt, über die in dieſem Geſetze genannten Grenzen 
hinauszugehen. Die heutige Lage iſt eine weſentlich andere geworden, 
nachdem die Geſellſchaften durch eine e dieſes § 117), deren 
Wortlaut hier folgt: 


Der Geſchäftsplan einer Lebensverſicherungsunter⸗ 
nehmung hat die von ihr angenommenen Tarife, ſowie die 
Grundſätze für die Berechnung der Prämien und Prämien⸗ 
reſerven vollſtändig darzuſtellen, namentlich auch den anzu⸗ 
wendenden Zinsfuß und die Höhe des Zuſchlags zur Netto⸗ 
prämie anzugeben. Die als Grundlage der Berechnungen 
dienenden Wahrſcheinlichkeitstafeln, insbeſondere über die 
Sterblichkeit und die Invaliditäts⸗ und Krankheitsgefahr, 7 
ſind beizufügen. 
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*) Geſ. vom 29. April 1920. 
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Für jede Verſicherungsart (Verſicherung auf den 
Lebensfall — auf den Todesfall, Kapitalverſicherung — Renten⸗ 
verſicherung uſw.) ſind die zur Berechnung der Prämien und 

der Prämienreſerven dienenden Formeln vorzulegen und 
durch ein Zahlenbeiſpiel zu erläutern. 

Sollten auch Verſicherungen mit erhöhter Prämie über⸗ 
nommen werden, ſo iſt in dem Geſchäftsplane ferner anzu⸗ 
geben, ob und nach welchen Grundſätzen hierfür eine be⸗ 
ſondere Prämienreſerve gebildet werden ſoll. 

| Im Zuſammenhang damit iſt S 61 Abſatz 1 wie folgt 
geändert worden: 

Dem Prämienreſervefonds dürfen, abgeſehen von den 
zur Vornahme und Anderung der Kapitalanlagen erforder⸗ 
lichen Mitteln, nur diejenigen Beträge entnommen werden, 
welche durch Eintritt des Verſicherungsfalls, durch Rückkauf 

oder andere Fälle der Beendigung von Verſicherungsverhält⸗ 
niſſen oder durch Anderung des Geſchäftsplans frei werden 
uſw. 
in den Stand geſetzt wurden, ihre Prämienreſerve in ſtärkerem Maße 


zu „erleichtern“. Ich gebrauche dieſen Ausdruck hier abſichtlich, denn 
die Verminderung der Prämienreſerve durch den erhöhten Abzug be⸗ 


deutet im Endeffekt nichts anderes, als daß zwar jetzt nach dem 
neuen Geſetz ein größerer Teil der für die Anwerbung der Verſiche⸗ 


5 rungen aufgewendeten Koſten auf die ganze Verſicherungsdauer ver⸗ 


teilt werden kann, was techniſch unbedingt richtig iſt, aber daß bei 
Fälligkeit der Verſicherungen die Prämienreſerve doch in vollem Um⸗ 
fange vorhanden ſein muß. Wenn heute Geſellſchaften weder von 
dieſer Erweiterung des § 11 des Verſicherungs⸗Aufſichtsgeſetzes, noch 


überhaupt von ihm Gebrauch gemacht haben, ſo beſitzen ſie eine 


innere Reſerve, welche ihnen geſtattet, der weiteren aufſteigenden Ent⸗ 
wicklung der — uostonen noch längere Zeit mit Ruhe entgegen⸗ 
zuſehen. 

| Weſentlich anders an, günſtiger für die Verſicherungs⸗ Geſell⸗ 


ſchaften liegen die Dinge auf dem Gebiete der Sachverſicherungs⸗ 


zweige. Abgeſehen davon, daß die Sachverſicherung mit Verſicherten⸗ 
kreiſen zu tun hat, welche der Entwicklung des Wirtſchaftslebens mit 
mehr Einſicht folgen, ſtehen bei der anders gearteten Natur der Sach⸗ 
verſicherung überhaupt die Verſicherten den Forderungen der Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften auf een der Prämie mit größerem Ver⸗ 


5 eu gegenüber. 


Die Feuerverſicherung, wie die Einbruchdiebſtahl⸗, Unfall⸗ 
Haftpflicht⸗ Transport- und Glasverſicherung haben Teuerungs⸗ oder 


Unkoſtenzuſchläge eingeführt, welche die verſicherungnehmenden Kreiſe 
nach anfänglichem, wenn auch geringem Zögern willig angenommen 


Reh 


haben. Wir ſehen hier ſogar, wie bei einer Reihe v von deren 4 
Geſellſchaften die Erhöhung der Prämie auf den alten Beſtand eine 
Mehreinnahme zeitigt, welche die eingetretene Steigerung der Un 
koſten einigermaßen ausgleicht, ſolange die Koſten nicht noch weiter⸗ 
ſteigen. Es ſoll nicht verſchwiegen werden, daß das Reichsaufſichts⸗ 
amt für Privatverſicherung dieſer Erhöhung der Prämien auf den 
laufenden Beſtand anfangs keine Sympathie entgegengebracht hat 
und erſt durch die Not der Zeit veranlaßt wurde, die Zuſtimmung zu 
erteilen, dabei jedoch immer mit der Einſchränkung, daß dem Berficher = 
rungsnehmer über die Freiwilligkeit der Zuſchlagszahlung keinerlei 

Zweifel gelaſſen werden dürfen. 

Die ſtarke Veränderung in dem Stande der Mark und die 

ſteigende Geldentwertung bringen es mit ſich, daß die Erhebung von 

Unkoſten⸗ oder Teuerungszuſchlägen nicht in gleichem Ausmaße und 
zu gleicher Zeit erfolgen kann. Das private Verſicherungsweſen, zu⸗ 
erſt die Haftpflichtverſicherung, hat nun hier ein höchſt inter⸗ 
eſſantes Gebiet betreten, wonach die von den Verſicherungsnehmern 
zu zahlenden Prämien den jeweiligen Teuerungsverhältniſſen an⸗ 
gepaßt ſind: man iſt zur Regelung der Prämie nach der. „Index⸗ 4 
ziffer“ übergegangen. 4 
Fragt man nach der Bedeutung dieſes Wortes, 15 muß man es 4 
als den prozentualen Ausdruck der Preisverſchiebung, nicht aber 
etwa als den Ausdruck des abſoluten Preiſes bezeichnen. Die Index ⸗ 
ziffern ſind daher nicht nur bei ſteigenden, ſondern auch bei fallenden 
Preiſen zu verwenden und haben ſich bisher in allen Fällen als 
überall anwendbare numeriſche Vergleichsmittel bewährt. 3 
Die Wirtſchaftlichkeit erfordert im Verſicherungsweſen Verträge 
von längerer Dauer; nur kurzfriſtige Verträge z. B. mit Monats⸗, 

Vierteljahrs⸗, ja ſelbſt Jahresdauer würden zu einer weſentlichen Er⸗ 
höhung der Unkoſten führen, alſo unwirtſchaftlich wirken und letzten 
Endes, da die Unkoſten in die Prämie eingerechnet werden müſſen, 
eine Verteuerung der Prämie zum Schaden der Verſicherungsnehmer 
bedingen. Deshalb drängen die Verhältniſſe darauf hin, eine Ver⸗ 
tragsregelung zu finden, durch welche es ermöglicht wird, Verträge 
mit längerer Dauer zu ſchließen, ohne daß die oben bezeichneten un⸗ 
erträglichen Wirkungen eintreten. Soweit die Prämie nach Gehalts⸗ 
und Lohnſummen, nach Einnahmen oder Mietwerten berechnet wird, 
paßt ſie ſich ſelbſttätig der Preisentwickelung an; denn wenn die 3 
Preiſe allgemein ſteigen, jo ſteigen auch dieſe zur Berechnung 
dienenden Faktoren (Gehalts- und Lohnſummen, Einnahmen, Miet⸗ 
wert). 2 
Bei allen anderen Prämienberechnungsgrundlagen, z. B. nach 
der Perſonenzahl, nach der Anzahl der vorhandenen Tiere, nach der 
räumlichen Größe eines Beſitzes, nach der Zahl der vorhandenen 


Fahrzeuge uſw., muß aber eine beſondere Prämienregulierung nach 
der allgemeinen Preisbewegung erfolgen. Bei dieſen Prämien ſoll 
in Zukunft mit Genehmigung des Reichsaufſichtsamts für Privatver⸗ 
ſicherung eine Regelung in der Weiſe erfolgen, daß die Zahlkraft der 
Mark nach der vom ſtatiſtiſchen Reichsamt amtlich ermittelten Index⸗ 
ziffer für die Lebenshaltung jährlich feſtgelegt und je nach der Rich⸗ 
tung der Bewegung dieſer Ziffer durch Ermäßigung der Prämie 
(beim Steigen der Zahlkraft) oder durch Aufſchlag auf die Prämie 
(beim Sinken der Zahlkraft) ausgeglichen wird. Die Verwendung 
dieſer Reichsindexziffer für die Regulierung der Haftpflichtverſiche⸗ 
rungs⸗Prämie beruht auf dem Gedanken, daß jede allgemeine Preis⸗ 
veränderung ſich auf die Lebenshaltung auswirkt, ſo daß die vom 
ſtatiſtiſchen Reichsamt ermittelten Meßziffern die Veränderung der 
Zahlkraft der deutſchen Währung anzeigen und ſomit einen geeigneten 
Maßſtab für die Regulierung der Prämie geben. Die Ziffer ſelbſt 
wird vom ſtatiſtiſchen Reichsamt monatlich in der von dieſem Amt 
herausgegebenen Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ und jedenfalls 
auch von den Tageszeitungen veröffentlicht und zeigt an, um wieviel 
bei Annahme einer Grundziffer von 100 im Jahre 1913/14 die Lebens⸗ 
haltung ſich verteuert hat. In der Zeit vom 1. Oktober 1920 bis 
30. September 1921 ſtellten ſich dieſe Indexziffern wie folgt: i 


Übertrag 5341 
Oktober 1920 827 ae 891 
November 1920. . . 872 Mat ! 880 
Dezember 1920 916 Juni 19211 896 
Januar 921 924 aul !! 963 
Februar 1921 . 901 Auguſt 19211 1045 
Mar 901 September 1921. 1062 


5341 - 11081 


Die durchſchnittliche Verteuerung der zwölf Monate 
vom 1. Oktober 1920 bis 30. September 1921 betrug ſomit 923 
(d. i. 11081: 12). Zu Hundert oder anders ausgedrückt: Es be⸗ 
ſtand in dieſer Zeit eine durchſchnittliche Verteuerung um das 
9,23 fache gegen das Jahr 1913/14. 

Damit nicht die Prämienſätze des zurzeit geltenden Tarifs 
ſelbſt einer Anderung unterzogen und fortlaufend dauernd geändert 
werden müſſen, iſt ermittelt worden, welcher Indexziffer die Sätze 
dieſes Tarifs entſprechen. Es werden in Zukunft die gegenüber 
dieſen Tarifſätzen eingetretenen Veränderungen durch Zu⸗ oder Ab⸗ 
ſchlag ausgeglichen. Die Sätze des jetzigen Tarifs halten ſich auf 
ſechsfacher Höhe gegenüber dem Prämienbedarf im Jahre 1913/14, 
entſprechen alſo einer Indexzahl von 600. Bei der Ausgleichung 
ſollen 100 on als een nach oben und unten unberüdjichtigt 
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bleiben, der Reſt wird durch Zuſchlag oder Abſchlag in der Weiſe aus⸗ \ 
geglichen, daß jeder vollen Gruppe bon 30 Indexpunkten 5 Prozent 1 
Prämie entſprechen. 4 


Zurzeit, da dieſer Bericht abgefaßt wird, beſchäftigt 5 auch 


die Unfallverſicherung mit dieſem Problem der Nachkriegszeit, und vi 
iſt nicht abzuſehen, auf welche Verſicherungszweige dieſes Syſtem der 


Anpaſſung der Verſicherungsbeiträge und Verſicherungsleiſtungen an 
die Entwertung der Mark noch angewendet werden wird. In der 
Feuerverſicherung ſteht nach den letzten Beſchlüſſen der Deutſchen 
Feuerverſicherungs⸗Vereinigung eine ſolche Anpaſſung bereits un⸗ 


mittelbar bevor. Wie das verſicherungsnehmende große Publikum 


die Unſicherheit aufnehmen wird, die mit der Anwendung der Inder ⸗ 
ziffer auf die Beiträge eintreten wird, iſt heute noch nicht abzuſehen. 
Der Abſchluß neuer Verſicherungen zwar findet leicht Eingang, weil 


vielfach vom Publikum noch nicht daran gedacht wird, daß beim 


nächſtjährigen Fälligkeitstermin die Verſicherungsbeiträge weit höhere 
ſein können. Erſt nach den Erfahrungen, die mit der Erhebung der 
Prämien vom zweiten Verſicherungsjahre ab gemacht werden, wird 
man Aufſchluß über den e der Einführung des Index⸗Syſtems 1 
geben können. = 

Wünſchenswert erſcheint vor allem der Iuduftee die Ein⸗ 
führung der gleitenden Verſicherungsſumme in der Feuerverſicherung, 
damit ſie nicht genötigt iſt, den oft ſprunghaft ſich ändernden Werten 
3. B. ihrer Warenvorräte und Läger durch raſcheſte Anpaſſung hin⸗ 
ſichtlich der Anmeldung zur Verſicherung zu folgen. Die deutſche 
Feuerverſicherung verſucht jetzt, dieſen Wünſchen in vollem Umfange 
gerecht zu werden und verhindert damit vor allen Dingen die Be⸗ 


friedigung des nicht im Intereſſe einer guten Volkswirtſchaft liegenden 
Wunſches der Induſtrie und des Großhandels, die Verſicherungen 


nicht in deutſcher, ſondern in ausländiſcher Währung einzugehen. | 

Gleichzeitig iſt durch Beſchluß der deutſchen Feuerverſicherungs⸗ 
Vereinigung vom 13. Juli d. J. den Mitgliedsgeſellſchaften freigeſtellt, 
auch bei Haushaltsverſicherungen die Möglichkeit der m auf 
Grund von Indices zu bieten. | 


818 Der Untergang der 851135 V.; 
die Belaſtung durch Währungsverluſte. | 


Wenn wir in einem der vorſtehenden Paragraphen die Laſten 
bzw. die Schädigungen des Geſamtvermögens der Verſicherungs⸗ 2 
Geſellſchaften unterſuchen, die ſie durch die unerwartete ſtarke Steige⸗ 
rung der Verwaltungskoſten und die Unmöglichkeit, in den Verſiche⸗ 
rungsbeiträgen dieſer Steigerung unmittelbar die Anpaſſung folgen 4 
zu laſſen, erlitten haben, ſo iſt es notwendig, noch darauf hinzuweiſen, 


— 
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daß durch dieſe Verhältniſſe im beſonderen ein Teil der Lebensver⸗ 
ſicherung in Mitleidenſchaft gezogen worden iſt, d. i. die kleine Lebens⸗ 
verſicherung oder Volksverſicherung. Sie war es, die den Gedanken 
der Lebensverſicherung in Kreiſe gebracht hat, welche ohne ſie des 
Segens einer Verſorgung der Angehörigen oder einer Verſorgung 
für beſtimmte Fälle des Lebens nicht teilhaftig werden konnten. Die 
in der Volksverſicherung übliche Abholung der Verſicherungsbeiträge 
in den Wohnungen der Verſicherten, welche die Bringſchuld ſcheinbar 
in eine Holſchuld verwandelte, wurde mit der Steigerung der Koſten, 
hier vornehmlich der des Inkaſſodienſtes, zur Unmöglichkeit; denn ſie 
überſteigen die in den Bruttoprämien enthaltenen Verwaltungskoſten⸗ 
aufſchläge bedeutend. Wollten die das Volksverſicherungsgeſchäft be⸗ 
treibenden Geſellſchaften aber, da ihnen der Weg der Prämien⸗ 
erhöhung verſchloſſen blieb, einen Ausgleich für ihre vermehrten Koſten 
in der Erhebung von hohen Nebengebühren ſuchen, ſo würde die Ver⸗ 
ſicherung mit den an ſich ſchon kleinen Verſicherungsſummen un⸗ 
rentabel auch für die Verſicherungsnehmer. Dieſe Verhältniſſe führten 
die Geſellſchaften zu dem Entſchluß, das Neugeſchäft in der Volks⸗ 
verſicherung vollſtändig einzuſtellen, die Einziehung der Verſicherungs⸗ 
prämien in unmittelbare Verwaltung vom Sitz der Zentrale aus zu 
übernehmen und den laufenden Verſicherungsbeſtand in eigentliche 
Lebensverſicherungen umzuwandeln, deren Summen den heutigen 
Veerhältniſſen angepaßt find, und bei denen vor allem das Haupt⸗ 

moment berückſichtigt wurde, die Holſchuld wieder in eine Bringſchuld 
umzuwandeln. Da die Volksverſicherungen alle ohne ärztliche Unter⸗ 
ſuchung abgeſchloſſen waren, wurde es erforderlich, auch bei der neu 
angebotenen Verſicherungsform auf die ärztliche Unterſuchung zu ver⸗ 
zichten, wie denn überhaupt die Lebensverſicherung ohne ärztliche 
Unterſuchung ſeit einigen Jahren einen außerordentlichen Aufſchwung 
genommen und beim Publikum gute Aufnahme gefunden hat. Es 
würde zu weit führen, zu unterſuchen, wie die Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften das damit übernommene höhere Riſiko gegenüber der 
Lebensverſicherung mit ärztlicher Unterſuchung durch gewiſſe Warte⸗ 
zeiten ausgleichen, in denen im Verſicherungsfalle nur die eingezahlten 
Prämien oder nur ein Teil der Verſicherungsſumme gezahlt wird. 
Nur die Tatſache jei hier erwähnt, daß eine ganze Anzahl von Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften heute die Verſicherung ohne ärztliche Unter⸗ 
ſuchung als das Ideal der Zukunft betrachten, und daß ſchon allein 
die immer mehr ſteigenden Koſten, die mit der ärztlichen Unterſuchung 
verbunden ſind, dieſe Verſicherungsform einen immer größeren Um⸗ 
fang im Geſchäftsbetrieb einnehmen laſſen. 

Au der anderen Seite iſt es aber auch als eine Erſcheinung der 
Kriegsfolgen zu betrachten, daß die Lebensverſicherungs⸗ Geſellſchaften 
heute durch beſonders geſchaffene Einrichtungen in der Lage ſind, I 


1 8 zu pe the die einen geſchwächten Geſundheitszuſtand Br 


Krankheiten aufweiſen, die früher als erheblich genug angeſehen 


wurden, um ſie von der normalen Lebensverſicherung auszuſchließen. E 


Für dieſes anormale Riſiko wird der Ausgleich in verſchärften Auf 
nahmebedingungen, im beſonderen der Erhebung eines Zuſchlages Fe: 
zur normalen Tarifprämie oder darin gefunden, daß nicht jofort die 
volle Verſicherungsſumme, ſondern ſtaffelweiſe ſich erhöhende Teile 
der Verſicherungsſumme im Laufe der Verſicherungszeit oder in einern 


Anzahl von Jahren gezahlt werden. Während einige Verſicherungs⸗ 


Geſellſchaften ſich zur Erreichung dieſes Zweckes mit der Münchener 
Rückverſicherungs⸗Geſellſchaft in vertragliche Verbindung geſetzt haben, 
haben andere ſich an der Gründung einer für dieſen Zweck eingerih- 
teten Sondergeſellſchaft, der „Hilfe“ in Stuttgart, beteiligt. Beide 


Einrichtungen haben das gemeinſam, daß ſie in Anlehnung an 1 


amerikaniſche Vorbilder das erhöhte Riſiko nach kombinierten mathe⸗ 
matiſch⸗mediziniſchen Grundſätzen errechnen. Die zu dieſen beiden 


Einrichtungen in Beziehung ſtehenden Geſellſchaften gewinnen da⸗ 
durch die Beteiligung an einem reichhaltigen Unterlagenmaterial, das 
für ſich ſelbſt zu ſchaffen die Höhe der Koſten ihnen nicht geitattet. 


Wie ſchon erwähnt, wurde ein großer Teil der deutſchen Ver⸗ 


ſicherungs⸗Geſellſchaften in ihren überſchüſſen dadurch gefährdet, daß 


ſie erhebliche Abſchreibungen auf ihren Wertpapierbeſitz zu machen 
hatten. In engſtem Zuſammenhange hiermit ſtehen die Wäh⸗ 


rungsverluſte, welche fie infolge der Entwertung der Mark in 


ihrem ausländiſchen Geſchäft zu erleiden hatten. Konnten ſich die 
Sachverſicherungs⸗Geſellſchaften vor dieſer Gefahr einigermaßen da⸗ 


durch ſchützen, daß ſie die in einzelnen Ländern erlittenen Verluſte 


durch Gewinne in anderen Ländern auszugleichen vermochten, ſo war 3 


das den Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften mit ausländiſchem Ge⸗ 


ſchäftsbetrieb dadurch unmöglich, daß ſie durch die Geſetzgebung und 4 


die im Verſicherung⸗Aufſichtsgeſetz vom 12. 5. 1901 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften für die Anlegung ihrer Vermögenswerte verhindert waren, 


ihre Prämienreſerven durch ausländiſche Werte zu bedecken. Die 
Folge davon droht für eine Anzahl von deutſchen Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaften kataſtrophal zu werden. Das Reichsaufſichtsamt 


für Privatverſicherung ſah nach wiederholten und eindringlichen Vor⸗ 1 


ſtellungen dieſer Geſellſchaften ein, daß etwas zur Abwendung dieſer 4 
außerordentlichen Gefahren, die ja doch nicht die Geſellſchaften allein 


als ſolche, ſondern viele Millionen deutſcher Verſicherten treffen kann, = 


geſchehen müſſe und war zu einer Hilfsaktion bereit. Dieſe Hilfs⸗ 7 


aktion wurde in der Gründung einer Valuta⸗G. m. b. H. geſucht, an 


deren Gründung ſich die betreffenden Geſellſchaften beteiligen ſollten 1 | 


und auch zu beteiligen bereit waren, und der das Reich die not⸗ 


wendigen Mittel vorſtrecken bzw. garantieren ſollte, die zur Erfülung 1 4 


1 


3 der Verpflichtungen in fremder Valuta notwendig waren, während 


den Geſellſchaften die allmähliche Abtragung der aufgenommenen 
Schuldenbeträge durch eine Abgabe auf ihr Neugeſchäft, auf eine 


Reihe von Jahren verteilt, ermöglicht werden ſollte. Zurzeit“) muß der 


Plan der Hilfsaktion als geſcheitert angeſehen werden, aus welchen 


Urſachen, muß der Offentlichkeit augenblicklich unbekannt bleiben. Es 
ſei daher lediglich darauf hingewieſen, daß ſich das Reich zurzeit nur 
bereit erklärt hat, einige Geſellſchaften, bei denen die Gefahr der 
Kataſtrophe durch den Konkurs in bedrohliche Nähe gerückt iſt, durch 
Gewährung von Krediten in beſcheidenem Umfange zu unterſtützen. 
Ausreichend iſt dieſe vorläufige Hilfe jedoch nicht und die Geſell⸗ 
ſchaften fordern weiter, daß man fie unter den Folgen einer ver⸗ 
kehrten Geſetzgebung nicht leiden laſſen dürfte. Das Reichsaufſichtsamt 
ſucht in gemeinſamer Arbeit mit dem größten Teile der betreffenden 
In Geſellſchaften weiter nach Mitteln und Wegen, wie ihnen zu helfen 
iſt, um eine Schädigung der Geſellſchaften und der Verſicherten, die 
mit der etwaigen Herabſetzung der bedungenen Verſicherungs⸗ 
leiſtungen eintreten würde, abzuhelfen. Dieſe Verhältniſſe ſind über⸗ 
aus ernſt und es muß erhofft werden, daß eine Schädigung der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft, die durch den Konkurs einer Anzahl der be⸗ 
deutendſten deutſchen Lebensverſicherungs⸗-Geſellſchaften eintreten 
würde, vermieden werden kann. 

Eine Folge dieſer überaus kritiſchen Lage der alten beſtehenden 
Geſellſchaften iſt die Gründung einiger Lebensverſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften, die in neueſter Zeit erfolgt find. 

Die Gründungsproſpekte einiger dieſer Geſellſchaften, die 
übrigens alle auf dem Aktienprinzip beruhen, enthalten den ausdrück⸗ 

lichen Hinweis auf die Tatſache, daß dieſe Neugründungen mit 
keinerlei Valutaſorgen belaſtet ſeien. Sie treffen damit und wollen 
damit treffen diejenigen alten Geſellſchaften, die Geſchäfte im Aus⸗ 


land haben und infolge der weiter oben erwähnten Geſetzgebung in der 


Anlage ihres Vermögens beſtimmten Beſchränkungen unterliegen und 
dadurch den zu behandelten Vermögensnachteilen gelangen. Der Hin⸗ 
weis bezweckt natürlich die Geltendmachung eines Wettbewerbs gegen 
ältere Geſellſchaften, unter denen ſich die größten und angeſehenſten 
befinden, und den Verſuch, den vorläufigen Mangel an Rücklagen 
[auszugleichen. Das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung ſteht 
auf dem Standpunkt, daß dieſe Art des Wettbewerbs unzuläſſig Tei; 
es wäre zu wünſchen, daß man in Konſequenz dieſes Standpunktes 
alle Privatverſicherungs⸗Geſellſchaften zur Tragung des Valuta⸗ 
ſchadens heranzieht, den die im Auslande arbeitenden Geeſllſchaften 
1 infolge der verkehrten one nicht abwenden konnten. 
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S 19. Zuſammenſchluß der Innen⸗ und Außen? 
i beamten. f f 

Wenn in obigen Ausführungen die Steigerung der Verwal⸗ 
tungskoſten zu einem Teil in der außerordentlichen Erhöhung der 
Gehälter der Angeſtellten nachgewieſen wurde, ſo erſcheint es auch 
notwendig, eine Unterſuchung darüber anzuſtellen, 8 dieſe 4 
plötzliche und ſtarke Erhöhung zurückzuführen iſt. 4 
| Im Anfang dieſer Schrift wurde ſchon erwähnt, daß die Ge⸗ = 
hälter der Angeſtellten im Verſicherungsweſen gering waren, an 
manchen Stellen jo gering, daß fie zum Lebensunterhalt nicht aus 
reichten und nur einen Zuſchuß zu dieſem darſtellten. Auf dieſe Art 
war die Niedrighaltung der Verwaltungskoſten möglich und — wenn 
wir die Lebensverſicherung betrachten — damit weniger die Er⸗ 
zielung großer Gewinne für die Geſellſchaften, als die verhältnis⸗ 
mäßig große Leiſtungsfähigkeit in den Vorteilen, die den Verſiche⸗ 
rungsnehmern geboten wurden. Bei allen Verſicherungsgeſellſchaften, 
welche die Lebens⸗ und Volksverſicherungszweige betreiben, nehmen 
die Verſicherten an den erzielten Geſchäftsergebniſſen teil. Die Wh 
ſtehenden Zahlen beweiſen dies: 


überſchüſſe der deutſchen Lebens⸗ Anteile der Anteile 85 5 
verſicherungs⸗Geſellſchaften: Aktionäre: Verſicherten: 
in 1910 152 902 000 M. 4 200 000 M. 135 528 000 M. 
in 1914 181 833 000 M. 4 500 000 M. 164 707 000 M. 
in 1915 184 901 000 M. 4 600 000 M. 165 714 000 M. 
in 1916 201 549 000 M. 4 700 000 M. 178 535 000 M. 
in 1917 206 937 000 M. 4 800 000 M. 185 010 000 M. 

in 1918 159 387 000 M. 4 000 000 M. 152 553 000 M. 
in 1919 112 398 000 M. 4 000 000 M. 95 624 000 M. 
in 1920 142 384 000 M. 5 600 000 M. 123 100 000 M. 


Die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften können alſo den Vor⸗ 
wurf, daß fie nur ihre Aktionäre bedacht hätten, durch die vorſtehenden 
Zahlen mit Fug und Recht entkräften. Soweit fie Gegenſeitigkeits⸗ 
Geſellſchaften ſind, ſtellen ſie überhaupt gemeinnützige Unternehmungen 
dar, deren Überſchüſſe — um hier nicht das Wort „Gewinn“ zu ge⸗ 
brauchen — faſt reſtlos den Verſicherten wieder zufallen. 9 

Dieſe Verhältniſſe ſollten hier geſtreift werden, um auf die mit 
der Entwicklung der Angeſtellten⸗ und Arbeiterbewegung zuſammen⸗ 
hängende Steigerung der Verwaltungskoſten, die dadurch entſtanden 
ſind, und auf die Unmöglichkeit für die Verſicherungs⸗Geſellſchaften, die E 
früheren vollkommenen Leiſtungen in einigen Zweigen 1 zu er⸗ ee 
halten, hinzulenken. a ö 

Während früher eine Arbeitnehmer⸗Organiſation unter den An⸗ 1 
geſtellten der . Geſellſchaften in geringem Hanfange 7 9er 
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handen war, trat ein ſolcher Zuſammenſchluß kurz nach der Revolution 
mit aller Macht ein. Die Angeſtellten des Innendienſtes der Verſiche⸗ 


„ rungs⸗Geſellſchaften und ihrer Generalagenturen ſchloſſen ſich zunächſt 


5 in Fachverbänden, ſodann in größeren allgemeinen Arbeitnehmer⸗ 
Verbänden zuſammen und bilden heute eine geſchloſſene Phalanx 


gegenüber den Verſicherungs⸗Geſellſchaften, die ihrerſeits gleichfalls 


genötigt waren, ſich zu einer Organiſation, dem „Arbeitgeber-Verband 


1 deutſcher Verſicherungsunternehmungen“ zuſammenzuſchließen. 


1 Die in den Nachkriegsjahren eingetretenen wirtſchaftlichen 
Kämpfe zwiſchen beiden Organiſationen waren ſehr heftiger Art. Sie 
führten zu einer zentralen Regelung, deren Kontrahenten auf der einen 
Seite der Arbeitgeberverband deutſcher Verſicherungsunternehmungen, 


auf der anderen Seite die vier großen Angeſtellten⸗Verbände: 


Geſamtverband deutſcher Angeſtelltengewerkſchaften, 

Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, 

Zentralverband der Angeſtellten, 

Allgemeiner Verband der Verſicherungs⸗Angeſtellten 
bilden. Während aber in den erſten Jahren des Beſtehens des ver⸗ 
einbarten Reichstarifvertrages jeweils bei Ablauf der Vereinbarungen 
über die geldlichen Leiſtungen immer wieder eine zentrale Regelung 
ſtattfand, gehen im Augenblick der Abfaſſung dieſer Schrift die Be⸗ 
ſtrebungen der Organiſation der Verſicherungs⸗Angeſtellten dahin, 
aus der zentralen Regelung eine örtliche Regelung zu machen. 
Zweifellos bedeutete es für eine Reihe von Verſicherungs⸗Unterneh⸗ 
mungen eine große Gefahr, wenn es gelingen würde, die bisherige 
zentrale Regelung von Organiſation zu Organiſation zur Aufhebung 
zu bringen. 
ER Verſtändlich iſt, daß bei dieſen erfolgreichen Verſuchen der 
Büroangeſtellten auch die Angeſtellten des Außendienſtes (Werbe⸗ 
dienſtes) verſuchten, einen Zuſammenſchluß herbeizuführen, um auch 
für ſie eine ſtärkere wirtſchaftliche Macht gegenüber der Organiſation 
der Unternehmungen zu bilden. Bisher ſind dieſe Verſuche an dem 


2 Widerſtand der Arbeitgeber⸗ Organiſation geſcheitert, aber nicht nur 


an dieſem, ſondern auch an dem inneren Widerſpruch, der in dem 
Weſen der Tätigkeit der Organe des Außendienſtes der Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaften gegenüber der Tatſache liegt, daß die Unternehmungen 
nach dem ihnen zugrunde liegenden kaufmänniſchen Prinzip die 

Organe des Außendienſtes nicht auf feſte Bezüge beſchränken können, 


* ſondern ſie durch Gewährung von Proviſionen aus den erzielten Neu⸗ 
abſchlüſſen anſpornen müſſen, ſolche in größerem Umfange zu bringen. 
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Ausblick. 


Zu der Zeit“), in der die Fragen des Themas in der vorliegenden 
Arbeit behandelt werden, ſteht das deutſche Wirtſchaftsleben wiederum 
an einem der kritiſchen Wendepunkte, an denen es in den Jahren 
nach dem Kriegsſchluß nicht gefehlt hat, vielleicht aber jetzt am 
kritiſchſten. Die Kommiſſion ausländiſcher Bankiers, an ihrer Spitze 
die Vertreter Amerikas, hat ihre Beratungen, wie Deutſchland undd 
Europa überhaupt zu Hilfe zu kommen ſei, auf drei Monate vert Agt. 
Niemand weiß, ob dieſe Vertagung eine verſchleierte völlige Abſage 
an das Problem der Rettung Europas oder ein Druck auf Frankreich 
ſein ſoll, das mit ſeiner ablehnenden Haltung gegenüber den anderen 
in der Kommiſſion vertretenen Ländern allein geblieben iſt. Die 
Einigung unter den alliierten Mächten des Friedens vertrages über 
die Frage, nicht wie Deutſchland geholfen werden kann, ſondern ob 
Deutſchland geholfen werden ſoll, wird beſtimmend für die Zukunft 


des deutſchen Wirtſchaftslebens ſein, das zunächſt unter dieſem 


negativen Ergebnis der „ ͤð][é̊F˖».s wiederum einen ſchweren 
Stoß erlitten hat. 5 


Mit der wahrſcheinlich hereinbrechenden neuen Teuerungswelle | 3 


wird aber auch die geſamte deutſche Privatverſicherung wiederum 
vor Fragen geſtellt, deren befriedigende Löſung von weſentlichſter Ber 
deutung für ihre künftige Lebensfähigkeit ſein wird. Die Verwal⸗ 
tungskoſten werden weiter ſteigen, die Schadensleiſtungen in beſon⸗ 
ders bedrohten Verſicherungszweigen, wie der Haftpflichtverſiche cung, 


werden wiederum den kaum den tatſächlichen Verhältniſſen einiger⸗ 3 
maßen angepaßten Prämien nicht mehr entſprechen. Die Induſtrie 


wird, wenn ſie die gleitenden Verſicherungsſummen und Prämien, die 
die deutſche Feuerverſicherung jetzt anbietet, nicht annimmt, ſtändig 


ihre Sorge darauf richten müſſen, um nicht im Schadenfalle unter den = 
Folgen einer Unterverſicherung zu leiden, die Verſicherungsſummen 


ſprunghaft zu erhöhen, und die Perſonenverſicherung auf feſte 
Summen wird immer mehr den Nachteil empfinden, daß dieſe 
Summen den wirklichen Verhältniſſen nicht mehr genügen und eine 
Verſorgung für die eigene Perſon und für die Hinterbliebenen nicht 3 
im entfernteſten mehr darſtellen. 1 

Wir haben in den vorſtehenden Ausführungen geſehen, wie 9 


während der Kriegszeit und in der Nachkriegszeit das deutſche Ver⸗ 4 


Barden ſich mit Erfolg bemüht hat, ſich den wechſelnden Ver⸗ 2 


Juni 1922. 


Bere 


hältniſſen anzupaſſen. Nicht immer geſchah das mit der wünſchens⸗ 
werten Schnelligkeit; von manchen alten liebgewordenen Einrich⸗ 
tungen ſich zu trennen, fiel manchem Geſellſchaftleiter ſchwer; Um⸗ 
ſtellungen im Betriebe vorzunehmen, wie man ſie vor dem Kriege in 
jahrzehntelanger Friedensarbeit nicht für möglich gehalten hätte, 
wurde nicht überall für notwendig gehalten und noch weniger überall 
gleich tatkräftig durchgeführt. Aber im großen Ganzen betrachtet, 
zeigen die jetzt herauskommenden Jahresabſchlüſſe der deutſchen 
privaten Verſicherungs⸗Geſellſchaften für das Jahr 1921, daß ſie eine 
volkswirtſchaftliche Arbeit höchſter Art geleiſtet haben. Wir wollen 
dabei von der mehr oder weniger überflüſſigen Gründung neuer Ge⸗ 
ſellſchaften, insbeſondere auf dem Gebiete der Transportverſicherung, 
abſehen, die im Wettbewerbskampfe vor allem den Erfolg hatte, daß 
ſie das Niveau der Verſicherungsbeiträge auf ein Minimum herab⸗ 
drückten, das dem übernommenen Riſiko nicht mehr entſprach. Das 
übernommene Wagnis werden manche dieſer überflüſſigen Grün⸗ 
dungen zu ſpät als zu hoch erkennen, und wir werden auch auf dem 
Gebiete des privaten Verſicherungsweſens nicht erſt bei nieder⸗ 
gehender Konjunktur Umſtellungen, Intereſſengemeinſchaften und 
Fuſionen zu erwarten haben, was wir beſonders in den nordiſchen 
Ländern ſehen, wo eine große Zahl der Kriegsgründungen bereits 
wieder ſpurlos verſunken iſt. N 
Neue Erſchütterungen werden nicht Anableiben, und vielleicht 

werden wir noch manche geſetzlichen Maßnahmen erleben, die wir 
nach unſeren früheren Begriffen nicht für möglich gehalten hätten. 
Was wir aber im ganzen privaten Verſicherungsweſen ſehen, iſt ernſt⸗ 
hafte Arbeit auf allen Gebieten, das Streben, neue Formen zu finden, 
wie ſie die neuen Verhältniſſe bedingen, das Alte den neuen Dingen 
nach Möglichkeit anzupaſſen, vor allem das deutſche Verſicherungs⸗ 
weſen vor der Leichtfertigkeit zu bewahren, mit der es in manchen 
anderen Ländern betrieben wird. f 

„Arbeiten und nicht verzweifeln“, dieſe Loſung gilt auch für 
das deutſche private Verſicherungsweſen, und dieſe Loſung wird jeder 
erkennen, der ſich ernſthaft mit der Prüfung des heutigen Weſens und 
der Arbeit der deutſchen Privatverſicherung beſchäftigt. Dies dem 
Verſtändnis etwas näher zu bringen, ſoll mit der Zweck dieſer Be⸗ 
leuchtung einer Reihe von Fragen ſein, die ſich aus dem Krieg und 
ſeinen Folgen für das deutſche Wirtſchaftsleben im Verſicherungs⸗ 
weſen ergeben. Gerade der tiefe Ernſt, der Fleiß und die Gründlich⸗ 
keit, mit denen die deutſche Privatverſicherung in den einzelnen Fach⸗ 
verbänden, zu denen fie zuſammengeſchloſſen iſt, arbeitet, laſſen eine 

beſſere Zukunft erhoffen, in der die deutſche Privatverſicherung das 
ſein kann, was fie für das deutſche Wirtſchaftsleben fein will 
und muß. 


Aeberſicht 
über die Kriegsverſicherungs⸗Bedingungen 


verſchiedener deutſcher Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 
e Kahlo, Verſicherungsbedingungen und Prämien 1913 und 1922. 


Name Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 
der Geſellſchaft Berufsſoldaten Nichtberufsſoldaten z Im Kriege 
Berlin 1913 1913 - 1913 
Berliniſche 3 % o der Kriegsver⸗ Wehrpflichtige ohne Keine Sonderbeſtim⸗ 
Lebens⸗Verſiche⸗ ſicherungsſumme jähr⸗ Offiziersrang 1%ũ0, mungen. 
rungs⸗Geſellſchaft licher Zuſchlag. See⸗ Wehrpflichtige mit 
1 5 krieg 4½ 7 der Ver⸗ Offiziersrang 2%. 
ſſicherungsſumme Nichtkombattanten ohne 
| ; Zuſchlag. 
1922 1922 
a One Surotagsprämte eingeſchloſſen. Umlage bis zu 5 % der 
| Riſikoſumme. 
Berlin 1913 | 1913 1913 
F Ohne Extraprämie. Ohne Extraprämie. Eventl. Umlage bis 
Lebensverſiche⸗ 5% der Riſikoſumme. 
rungs⸗A.⸗G. a 
1922 1922 1922 


Ohne Zuſchlagsprämie. Ohne Zuſchlagsprämie. Nötigenfalls Umlage 
Der Verſicherungsſchein muß mindeſtens unter den angemeldeten 
1 Monat vor Kriegsbeginn eingelöſt ſein. Kriegsteilnehmern bis 

zu 5% der Riſikoſumme. 


Berlin 1913 | 1913 1913 


x „Freia“ Offiziere 4% der Ver⸗ Wehrpflichtige 2%ñ b der Keine Sonderbeſtim⸗ 
Bremen⸗Hanno⸗ ſicherungsſumme jähr⸗ Verſicherungsſumme mungen. 
verſche Lebens⸗ licher Zuſchlag. jährlicher Zuſchlag bis 
verſichs rungs bank a zum vollſtändigen Aus⸗ 

A.⸗G. 5 ſcheiden aus der Wehr⸗ 


pflicht oder Zuſchläge 
für die Dauer des 
Krieges. 


. 
75 
* % 5 


= 8 1922 1922 1922 
. 5 3 Kriegsprämie 3% der Verſicherungsſumme. 6% der Riſikoſumme. 
Berlin 1913 1913 1913 
Nordſtern i Ohne Zuſchlag. i Ohne Zuſchlag. Eventl. Kürzung der 
Lebens⸗Verſiche⸗ N Verſicherungsſumme. 
rungs⸗A.⸗G. i 
1922 1922 1922 
Ohne Zuſchlag. Ohne Zuſchlag. Im Bedarfsfall Umlage 
f bis zu 4% der Riſtko⸗ 


ſumme. 


ug 


Name Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 8 1 
der Geſellſchaft Berufsſoldaten Nichtberufsſoldatenn e 
Berlin 1913 . 18h 5 1913 
„Oſtra“ 35 
Lebens⸗Verſiche⸗ 1922 N 
rungs⸗Bank, Kriegsverſicherung kann gegen jährliche (nicht gewinde ge gala 


2 


A. G., prämie von 19%ñ o der Verſicherungsſumme bei Verſicherungen mit Gewinn⸗ 
gegründet 1921 beteiligung oder 2% o bei Verſicherungen ohne Gewinnbeteiligung ein⸗ 
geſchloſſen werden oder gegen einmalige Prämie von 6 auf die „Kite 

ſumme“, letztere zahlbar innerhalb Monatsfriſt nach Einberufung. 2 


Bern | 1913 103% 


Preußiſche = u. Offiziere der Re⸗ Wehrpflichtige frei 2 M. Bei Ausbruch eines 8 

Lebens⸗Verſiche⸗ ſerve 2% ỹ 4. der Ver⸗ Einſchreibgebühr). Krieges ferner — von 

rungs⸗A.⸗G. ſicherungsſumme jähr⸗ allen Kriegsverſicherten 

a licher Zuſchlag. = i — 2% der Verſiche⸗ 

| rungsſumme — Ergän⸗ 

zungsprämie für jedes 

Kriegsjahr. Evtl. Herab⸗ 

ſetzung der Verſiche⸗ 
0 rungsſumme. 1 


1922 ö 1922 8 1 
Kriegsverſicherung muß gleichzeitig mit der Von allen Kriegsteilneh . 
Lebensverſicherung oder binnen einem Monat mern in einem mobilen 
nach Entſcheidung über die Militärpflicht Truppenteil 2% d. Ver⸗ 
beantragt werden. ſicherungsſumme. Ergän⸗ 

N ü zungsprämie für jedes 

Kriegsjahr. Evtl. Herab⸗ 
ſetzung d. Verſicherungs⸗ 


ſumme. 
a | | 

Berlin 1913 1913 2 1913. i 
Provinzial. 2 %% o jährlich. Zuſchlag. Ohne Zuſchlagsprämie. Eventl. Umlage unter 
Lebens⸗Verſiche⸗ f . allen Verſicherten bis 3. 
rungs⸗Anſtalt i . Höhe einer Jahres⸗ 
Brandenburg ; prämie für eine ent⸗ 
(ietzt Frankfurt 8 ſprechende lebensläng⸗ 
an der Oder) 1 85 ala 4 


1922 1922 1922 1 
Kriegsverſicherung eingeſchloſſen für alle bei Falls nötig, Erhöhung 
Erklärung des Kriegszuſtandes Left | der Beiträge für kriegs⸗ 

Verſicherungen. gedeckte Wiſteze rungen % 


desgl. alle wee e Verſicherungs-Anſtalten. 


Berlin 1913 1913 | 1913 


Victoria zu Ohne Zuſchlag. Ohne Zuſchlag. eventl. aß der | 
Berlin, Allgem. überlebenden (kriegsver⸗ 
Verſicherungs⸗ ſicherten) Wehrpflichtigen. 
Aktiengeſellſchaft f NEN 3 
N 1922 ar 1922 1 
Für Verſicherungen, die bei Kriegsausbruch wie 1913. 


mindeſtens 8 Wochen in Kraft ſind, ohne 
Zuſchlag. 
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Berlin 1913 1913 
g Allianz — — 
Lebens⸗Verſiche⸗ 1922 N 
rungs⸗A.⸗G., Ohne Extraprämie für alle Verſicherungen 
eingeſchloſſen, die mindeſtens 3 Monate vor 


gegründet 1922 
5 f dem Tage des Kriegserklärung eingelöft find. 


Nach beſonderer Vereinbarung. 


Cöln 1913 f 1913 
Concordia Kämpfer 5% dd. Ver⸗ Wehrpflichtige einmalig 
Cölniſche Lebens⸗ ſicherungsſumme jähr⸗ 5 oo oder jährlich 
Verſicherungs⸗ licher Zuſchlag, höchſt. 1% der Verſiche⸗ 
Geſellſchaft 15 mal. Nichtkämpfer rungsſumme (höchſtens 
2% 0 d. Verſicherungs⸗ 10 mal und bis zum 
ſumme, höchſt. 20mal, vollendeten 45. Lebens⸗ 
Marine und außer⸗ jahre). Marine und 
europäiſche Kriege jähr⸗ außereuropäiſche Kriege 
lich 1% ſũ, außerdem einmalig 2 %oo oder 
jährlich 1% %/oo, außer⸗ 
dem 
1922 
Bis zum Ausbruch eines Krieges iſt ein 
Beitrag nicht zu zahlen. 
Frankfurt a. M. 1913 
Frankfurter Einmalige „Eintrittsgebühr“ von 3 % der 
Lebens⸗vVerſiche⸗ Verſicherungsſumme. 
rungg⸗A.⸗G. 
a 5 1922 


: Frantfurt a. M. 


1913 


1913 
Wehrpflichtige 2%%pio d. 


Providentia 3% o d. Verſicherungs⸗ 

Frankfurter ſumme jährlicher Zu⸗ Verſicherungsſumme 
Veerſicherungs⸗ ſchlag. | jährlicher Zuſchlag. 
Geſellſchaft i 


i Name Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall Im Ari 
der Geſellſchaft Berufssoldaten Nichtberufsſoldaten ee 


1913 

1922 
Eventl. Umlage bis zu 
5% Q der Verſicherungs⸗ 
ſumme für jedes Ge⸗ 
ſchäftsjahr auf die am 
Ende d. Geſchäftsjahres 
beſtehenden Verſiche⸗ 

rungen. 


1913 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


1922 
Bei Kriegsausbruch nach 
der Dauer des Krieges 
abgeſtufte jährliche Bei⸗ 
träge von 1% bis ½ 
der beitragspflichtigen 
Verſicherungsſumme bis 
zum Geſamtbetrag von 


5%. 

1913 
Umlage Eventl. Kür⸗ 
zung der Verſicherungs⸗ 

ſumme. 

1913 
Abführung des drei⸗ 
fachen Betrages einer 


Jahresdividende in Höhe 
der im Jahre vor dem 
Kriege feſtgeſetzten Divi⸗ 
dende nach d. Plan A. I. 
Eventl. Herabſetzung d. 
Verſicherungsſumme. Zu⸗ 
ſatzprämie iſt nur bis 
zum vollend. 45. Lebens⸗ 
jahre zu zahlen. 
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Name 
der Geſellſchaft 


Frankfurt a. M. | 


Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 
Berufsſoldaten | Nichtberufsſoldaten 


1922 8 
Ohne weiteres eingeſchloſſen, wenn die Ver⸗ 


Providentia 
Frankfurter ſicherung vor Erklärung des Kriegszuſtandes 
Verſicherungs⸗ beantragt war. Einmaliger Betrag von 
Geſellſchaft 15% einer Jahresprämie (in zwei Jahres⸗ 
raten) rückzahlbar bei Ablauf der Verſticherung, 
5 ſpäteſtens nach vollendetem 60. Lebensjahr, 
falls die Kriegsrücklage der Geſellſchaft nicht in 
Anſpruch genommen iſt. N 
ö b 
5 Gotha 1913 19138 
Gothaer Lebens⸗ = mit Ausnahme des Wehrpflichtige frei. 
verſicherungsdank Sanitätsperſonals, der 
a. G. Militär⸗ und Marine⸗ 
beamten 3% mv d. Ver⸗ 
ſicherungsſumme jäbt- 
licher Zuſchlag (höchſt. 
15 mal zahlbar) oder 
3% der Verſicherungs⸗ 
ſumme einmalig. a 
1922 1922 
— mit Ausnahme des wie 1913 
Sanitätsperſonals, der 
Militär⸗ und Marine⸗ 
beamten 3%⸗k0 d. Ver⸗ 
ſicherungsſumme jähr⸗ 
licher Zuſchlag (höchſt. 
— 15 mal zahlbar) oder a 
3% der Verſicherungs⸗ a 
ſumme einmalig. | 
Holle a. ©. 1913 1918 

„Iduna“ = 3% 0 Zuſchlag. Wehrpflichtige und 
Lebens⸗, Pen⸗ Nichtkämpfer frei. 
ſions⸗ und Leib⸗ 
renten⸗Verſtiche⸗ 1922 | 1922 
rungs⸗Geſellſchaft = 1% jährlicher Zu⸗ wie 1913 

a. G. ſchlag. 
Kriegsverſicherung muß mit Lebensverſicherung 
zuſammen beantragt werden. 

Hamburg 1913 1913 
Hamburg⸗Mann⸗ = und freiwillige 3 %00 Wehrpflichtige ohne 
heimer Verſiche⸗ der Verſicherungsſumme Zuſchlag. 

rungs⸗A. G. jährlicher Zuſchlag. 8 
1922 f 1922 
| wie 1913 wie 1913, wenn Antrag 
auf Lebens » Verfiches 


rung mindenſtens drei 

Monate vor Ausbruch 
| des Krieges geſtellt 
war. 


22 
Bei b 


Schluſſe des bei Kriegs⸗ 


Beſondere Vereinbarung. 


zung der Verſtcherung 


erſten Kriegsjahre 1 
d. „Gefahrſummen“ a 


ſicherungsjahres, im 
2. Kriegsjahre 4% und 
in jed. weiteren Kriegs⸗ 
jahre %% bis zu Höchft. 

insgeſamt „ 


N 1913 | 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


1922 m 
Im allgemeinen Abkür- 


auf längſtens 25 Jahre; 1 

einmaliger Zuſchlag v. 

2 bis 6 % der Verſiche⸗ 
rungsſumme. 1 


Be. 


1913 
Umlage. 


1922 
Umlage. 


1913 1 
Evtl. Kürzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. 


AR‘. - 
es 


1922 
wie 1913 


der Geſellſchaft 


Hamburg 

i „Janus“ 
Hamburger Ver⸗ 
ſicherungs⸗A.⸗G. 


25 
. R 


Hamburg 
Gewerkſchaftlich⸗ 
genoſſenſchaftliche 
Verſicherungs⸗ 
A.⸗G. 


(Voltsfürſorge), 
gegründet 1912 


Hannover 
Preußiſcher 
Beamten⸗Verein 
N a. G. 


Karlsruhe 

Karlsruher 
Lebensverſiche⸗ 
rung a. G. 


Leipzig 


Leipziger Lebens⸗ 


verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft a. G. 
(alte Leipziger) 
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Berufsſoldaten Nichtberufsſoldaten 


1913 1913 
Kombattanten 2 %o, Wehrpflichtige u. Arzte 
Nichtkombattanten 1% o 1 %% o der Verſiche⸗ 

jährlicher Zuſchlag. rungsſumme jährlicher 
5 Zuſchlag. 

1922 a 
Ohne Zuſchlag eingeſchloſſen. 

1913 1913 

1922 1922 

Ohne Zuſchlag. Ohne Zuſchlag. 

i 1913 i 
Ohne Zuſchlag. Bis zu 20 000 M. volle Ver⸗ 
ſicherungsſumme. über 20000 M. wird zu⸗ 


nächſt Prämienreſerve gezahlt. Nach Friedens⸗ 
ſchluß kann Nachzahlung bis zur vollen Höhe 
der Verſicherungsſumme erfolgen. 


1922 
wie 1913. Verſicherung muß bei Kriegsausbruch 
3 Monate in Kraft ſein. 


1913 


Kriegsverſicherung für europäiſche Kriege für 
Für außereuropäiſche 


alle Verſicherungen frei. 

Kriege Zuſatzprämie. Sofortige Zahlung der 

vollen Verſicherungsſumme, im Kriegsſterbefall 
bei beſonderer Vereinbarung. 


1922² i 
koſtenfrei eingeſchloſſen, wenn Verſicherungs⸗ 
ſchein vor Erklärung des Kriegszuſtandes aus⸗ 


gefertigt und ſpäteſtens innerhalb eines Monats 


nach Ausfertigung eingelöſt worden iſt. 


1913 
Ohne Extraprämie. 


1913 
Ohne Extraprämie. 


1922 
wie 1913 


1922 
wie 1913 


Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 


Im Kriege 


1913 

Eventl. Nachſchuß der 
Kriegsverſicherung 

höchſtens bis 4% der 

Riſikoſumme und abzüg⸗ 

lich geleiſteter Zuſchlags⸗ 

prämien. 


1922 
Nötigenfalls Umlage bis 
10% der Riſikoſumme. 


1913 


1922 
Evtl. Herabſetzung der 
Verſicherungsſumme. 


1913 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. ; 


922 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


1913 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


1922 
Eventl. Umlage. 


1913 
Umlage bis zu 4% der 
Riſikoſumme. 


1922 
wie 1913 


Name 
der Geſellſchaft 


Lübeck 


Lübeck⸗Schweriner 1 %oo der Verſicherungsſumme jährlicher Zu⸗ Eventl. Herabſetzung d der h 


Lebens⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗A.⸗G. 


Ludwigshafen 
Atlas 
Deutſche Lebens⸗ 
verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft 


Magdeburg | 


Magdeburger 
Lebens⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaft 
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Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 


Berufsſoldaten Nichtberufsſoldaten Im e 


— 


1913 13᷑913 


ſchlag für mit Gewinnanteil Verſicherte, i e 
andere 2%ʒ. 3 


1922 3 1922 k 
wie 1913. Kriegsverſicherung muß gleichzeitig Stundung für Kriegs⸗ 
mit der Todesfallverſicherung beantragt werden. teilnehmer. Evtl. Herab- 

5 ſetzung der Verſiche⸗ 
rungsſumme. 


1918 1913 4 
Ab Beginn in voller Höhe ohne Ertraprämie. Keine Sonderbeſtim⸗ 


ee 4 
1922 1922 7 
wie 1913 Keine Sonderbeftim- 4 
3 | e 
1913 8 1913 | 
Einmalige Zuſchlagsprämie von 2%% o der Ver⸗ Prämien geſtundet evtl. 
ſtcherungsſumme, Kürzung ſpäterer Se 
winnanteile. f 


1922 ar 1922 3 
Sofortiger Miteinſchluß, ſofern der Verſiche⸗ Jährliche Kriegsbeiträge 
rungsſchein vor Erklärung des Kriegszuſtandes in begrenzter Höhe 
ausgefertigt und innerhalb eines Monats nach 1 

Ausfertigung eingelöſt iſt. 


Magdeburg 
Wilhelma 
Allgemeine Ver⸗ 
ſicherungs⸗Akt.⸗ 

Geſ. 


A) Einmalige Zuſchlagsprämie (nicht gewinn⸗ Eventl. Kürzung der | 


1913 | ide 


berechtigt), für Offiziere und Angehörige Verſicherungsſumme. 
der Marine 6%, Kombattanten einſchließl. 1 
Arzte, Krankenträger und Muſiker 4%, alle . f 4 
übrigen Nichtkombattanten 2% % der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. (Teilzahlung ohne Auf 
ſchlag.) Bei Aufgabe der Kriegsverſicherung 
Rückgewähr der Extraprämie mit 3 % 
d Zinſen. 
B) Jährliche Zuſchlagsprämie (gewinnberechtigt) 
2% . bzw. 1½ 9% bzw. 19%ũſo der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. Keine Rückgewähr. 


192² l 


Jährliche Zuſchlagsprämie (gewinnberechtigt) Keine Sonderbeftim- 
von 209/00 der Verſicherungsſumme für Offiziere mungen. N 


jeder Art und für alle Angehörigen der Marine, u 1 
gleichgültig, ob Kombattanten oder Nicht⸗ 5 1 
kombattanten. 1½ %% o für alle übrigen Kom⸗ ; „ 
battanten einſchließlich Arzte, Krankenträger N 
und Muſiker, 1% für alle übrigen Nicht⸗ Be: 

kombattanten. | 4 
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Vorkriegsverſicherung für den Kriegsfall 


Im Kriege 


1913 
Eventl. Umlage für das 
letzte Viertel. 


1922 
Umlage bis zu 5% der 
2 Riſikoſumme. 


— un 


1913 
Evtl. Kürzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. 


1922 
wie 1913 


. ——— 


1913 
Evtl. Kürzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. 


1922 
wie 1913 


Name 
der Geſellſchaft Berufs ſoldaten Nichtberufsſoldaten 
München | 1913 
Deutſche Lebens⸗ 1%. der Verſicherungsſumme. Vormerkungs⸗ 
Verſicherungs⸗ gebühr. Garantie für 34 der Kriegsverſiche⸗ 
Bank rungs⸗Summe. 
„Arminia“ 1922 ö N 
0 Für alle Verſicherungen koſtenfrei eingeſchloſſen. 
München 1913 1913 
Bayeriſche = 30 der Verſiche⸗ Wehrpflichtige frei. 
Lebens- und H rungsſumme jährlicher \ 
1 Zuſchlag 
Verſicherungs⸗ 1922 199 
au wie 1913 wie 1913 
Die Verſicherung muß bei Kriegsausbruch 
mindeſtens 1 Monat in Kraft ſein. 
Nürnberg 1913 ö 1913 
Nürnberger = und Offiziere 2%00 | = 1% der Verſiche⸗ 
Lebens⸗Verſiche⸗ der Verſicherungsſumme rungsſumme jährlicher 
rungsbank jährlicher Zuſchlag. Zuſchlag. 
1922 1922 
wie 1913 wie 1913 N 
Die Kriegsverſicherung muß bei Ausbruch eines 
Krieges mindeſtens 2 Monate in Kraft ſein. 
Stettin 1913 2 1913 
Germania | = und Offiziere 2% 1 Wehrpflichtige 
Lebens⸗Verſiche⸗ der Verſicherungsſumme 10 d. Verſicherungs⸗ 
rungs⸗A.⸗G. jährlicher Zuſchlag. | ſumme jährlicher Zu⸗ 
i chlag. 
i 1922 
g Allgemeine Übernahme der Kriegsgefahr. 
Stuttgart 1913 
Allgemeiner Ohne Zuſchlag. Die Hinterbliebenen der ge⸗ 
Deutſcher Ver⸗ fallenen Kriegsverſicherten erhalten neben an⸗ 
ſicherungsverein geſammeltem Deckungskapital einen Anteil am 
a. G Kriegsreſervefonds eventl. bis zur vollen Ver⸗ 


i (est Allgemeine 
Deutſche Lebens⸗ 
5 en, 


a. G. 
Stuttgart) 


ſicherungsſumme. Erweiterte Kriegsverſicherung 

gegen 45% der Verſicherungsſumme einmalige 

[Extraprämie. Dieſe Extraprämien werden zu 

einem beſonderen Reſervefonds angeſammelt 

und zur Erhöhung der Leiſtungen verwandt. 

Beitritt zur erweiterten Kriegsverſicherung 
freiwillig. 


1922 | 

Ohne Zuſchlag voll eingeſchloſſen, wenn der Ver⸗ 
fiat des ſchen vor Erklärung des Kriegs⸗ 
zuſtandes ausgefertigt iſt und innerhalb 1 | 
Monats eingelöſt wird. 


1913 
Evtl. Kürzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. Evtl. 
Rückgewähr des Kriegs⸗ 
zuſchlags. 
1922 
Kriegsbeiträge bis 
höchſtens 4 der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. 


1913 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


1922 
Keine Sonderbeſtim⸗ 
mungen. 


Name 
der Geſellſchaſt 


Stuttgart 
Allgemeine 
Rentenanſtalt 
Lebens⸗ und 


Rentenverſiche⸗ 


rungs⸗Verein 
a. G. 


Stuttgart 
Stuttgarter 
Lebens verſiche⸗ 
rungsbank a. G 
(Alte Stuttgarter) 


Stuttgart 
Hilfe 
Vertragsgeſell⸗ 
ſchaft Deutſcher 
Lebensverſiche⸗ 
rungs⸗Unterneh⸗ 
mungen A.⸗G. 
Stuttgart 


22 ˙ X 
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e 


Vortriegsverſicherung für den Kriegsfall 
Berufsſoldaten | Nichtberufsſoldaten 


„ 1.913 
Offiziere 3% 0 
1 licher Zuſchlag dauernd. 


1922 


gefahr. Falls der Kriegsfonds II nicht in An⸗ 
ſpruch genommen wird, zahlt die Anſtalt noch 
eine „Abgangs⸗ oder Altersvergütung“. 


1913 

Für alle Verſicherten (auch für Berufsmilitär) 
bis zu 100 000 Mark ohne Extraprämie. Ein⸗ 
malige Vormerkungsgebühr 2 Mark. 


1922 

Wie 1913. Beſondere 
nötig, ſoweit die Verſicherungsſumme 100 000 M. 
überſchreitet, und zuläſſig, wenn eine Verſiche⸗ 


rung erſt nach Kriegsausbruch abgeſchloſſen 
werden ſoll. nz 
1913 1913 
1922 


Ohne Zuſchlag, ſofern der Verſicherungsſchein 

vor Erklärung des Kriegszuſtandes ausgefertigt 

und ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach 
Ausfertigung eingelöſt iſt. 


— —— — 


der Verſicherungsſumme lg 3 


ä Wehrpflichtige 1 9000 bis 
Ablauf der e 


Koſtenloſer obligatoriſcher Einſchluß der Kriegs⸗ 


Vereinbarungen ſind 


„ 
Keine Sonderbeſt 


mung en. 


1913 
Evtl. Kürzung Ver 
ö ſicherungsſumme. 


199, 
Keine Sonderbeſti 
mungen. 


. 1 


1922 
Eventl. Umlage. 


Lebenslauf 


Geboren bin ich am 17. April 1873 in Potsdam und beſuchte 
die dortige Oberrealſchule bis zur Ober⸗Sekunda einſchließlich. Von 
der Schule trat ich als Aſſiſtent des Mathematikers in die mathema⸗ 
tiſche Abteilung der Deutſchen Lebensverſicherung Potsdam a. G. 
über, ging nach vierjähriger Tätigkeit dort zur Berliniſchen Lebens⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft, Berlin, als mathematiſcher Beamter und 
von da aus als Leiter der techniſchen und ſtatiſtiſchen Arbeiten zur 
Kölniſchen Unfall⸗Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft nach Köln. 

Während meines langjährigen Aufenthaltes in Köln hörte ich 
neben meinem Berufe Vorleſungen an der Handelshochſchule, auch 
Verſicherungslehre. Anfang 1910 trat ich in den inneren Organiſa⸗ 
tionsdienſt der Arminia, Deutſche Lebensverſicherungsbank A.⸗G. in 
München, über, blieb dort bis 1912 und wandte mich dann zum 
Außendienſt im Verſicherungsweſen bei der Wilhelma in Magdeburg, 
Allgemeine Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft, wo ich vornehmlich auf 
dem Gebiete der Haftpflichtverſicherung tätig war. 

Die Gründung der Iduna, Feuer⸗, Unfall-, Haftpflicht⸗ und 
Rückverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Halle a. S., die im Anſchluß 
an die ſeit 1854 beſtehende Iduna, Lebens⸗, Penſions⸗ und Leib⸗ 
renten⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft a. G. erfolgte, und der Eintritt bei 
dieſer neuen Geſellſchaft als Prokuriſt für die Unfall⸗ und Haftpflicht 
verſicherung brachte mich im Jahre 1913 wieder in den Innendienſt 
des Verſicherungsweſens. Im Jahre 1915 wurde ich bei der erſt⸗ 
genannten Geſellſchaft ſtellvertretender Direktor, noch im gleichen Jahre 
deren leitender Direktor und gleichzeitig ſtellvertretender Direktor bei 
der Iduna⸗Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft. Im Jahre 1916 wurde 
ich auch bei dieſer letzteren leitender Direktor und im Jahre 1918 
Generaldirektor beider Geſellſchaften. Im Jahre 1920 wurde unter 
meiner Führung die Iduna, Transport⸗ und Rückverſicherungs⸗ 
Aktiengeſellſchaft in Berlin gegründet, deren Generaldirektor ich eben⸗ 
falls bin. 

Neben meiner praktiſchen Tätigkeit erwarb ich mir die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſe durch privates Studium als Hörer rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftlicher Vorleſungen an der Univerſität Halle. 

8 Das Rigoroſum beſtand ich am 4. Auguſt 1922 an der rechts⸗ 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Friedrich⸗Wilhelm⸗Univerſität 
Breslau. | 

8 Ich möchte nicht verfehlen, den Herren Profeſſoren, die mir 

ihre liebenswürdige Unterſtützung zuteil werden ließen, an dieſer 

Stelle nochmals zu danken. 


